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VOEWOET. 

Der Begriff der Arbeiterschutzgesetzgebung 
wird nicht von allen Nationalökonomen in ganz gleicher 
Weise bestimmt. Wir verstehen hier unter Arbeiterschutz- 
gesetzgebung die Spezialgesetzgebung , welche sich auf 
Lohnarbeiter in grösseren Unternehmungen mit Ausschluss 
der landwirthschaftlichen und eigentlichen Handelsunter- 
nehmungen bezieht und diese Arbeiter durch Spezialge- 
setze gegen eine Benachtheiligung ihrer berechtigten In- 
teressen schützen will, die bei der Freiheit des Arbeits- 
vertrages in dem heute herrschenden System freier Kon- 
kurrenz in Bezug auf ihre Arbeitsverhältnisse und ihre 
sonstige soziale Lage entstehen kann. Diese Gesetz- 
gebung erstreckt sich wesentlich auf die Regelung 
der Arbeitsverhältnisse (Arbeitszeit, Arbeitsart, Lohnzah- 
lung, Fabrikordnung, Streitigkeiten aus dem Arbeitsver- 
trag und über die Bedingungen des Arbeitsvertrages etc.), 
auf die Regelung der Haftpflicht, der Wohnungsverhält- 
nisse und auf die Einrichtung obrigkeitlicher Organe zum 
Schutze dieser Arbeiterklassen. Nicht rechnen wir hier 
dazu die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen über 
Freizügigkeit, Niederlassung, ünterstützungswohnsitz, ob- 
ligatorischen Schulunterricht, Vereins wesen, Hilfskassen, 
Armenwesen etc. 

Tait) AxbeitersohutzgesetEgebung. 1 



2 Vorwort. 

In dem nordamerikankchen Bundesstaate gehört jene 
Gesetzgebung nicht wie im Bundesstaat des deutschen 
Reiches und der Schweiz zur Kompetenz der Union, son- 
dern der Einzelstaaten ^). 

Die Arbeiterschutzgesetzgebung in den Vereinigten 
Staaten ist bisher noch nicht Gegenstand einer eingehen- 
deren wissenschaftlichen Behandlung und Darstellung ge- 
wesen und überhaupt in der wissenschaftlichen Literatur 
erst wenig berücksichtigt worden. Die gesammte Gesetz- 
gebung hat bisher eigentlich nur A. v. Studnitz in 
einem Kapitel seines Werkes: »Amerikanische Arbeiter- 
verhältnisse« ^) behandelt; aber v. Studnitz charakte- 
risirt selbst seine Mittheilungen darüber nur als »gedrängte 
Angabe« und in der That kann diese an sich verdienst- 
volle Darstellung weder als eine vollständige noch als 
eine auch nur annähernd erschöpfende angesehen werden^). 

Der Verfasser der vorliegenden Arbeit wollte die 
Lücke in der Literatur ausfüllen, aber es ergab sich ihm, 
nachdem er sich Monate lang bemüht, das dazu erforder- 



1) Artikel 10 der Amendments to the Constitution of the 
United States, bestimmt, dass >The powers not delegated to the 
United States by the Constitution nor prohibited by it to the 
States, are reserved to the States respectively or to the people. 
— Sect. VIII der Verfassung zählt die 16 Befugnisse (powers), die 
der Union zustehen, auf; unter denselben steht die Befugniss, Ar- 
beiterschutzgesetze zu erlassen, nicht. 

2) Leipzig 1877. XXI. S. 387-426. 

3) Eine nur ganz kurze und nicht vollständige Zusammen- 
stellung der Fabrikgesetze (auf einigen Seiten in 4") enthält die 
Abhandlung von Hrn. Caroll Wright: »Report on the Fac- 
tory System of the United States« im »Tenth Census of the Uni- 
ted States of 1880. Washington 1883. vol. II.« Report on the 
manufactures of the United States, at the Tenth Census (June 1. 
1880) S. 66-68. 



Vorwort. 3 

liehe Material zu beschaffen, die Nothwendigkeit einer 
Beschränkung der Aufgabe. Das sehr umfangreiche, auf 
eine grössere Zahl von Staaten bezügliche Material ist 
theils in den Gesetzsammlungen und den Verhandlungen 
der gesetzgebenden Körper der Union und der Einzel- 
staaten , theils in den amtlichen Berichten und Akten- 
stücken, welche in sehr vielen und sehr verschiedenartigen 
officiellen Publikationen der Union und der Einzelstaaten 
enthalten sind ^), zu suchen. Diese Quellen sind aber in 
deutschen Bibliotheken nicht vollständig vorhanden, weder 
in der Bibliothek des deutschen Reichstags noch in an- 
deren. Der Verfasser hat sich bemüht, soweit in den von 
ihm benützten Bibliotheken in Berlin, in Stuttgart und 
Tübingen und einzelner amerikanischer Konsuln die 
Quellenwerke fehlten , diese sich direkt von Amerika zu 
beschaffen, aber auch auf diesem Wege war eine voll- 
ständige Beschaffung des Materials nicht zu ermöglichen. 
Es gelang dem Verfasser nur, das bezügliche Material 
der Fabrikgesetzgebung im engeren Sinn und der Berg- 
werksgesetzgebung zu beschaffen ^), dieses aber in einem 

1) Für diejenigen Staaten, die besondere Bareaus für Arbeits- 
statistik haben, sind meist die zahlreichen Berichte dieser Bu- 
reaus (in der Regel einen Band von mehreren hundert Seiten 
füllend) eine wichtige Quelle dieser Materie. Werthvoll sind 
insbesondere die Berichte des Arbeitsbureaus von Massachusetts, 
dann die von Ohio, Illinois und New-Jersey. Einzelne geben auch 
Zusammenstellungen , zum Theil in historischer üebersicht , der 
Gesetzgebung ihres Staates. In dieser Hinsicht sind insbesondere 
zu erwähnen für Massachusetts der Bericht von 1876, ferner 
die 1882 erschienene Beilage >Labor Laws of the Commonwealth 
of Massachusetts ; für Ohio der Bericht von 1880, für II 1 i n o i s 
die Berichte von 1882 und 1883, für N e w - J e r s e y die von 1878 
und 1880. 

2) Für die freundliche Unterstützung bei der Beschaffung des 

1* 



4 Vorwort. 

solchen Masse, dass er auf Grund desselben für einen 
Staat (Massachusetts) eine Darstellung der Geschichte 
dieser Gesetzgebung und für die andern wenigstens eine 
Darstellung des heute geltenden Rechts zu geben ver- 
suchen konnte. Der Verfasser beschränkte hierauf seine 
Aufgabe. 

Die Resultate dieser Untersuchungen enthält die vor- 
liegende Arbeit in den Abschnitten II und III. 

In dem Abschnitte I wird auch die weitere Arbeiter- 
schutzgesetzgebung , soweit dem Verfasser Material zur 
Verfügung stand, berührt und ein Ueberblick über die 
wichtigsten Bestimmungen derselben gegeben '). 

Materials beehrt sich der Verfasser den Herren General Miller, 
Secretary of the Comittee on Foreign Affairs, Col. Caroll D. 
W r i g h t , Chief of Bnreau of Labor Statistics of Massachusetts, 
J. N i m m jr. Chief of Bureau of Statistics in Washington, Dr. 
Kapp in Berlin, G. L. C a 1 1 i n , ü. S. Consul in Stuttgart und 
Rudolph K n c h, U. S. Consul in Chemnitz, seinen verbindlichen 
Dank abzustatten: 

1) Das hier bearbeitete legislatorische Material ist hauptsäch- 
lich in folgenden Gesetzsammlungen von Einzelstaaten enthalten: 

1) The Code and Statutes of the State of California 1876. — 

2) Colorado, General laws 1877. — - 3) Connecticut, Gene- 
ral Statutes, Revision of 1875 ; Public acts, May session 1875, 1877 
und 1880. — 4) Georgia, The code 1873. — 5) Illinois, 
Revised Statutes of Illinois 1877. — 6) In di an a, Statutes 1876. 
— 7) J w a , The code 1873. — 8) Kansas, General Statutes 
1876. — 9) Maine, Revised Statutes 1871. — 10) Maryland, 
Code 1860-1878; Revised Code 1878. — 11) Massachusetts, 
Public acts 1882. — 12) Michigan, Compiled Laws 1872. — 
13) Minnesota, Statutes at large 1873. — 14) Missouri, 
Statutes 1872. — 15) Nebraska, Compiled Statutes 1881. — 
16) Nevada, Compiled Laws 1873. — 17) New-Jersey, Re- 
vision of Statutes 1877. — 18) N e w-Hampshire, General Laws 
1882. — 19) New-Mexiko, Revised'Statutes 1875. - 20)New- 
York, Revised Statutes 1875. — 21) Ohio, V. annual Report 
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Bei den grossen Schwierigkeiten, die der Verfasser 
zu überwinden hatte, und die vor allem theils darin be- 
standen, dass keine oder doch nur sehr wenige Vorar- 
beiten vorlagen , theils darin , dass die Gesetzgebung die 
sehr verschiedenartige vieler Staaten ist und dass er seine 
Untersuchungen nicht in Amerika an Ort und Stelle, 
sondern in Deutschland machte, und desshalb bezüglich 
mancher Punkte auf weitere ihm wünschenswerthe Er- 
mittelungen, die nur in Amerika hätten angestellt werden 
können, verzichten musste, glaubt derselbe für diese Ar- 
beit auf eine nachsichtige Beurtheilung rechnen zu dürfen. 

Der Verfasser hat noch die angenehme Pflicht zu 
erfüllen, seinem hochverehrten Lehrer Herrn Professor 
Dr. von Schönberg, der diese Arbeit veranlasste und 
ihre Ausführung in aufopferndster Weise leitete, seinen 
innigsten Dank auszusprechen. 

of Bureau of Labor Statistics 1881. — 22) Pennsylvania, 
Digest 1700-1872; annual digest 1873—76. — 23) Vermont, 
General Statutes 1877. — 24) Wisconsin, Revised Statutes 
1871. 



Die Arbeiterschutzgesetzgebung 
im Allgemeinen. 

1. Die Fordemngeii der Arbeiter und die Gesetzgebung. 

Ueber die Arbeiterbewegung in den Verei- 
nigten Staaten vgl, insbesondere: A. v. Studnitz, a. 
a. 0. S. 341 ff. A. Sartor ins von Wal t er s h aus en, Die 
Gewerk vereine in den Vereinigten Staaten von Amerika in 
Conrads Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik, neue 
Folge Band I. S. 517 ff. und Bd. VII. S. 815 ff. — Ders. Ar- 
beitszeit und Normalarbeitstag in den Vereinigten Staaten von 
Amerika in Conrads Jahrbüchern Bd. IV S. 461 ff. und Bd. V. 
S. 107 ff. — A. Tenner, Amerika. Berlin 1884; insbeson- 
dere darin die Abhandlungen von Douai über die Lage der 
Lohnarbeiter in Amerika, S. 132 — 164 und von Jüngst über 
die landwirthschaftlichen und industriellen Verhältnisse in den 
Vereinigten Staaten. S. 231—328. — Femer: Sem 1er, Ge- 
schichte des Social ismus und Kommunismus in Nordamerika. 
Leipzig 1880. — Farn am, Die amerikanischen Gewerkver- 
eine. Leipzig 1879. — Edward Joung, Labor in Europa 
and America. Philadelphia 1875. — Joseph Nimmo, 
Comparative Rates of Wages in the United States and in Fo- 
reign Countries. Washington 1882. 

Vgl. auch L u d 1 o w and Jones, Progress of the working 
classes 1832—67. London 1867. — E. v. PI euer. Die eng- 
lische Fabrikgesetzgebung. Wien 1871. — Brentano, Die 
gewerbliche Arbeiterfrage in Schönberg's Handbuch der 
politischen Oekonomie Bd. 1. — Henry George, Progress 
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and Poverty. London 1880. — Sumner, What Social classes 
owe to each other. — C. D. Wright, Report on the Factory 
System of the United States. Census Bd. IL Manufactures. 
Washington (1883). S. 1—74. 

Die wichtigste Quelle für allgemeine Arbeiterverhältnisse 
in den Vereinigten Staaten sind die Berichte der Bureaus für 
Arbeitsstatistik, insbesondere die Berichte aus folgenden Staaten: 
1) Massachusetts: Annual Report of the Bureau of Sta- 
tistics of Labor. Boston. 13 vols. 1869—83. — 2) New- 
J e r s e y : Annual Report of tlie Bureau of Statistics of Labor 
and Industries of New- Jersey. Sommerville N.J. 6 vols. 1878 
—1883. — 3) Ohio: Annual Report of the Bureau of Labor 
Statistics to the General Assembly of the State of Ohio. Oo- 
lumbus. 7 vols. 1877 — 83. — 4) Illinois: Biennial Report 
of the Bureau of Statistics of Labor of Illinois. Springfield. 
2 vols. 1880—82. — 5) Pennsylvania: Report of the 
Bureau of Industrial Statistics. Annual Report of the.Secretary 
of Int/crnal Affairs of the Common wealth of Pennsylvania. 
Part. II I. Industrial Statistics vol. X. 1881—82. Harrisburg. 



Die Arbeite rschutzge setzgebu ng eines Landes 
ist in der Regel die Folge einer Arbeiterbewegung 
und erscheint gewöhnlich als ein Compromiss des Staates 
mit den Forderungen der arbeitenden Klassen. Die Ar- 
beiterbewegung bringt die Missbräuche und üebelstände, 
welche sich für die Arbeiterklasse im Grossbetrieb bei 
voller Freiheit oder bei einer sonst ungenügenden Gesetz- 
gebung und Verwaltung ergeben, ans Licht und zeigt die 
Forderungen, die die Arbeiterklasse an den Staat und die 
Gesellschaft zur Erfüllung ihrer, wie sie meint, berech- 
tigten Ansprüche und Interessen stellt. Dass diese For- 
derungen oft über die Grenze hinausgehen, die zuf Wah- 
rung anderer ebenfalls berechtigter Klasseninteressen und 
zur Förderung des Gesammtwohls innegehalten werden 
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muss, liegt in der Natur der Sache. Es sind eben ein- 
seitige Forderungen einer Klasse, die für ihr Interesse 
und nur für ihr Interesse kämpft. 

In den Vereinigten Staaten war der Einfluss 
der Arbeiterbewegung auf die Gesetzgebung vielleicht 
stärker, als in irgend einem Lande ^). Die Agitation der 
Arbeiter gab in den weitaus meisten Fällen den Anstoss 
zu den legislatorischen Massnahmen ; die Arbeiter stellten 
in der Regel — auf freien Kongressen oder in Vereinen 
organisirt — zuerst die Forderungen auf, die die Gesetz- 
gebung dann mehr oder minder erfüllte ^). Auch heute, 
wo die Gesetzgebung auf diesem Gebiet noch im vollen 
Fluss befindlich ist, sind die Arbeiter die eigentlich trei- 
bende Kraft derselben, sie weisen derselben immer neue 
und weitere Aufgaben und Ziele. 

Die Arbeiterbewegung beginnt in Amerika zu 
Anfang der dreissiger Jahre und war, bald stärker 
bald schwächer auftretend, ununterbrochen vorhanden. 
Im letzten Jahrzehnt ist auch in Amerika eine sociali- 
stische Arbeiterpartei entstanden, deren Forderungen und 
Ziele im wesentlichen die gleichen wie die der interna- 
tionalen Arbeiterassociation und der deutschen Socialdemo- 
kratie sind^). 

1) lieber den Zusammenhang der Arbeiterbewegung und der 
Arbeiterschutzgesetzgebung in England vgl. insbesondere v. Ple- 
ner, Die englische Fabrikgesetzgebung. Wien 1871. L u d 1 o w 
and Jones, Progress of the working classes. London 1867. 

2) Vgl hierüber v. Studnitz a. a. 0. S. 301 ff., ferner 
Sartorius von Waltershausen a. a. 0. ßd. V. S. 107 ff. 

3) ^Programm der socialistischen Arbeiter- 
partei von Nordamerika: 

»1) Die Arbeit ist die Quelle alles Beichthums und da nutz- 
bringende Arbeit nur in der Gesellschaft und durch die Gesell- 
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Aber die Soeialisten haben bisher in den Ver- 



schaft möglich ist, gehört der Ertrag der Arbeit unverkürzt nach 
gleichen Rechten allen Gesellschaftsmitgliedern. 

2) Das gegenwärtige System, unter welchem die menschliche 
Gesellschaft organisirt ist, ist falsch, weil es einer kleinen Minder- 
heit ermöglicht, Reichthümer aufzuhäufen, um damit die grosse 
Masse des Volkes in Noth und Elend zu halten. U^d da die be- 
stehenden politischen Parteien stets nur im Interesse der wenigen 
Besitzenden gehandelt haben, um deren ökonomische Privilegien 
und dadurch diese ungerechten Zustände zu erhalten, so ist es 
Pflicht der Arbeiterklasse, sich als eine grosse Arbeiterpartei zu 
organisiren, um politische Macht im Staate zu erringen und ihre 
ökonomische Unabhängigkeit zu erwirken, da die Befreiung der 
Arbeiterklasse nur durch die Arbeiterklasse selbst geschehen kann. 
Die ökonomische Befreiung der Arbeiterklasse ist daher der grosse 
Endzweck, dem jede politische Bewegung untergeordnet werden 
muss. 

3) Die materielle Lage der arbeitenden Klassen in allen civi- 
lisirten Ländern ist identisch und hat demgemäss dieselben Ur- 
sachen. Der Kampf für ihre Befreiung ist ein internationaler und 
muss deshalb derselbe ein gegenseitiger und ergänzender sein. 
Daher ist die Organisation der Gewerk- und Arbeitervereine auf 
sozialisticher Basis eine Nothwendigkeit. 

4) 'Auf diesen Grundlagen fussend ist die sozialistische Ar- 
beiterpartei gegründet worden. 

5) Die sozialistische Arbeiterpartei fordert desshalb, dass alle 
Arbeitsmittel (Land , Maschinen , Eisenbahnen , Telegraphen , Ka- 
näle u. 8. w.) so schnell als möglich zum Gemeingut des ganzen 
Volkes werden, zu dem Zweck der Abschaffung des Lohnsystems, 
um an dessen Stelle das genossenschaftliche Arbeitssystem zu 
setzen^ mit einer gerechten Vertheilung des Arbeitsertrags. Die 
Partei fordert desshalb die Ausführung der folgenden Massregeln 
zur Verbesserung der Lage der Arbeiter unter dem gegenwärtigen 
System, und um dasselbe schliesslich abzuschaffen : 

a. Einführung eines gesetzlichen Arbeitstages von Vorläufig 
8 Stunden und strenge Bestrafung aller Uebertreter. 

b. Sanitätliche Beaufsichtigung aller Arbeitsverhältnisse, Woh- 
nungen und Lebensmittel. 

c. Etablirung von statistischen Arbeitsbureaus in allen Staaten 
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einigten Staaten keinen günstigen Boden gefunden ^), sie 
sind nichts weniger, als die tonangebende Arbeiterpartei. 
Die grosse Masse der Arbeiter theilt nicht die 
socialistischen Ideen, sondern stand und steht in ihren 



seitens der Nationalregierung. Die Beamten derselben sollen 
durch das Volk erwählt werden. 

d. Verbot der Ausnutzung der Gefangenenarbeit durch und 
für Privatpersonen. 

e. Verbot der Arbeit von Kindern vor ihrem 14. Lebensjahre 
in industriellen Unternehmungen. 

f. Gesetzlicher Schulzwang bis zum 14. Lebensjahre; freie 
Lieferung der Unterrichtsmaterialien durch den Staat in 
den öffentlichen Schulen. 

g. Strenge Gesetze, welche die Arbeitgeber haftbar machen 
für alle UnglücksföUe der Arbeiter, die durch die Nach- 
lässigkeit der Arbeitgeber herbeigeführt werden. 

h. Ein Gesetz, wonach die Arbeiter wöchentlich in gesetz- 
lichem Gelde ausbezahlt werden müssen, und Bestrafung 
aller üebertreter. 

i. Unentgeltliche Bechtspflege. 

k. Abschaffung der Verschwörungsgesetze, welche gegen das 
Recht des Strikens und andere zum Striken zu veranlassen 
gerichtet sind. 

1. Abschaffung aller indirekten Steuern und Einführung einer 
direkten Einkommensteuer. 

m. Uebernahme aller finanziellen Institute und Versicherungs- 
anstalten und Betrieb derselben durch den Staat. 

n. Widerrufung aller Gesetze, welche das Wahlrecht der 
Bürger beschränken. 

o. Direkte Gesetzgebung durch das Volk mit dem Vorschlags- 
und Verwerfungsrecht bezüglich der Gesetze, sowie das Becht 
der Minoritätsvertretung. 

p. Verbot der Frauenarbeit in Beschäftigungen, welche der 
Gesundheit und Moralität schädlich sind. 

q. Gleichstellung der Löhne der Frauen mit denen der Männer 
für gleiche Arbeitsleistung. 
1) vgl. Sartorius von Waltershausen a. a. 0. in 
Conrads Jahrbüchern neue Folge Bd. V. S. 107 ff. 
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socialpoli tischen Anschauungen und Forderungen auf dem 
Boden und in den Grenzen der socialen Reform. 

Die hierauf bezüglichen Forderungen waren 
und sind bis heute sehr verschiedener Art, noch man- 
nigfaltiger als die Forderungen der Arbeiterklassen in 
Europa ^) und sie haben natürlich auch im Laufe der Zeit 
gewechselt. Karakteristisch aber ist eine Erscheinung, 
wie sie in dieser Besonderheit wohl nur in Amerika auf- 
getreten: dass von Anfang an bis heute die Hauptfor- 
derung und das Hauptbestreben der Arbeiter auf 
eine Herabsetzung der täglichen Arbeitszeit 
und auf die Einführung eines gesetzlichen Nor- 
malarbeitstages gerichtet war^). Auf allen Kon- 
gressen wurde sie als die wichtigste Aufgabe, als das 
Hauptmittel zur Lösung der Arbeiterfrage hingestellt, in 
den Programmen aller Ligen und Vereine bildete sie stets 
den Hauptpunkt. Auf sie konzentrirte sich zu allen 
Zeiten die Agitation. Auch in dieser Forderung zeigt 
sich ein Wechsel in der Zeit. Ursprünglich forderten die 
Arbeiter den zehnstündigen Arbeitstag. Nachdem es ihnen 
gelungen, diesen fast überall durchzusetzen, geht ihre 
Forderung auf den Normalarbeitstag von 8 Stunden *). 

1) V. Studoitz a. a. 0. S. 346. 

2) Eine eingehende Darstellung der Agitation für die Ver- 
kürzung der Arbeitszeit enthält die schon genannte Abhandlung 
von Sartorius von Waltershausen: Arbeitszeit und Nor- 
malarbeitstag in den Vereinigten Staatea von Amerika, in Con- 
rads Jahrbüchern a. a. 0. 

3) Für den achtstündigen Normal arbeitst ag agitiren auch die 
Sozialisten. (Hierüber vergl. Sartorius von Waltershausen 
a. a. 0. in Conrads Jahrbüchern, neue Folge Bd. V. S. 108 ff., 
ferner v. S t u d n i tz a. a. 0. S. 349, 354 ff.; s. auch die Forderung 
im Programm der amerikanischen Arbeiterpartei; »Einführung 
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Die Agitation für die Herabsetzung der Ar- 
beitszeit auf 10 Stunden entstand in Massachusetts. 
Von den Baugewerken am Ende der zwanziger Jahre be- 
gonnen, verbreitete sie sich sehr rasch auf die übrigen 
Gewerbe und hatte bald die ganze Arbeiterbevölkerung 
des Staates ergriffen. Damals war noch allgemein üblich 
eine von Sonnenaufgang bis Sonnenuntergang ausgedehnte 
Arbeitszeit, d. h. im Winter eine Arbeitszeit von 9 — 12 
Stunden, im Sommer eine solche von 12 — 16 Stunden ^). 
Bei dem in dieser Periode sich vollziehenden Umschwung 
in der Technik und plötzlichen üebergang zum Grossbe- 
trieb wirkte diese lange Arbeitszeit sehr nachtheilig auf 
die Arbeiterklasse. Die Klagen der Arbeiter über die fär 
Gesundheit, Moral und das Familienleben nachtheiligen 
Folgen, insbesondere auch über niedrige Löhne, über die 
Tendenz derselben bis auf das Existenzminimum zu sinken, 
resp. auf dieser Höhe zu beharren, wiederholen sich un- 
unterbrochen bis in die vierziger und fünfziger Jahre, 
und die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit wird als das 
Heilmittel und als das Recht der arbeitenden Klassen 
hingestellt. 

Am 1. September 1832 fand ein Arbeiterkongress zu 
Boston statt unter der Leitung der »New England asso- 
ciation of farmers, mechanics and other workingmen« mit 
Delegirten von allen Theilen von Massachusetts, zur ge- 
meinsamen Berathung des Zehnstundensystems. Ein Pro- 
gramm wurde aufgestellt , dessen Hauptpunkte waren : 
Organisation der Arbeiterbevölkerung New-Englands, Ver- 



eines gesetzlichen Arbeitstages von vorläufig acht Stunden und 
strenge Bestrafung aller üebertreter.«) 
1) vgl. V. Studnitz a. a. 0. S. 342. 
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schärfung der Schulgesetze und Einführung eines Normal- 
arbeitstages von 10 Stunden. 

Am 20. Januar 1834 wurde ein allgemeiner Gewerk- 
verein konötituirt und dessen Entstehung mit einem grossen 
Umzug in den Strassen von Boston gefeiert. Die Regie- 
rung billigte aber keineswegs diese Bewegung ; im Jahre 
1835 verweigerte sie z.B. die Benutzung eines öflFentlichen 
Saales zur Besprechung des 10-Stunden-Sjstems und ver- 
urtheüte den Verein der »Yourneymen bootmakers«, wel- 
cher versucht hatte, Nichtmitglieder von der Ausübung des 
Gewerbes auszuschliessen, trotz der beredten Vertheidigung 
des damals berühmten Advokaten und Arbeiterfreundes 
Rantoul. 

Von Massachusetts verbreitete sich die Bewegung 
in andere Industriestaaten. Die Zeit von 1830 bis 
1850 ist die erste grosse Periode der amerikanischen So- 
zialreformbewegung. In sie fallen auch die ersten Ver- 
suche der Organisation von Gewerkvereinen und der Co- 
operation *). Die Arbeiter fanden Unterstützung auch in 
andern Kreisen. Männer, die zu den bedeutendsten jener 
Zeit gehören, wie Dana, Channing, Everett, 
Greelj, widmeten sich mit grossem Eifer der Aufgabe 
der Hebung der Arbeiterklasse. 

Trotz der lebhaften Bewegung aber wurden in dieser 
Zeit in keinem Staate der Union 10 Stunden zum 
gesetzlichen Arbeitstage. Auch die vielen Strikes, 
insbesondere in Massachusetts und New- York, endeten 
allgemein mit einer Niederlage der Arbeiter ^). Nur von 



1) vgl. I. Jahresbericht des arbeitsstatist. Bureaus von Massa- 
chussetti» 1869, Einleitung, femer VII. Jahresbericht desselben. 

2) vgl. V. W a 1 1 e r s h a u s e n a. a. 0. S. 115. 
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einer Staatsgewalt wurde die Berechtigung ihrer Forde- 
rung anerkannt, von der ünionsregierung. Ein De- 
kret des Präsidenten van Buren vom 10. April 1840 
ordnete die Einführung des zehnstündigen Arbeitstages 
für alle Werkstätten der Vereinigten Staaten an. Aber 
auch dies Dekret blieb thatsä'bhlich nur kurze Zeit (bis 
1844) in Kraft (s. darüber unten). 

Mehr Erfolg hatte dagegen die Agitation für den 
Normalarbeitstag in den fünfziger Jahren. Eine Reihe 
von Einzelstaaten (New- Jersey, Ohio, Pennsylvania, Con- 
necticut etc.) erliessen Gesetze, welche 10 Stunden als 
gesetzlichen Arbeitstag bestimmten, sämmtlich freilich 
mit der Klausel: »wenn keine anderweitige Verabredung 
getroffen wird«. Trotzdem, wie wir im folgenden Ab- 
schnitt zeigen, das Dekret des Präsidenten nach 1844 
nicht mehr streng durchgeführt wurde und die Gesetze 
der Einzelstaaten durch die erwähnte Klausel die Zeitbe- 
stimmung anscheinend illusorisch machten, hatte doch 
diese Anerkennung der Arbeiterbestrebungen seitens der 
öffentlichen Gewalt, indem sie die Kraft der organisirten 
Arbeiter stärkte und den Widerstand der Widerstrebenden 
schwächte, in Verbindung mit der energischen und rüh- 
rigen Agitation der Arbeiter, die eventuell auch durch 
das Mittel der Strikes sich zu helfen suchten, den Erfolg, 
dass die öffentliche Meinung immer allgemeiner für die 
Forderungen der Arbeiter eintrat und schon im Anfang 
der sechziger Jahre der zehnstündige Arbeitstag in sämmt- 
lichen Industriezweigen mit Ausnahme der Textilindustrie 
der Nordstaaten allgemein üblich wurde *). 



1) vgl. IL Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus von 
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ungefähr in der Mitte der sechziger Jahre er- 
blicken wir deutlich den Anfang einer neuen noch mäch- 
tigeren Arbeiterbewegung. Die Arbeiter beginnen sich 
über das ganze Land zu organisiren. Es Ist die Blüthezeit 
des amerikanischen Gewerkvereinswesens. Die unmittel- 
bare Veranlassung dieser rastlosen Bewegung war die allge- 
meine Verschlechterung der Arbeiterverhältnisse während 
des schweren Bürgerkriegs. Die fortwährende Vermehrung 
des Papiergeldes und die damit zusammenhängende Ver- 
theurung der Lebensmittel, ferner die Tendenz der gewerb- 
lichen Unternehmer, ihre Einnahmen durch die Herab- 
setzung der Löhne zu steigern, hatten ein sich immer 
steigerndes Gefühl der Unzufriedenheit und Ungeduld in 
den Arbeiterkreisen hervorgerufen. Im August 1866 trat 
zur Berathung der Arbeiterfrage eine Versammlung der 
Trades Unions and Trades AssembKes in Baltimore zu- 
sammen, welche die »National Labor Union« gründete ^). 
Diese Union stellte den achtstündigen Arbeitstag als das 
neue und Hauptziel für die Arbeiterklasse hin, und seit 
der Zeit agitiren die amerikanischen Arbeiter mit grosser 
Energie und Hartnäckigkeit für diese Forderung ^). 



Ohio, 1878, S. 299 ff. Heute gilt das Zehnstundensystem auch für 
die Textilindustrie und ist eine Folge der Regelung der Frauen- 
und Kinderarbeit. Nach dem 10. Jahresbericht des arbeitsstatisti- 
Bchen Bureaus von Massachusetts arbeiteten in diesem Staate 
263,452 Personen von allen Gewerben 226,6 Tage jährlich von 
10 Stunden täglich. 

1) vgl. S. V. W a It e r s h a u s e n a. a. 0. S. 118. 

2) Diese Forderung wird in Amerika bezeichnet mit dem Wort 
»Platform of Labor«. »Die bedeutendste Thätigkeit für die Ver- 
kürzung der Arbeitszeit entfalten in der Gegenwart, wie es auch 
in der Vergangenheit geschah, die freien Arbeitervereine, deren 
Zweck es ist, unter Aufrechthaltung des bestehenden Wirthschafts- 
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Der erste grosse Erfolg, welchen diese Agitation 
erzielte, war das Gesetz der Unionsregierung 
vom 25. Mai 1868, welches den achtstündigen Ar- 
beitstag für alle Werkstätten der Vereinigten 
Staaten-Regierung einführte. 

Obwohl sich dieses Gesetz nur auf einen kleinen 
Bruchteil der amerikanischen Arbeiterbevölkerung bezog 
(s. darüber unten), blieb es doch für die Gestaltung der 
Gesetzgebung der Einzelstaaten nicht ohne Bedeutung. 
Denn wie die Arbeiter mit Recht betonen und früh vor- 
aussahen, als sie die Forderung der achtstündigen Arbeits- 
zeit vorzugsweise an die Nationalregierung richteten, dient 
das genannte Gesetz als Agitationsmittel zur Erlangung 
ähnlicher Bestimmungen von den Staatenregierungen. Und 
in der That haben auch bereits die Staaten Pennsylvania, 
Illinois, Wisconsin den Arbeitstag von 8 Stunden zum gesetz- 
lichen gemacht, allerdings auch wieder mit der Klausel »wo 
keine anderweitige Verabredung getroffen wird«, und in dem 



rechts, nach dem Grandsatz »in union is strength« den Lehrver- 
trag zu einem materiell freien zu machen. Das grösste Verdienst 
unter diesen Verbindungen dürfen gewiss die Gewerkvereine be- 
anspruchen, welche^bisher sich der meisten Verbreitung erfreuen 
und die Agitation stets am entschiedensten aufgenommen haben. 
Neben ihnen sind dann die neuerdings weitverzweigten freien Ge- 
sellschaften zu nennen, deren Mitglieder verschiedenen Gewerben 
angehören, und welche sowohl lokal als auch national organisirt 
sind. Von diesen, welche durch ihre einheitliche Leitung sich zu 
politischen Agitationen vorzüglich eignen, hat die geheime Ver- 
brüderung der »Knights of Labor« (über 160,000 Mitglieder in 
1680 Zweigvereinen) gegenwärtig die grösste Machtentfaltung zu 
verzeichnen, während der mit ganz ähnlichen Zwecken offen or- 
ganisirte Verein »International Labor Unionc nur kurze Zeit Er- 
folge aufzuweisen gehabt hat« (v. W a 1 1 e r s h a u s e n). 



1. Die FordeniDgen der Arbeiter tmd die Gesetzgebung. 17 

Staat New- York ist derselbe überhaupt für alle Arbeiter 
eingeführt. Die achtstündige Arbeitszeit ist femer bereits 
in mehreren Ge(«7erben der Vereinigten Staaten die Regel 
geworden. Die Arbeiter hoffen desshalb sicher, dass diese 
Arbeitszeit, wie früher die zehnstündige, im Laufe der 
Zeit zur allgemeinen werden wird ^). 

Das Programm der amerikanischen Arbeiterklasse 
umfasst neben der Hauptforderung des gesetzlichen Ar- 



1) Die Gründe, welche in Amerika für and gegen den 
achtstündigen Arbeitstag sprechen , erörtert Sa r t o- 
rius von Waltershausen sehr eingehend unter Berück- 
sichtigung der Wirkungen, welche bei achtstündiger Tagesarbeit 
eingetreten sind oder für sehr wahrscheinlich gehalten werden, 
a. a. 0. in Conrads Jahrbüchern Bd. 7. S. 129—146. Sartorius 
spricht sich für diese Arbeitszeit und für eine gesetzliche Einfüh- 
rung derselben durch die Gesetzgebung in den einzelnen Staaten aus. 

Die Gründe, auf welche die Arbeiter ihre Forderungen 
stützen, fasst das arbeitsstatistische Bureau von Ohio (IL Jahres- 
bericht 1878, S. 271) so zusammen: 

1. The yast increase in the producing power of machinery 
has resulted in a decrease in the number of persons required to 
keep up the supply of any given manufacture in which machinery 
is employed, so that a large number of persons are at any giyen 
time uuemployed. 

2. That labor has not received a fair proportion of the bene- 
fits of machinery, either in increased wages, increased purchasing 
power of wages, or decrease of hours of labor per day, though 
the number of days labor furnished has decreased. 

3. That a reduction of the hours of labor would result in 
more days work and more workers, less idleness, but more leisure ; 
would destroy the tramp nuisance by taking away the cause, and 
would force an increase of production by making more consumers. 

4. That eight hours for work, eight hours for recreation, rest, 
and study, and eight hours for sleep constitutes the natural di- 
vision of the twenty-four hours. 

5. That the laborer could, because of increased power, pro- 
duce as much in eight hours as in ten hours. 

T a i t , ArbeitenohutsgeBetegebiug. 2 



18 I. Die Arbeiter schutzgesetzgebang im Allgemeinen. 

beitstages noch weitere Forderungen. Sehen wir 
ab von den eigentlichen sozialistischen ^), die keine Aus- 
sicht auf Erfüllung haben, und betrachten wir nur die 
allgemein von den anderen Arbeitern aufgestellten, so 
lassen sich diese in zwei Klassen scheiden, Forderungen 
an die Union und Forderungen an die Einzelstaaten. 
Die Forderungen an die Union sind: 

1) Reform in dem öfiFentlichen Landsystem. 

2) Einführung einer allgemeinen Progressiv-Einkom- 
mensteuer. 

3) Einsetzung eines nationalen Bureaus für Arbeits- 
statistik. 

4) Reform in dem Credit-, Münz- und Bankwesen. 

5) Verstaatlichung oder grössere Controle der öffent- 
lichen Verkehrsanstalten, hauptsächlich Festsetzung von 
Normaltarifsätzen und Beseitigung der Monopole. 

6) Abschaffung des Kontraktsystems bei öffentlichen 
Arbeiten. 

Die Forderungen an die Einzelstaaten sind: 

1) Verbot der Arbeit von Kindern unter 14 Jahren, 
sowie Durchfuhrung der bereits bestehenden Schulzwang- 
gesetze. 

2) Staatliche Ueberwachung aller Fabrik- und Ar- 
beitsräume, auch der Arbeiterwohnungen, sowie das Ver- 
bot der gewerbsmässigen Tenementhausindustrie. 

3) Ein strenges Haftpflichtgesetz. 

4) Verbot des Trucksystems und Sicherung der wö- 
chentlichen Lohnzahlung. 

5) Durchführung der Liengesetze. 

1) vgl. S. 5 ff. 
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6) Einsetzung von Bureaus für Arbeitsstatistik. 

7) Verbot der Ausnützung der Sträflingsarbeit durch 
Privatun ternehmer . 

Von den Forderungen an die Union berühren 
die ad 4 — 6 nicht direkt die Arbeiterfrage und sind hier 
nicht näher zu behandeln. 

ad 1. Die Reform des öffentlichen Land- 
systems. 

Die Bedeutung des grossen Vorraths billigen, unbe- 
bauten Landes der Weststaaten auf die Gestaltung der 
allgemeinen Arbeiterverhältnisse ist oft auch von anderer 
Seite als von den Arbeitern betont worden. 

Derselbe bietet den arbeitenden Klassen im höchsten 
Grade die Gelegenheit, eine unabhängige Lebensstellung 
zu gewinnen, sowie einen sichern Zufluchtsort in Zeiten 
der Arbeitslosigkeit, und wird dadurch (sowie durch Ab- 
leitung des Ueberschusses und Verringerung des Arbeits- 
angebots) bei voller Freizügigkeit zu einem Regulator 
für die Höhe der Löhne der gewerblichen Industrie ^). 

Wenn die Kolonisation der ungeheuren Ländereien 
des fernen Westens durch gewerbliche Arbeiter bisher 
nicht in grösserem Masse erfolgt ist, so ist das für die 
Zeit bis zum Anfang der siebziger Jahre schon desshalb 
begreiflich, weil die Kosten, Unbequemlichkeiten und An- 
strengungen der weiten Reise sehr gross waren, überdies 
in der Zeit nach dem Bürgerkrieg die Löhne in Folge 



1) Wo die Möglichkeit jedem zusteht, Farmer zu werden, 
können die Löhne in der gewerblichen Industrie niemals unter 
das Niveau des in der Landwirthschaft zu erzielenden Einkommens 
sinken. Ansicht von Henry George, geäussert vor dem parla- 
mentarischen Gomit^ für Unterricht und Arbeit 1883. 

2* 
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der Schutzpolitik hoch waren und die Arbeiter leicht 
überall lohnende Beschäftigung fanden. 

Diese Verhältnisse sind seitdem, hauptsächlich seit 
der wirthschaftlichen Krisis von 1873, wesentlich andere 
geworden. Die Löhne sind gesunken, in den Städten und 
Fabrikdistrikten des Ostens ist nicht Arbeitermangel, son- 
dern Arbeiterüberfluss vorhanden '); es ist eine allgemeine 
Verschlechterung der Arbeiterlage, insbesondere auch in 
den Wohnungsverhältnissen eingetreten. Wenn auch unter 
diesen Umständen und nach dem Bau der grossen Eisen- 
bahnen trotz der den Erwerb von Land sehr erleichtern- 
den Politik der Staaten im Wesentlichen die gleiche Er- 
scheinung zu beobachten ist, so erkErt sich diese jetzt 
aus anderen Gründen. 

Die Erwerbung von bisher unkultivirtem Land kann 
in den Vereinigten Staaten auf vierfache Weise erfolgen ^): 

1) durch den Kauf in öffentlicher Auktion, wobei das 
Land an den höchsten Bieter verkauft wird; 

2) durch Privatkauf; 

3) durch Kauf nach dem Vorkaufsgesetz ^) ; 



1) vgl. Tenner a. a. 0. S. 154. 

2) vgl. V. S t u d n i t z a. a. 0. S. 336 ff., auch T e n n e r a. 
a. 0. S. 245, ferner M e y e r's Lexikon, Jahressupplement. 1883—84 
S. 407 ff. 

3) Nach dem VorkaufBgesetze kann Jedermann eine Land- 
strecke (nicht über 160 Acker) in folgender Weise erwerben: er 
macht nämlich in dem Diatrikt-Landamt schriftb'che Anzeige, dass 
er sich auf einer bestimmten Landstrecke angesiedelt hat, und 
dass er nach dem Vorkaufsgesetze ein Vorzugsrecht beim Ankaufe 
des Landes beansprucht; hiernach erhält er die Erlaubniss, inner- 
halb der Zeit von einem Jahre bis zwei Jahren und neun Monaten 
nach geschehener Ansiedlung für das Land das Kaufgeld zu ent- 
richten, vgl. V. S t u d n i t z a. a. 0. S. 537. 
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4) durch Besitznahme nach dem Heimstättegesetz. 
Für die Lohnarbeiter kommt hauptsächlich die vierte 
Art in Betracht. Nach dem im Jahre 1862 erlassenen 
Heimstattegesetz kann jeder Bürger oder Jeder, welcher 
seine Absicht, das Bürgerrecht zu erwerben, erklärt hat, 
eine Heimstätte zunächst gegen blosse Erlegung einer 
Gebühr von 7 — 22 DoU. je nach dem abgeschätzten Preise 
des Landes erwerben. Die Berechtigung erstreckt sich 
auf 160 acres (1 acre = 40,467 ar), wenn der acre zu 
höchstens 1,25 Doli, abgeschätzt wird. Das Gesetz stellt 
folgende Bedingungen: Der Bewerber muss 21 Jahre alt 
oder Familienhaupt sein. Eine eidliche Versicherung ist 
dahin abzugeben, dass die Heimstätte nur für den allei- 
nigen Gebrauch des Bewerbers oder zum Zwecke des An- 
siedeins und der Kultivirung verlangt wird. Um einen 
Anspruch auf das in Besitz genommene Land zu erlaugen, 
muss der, welcher sich eine Heimstätte ausgesucht hat, 
das Land fünf Jahre hintereinander im Besitze behalten, 
bebauen und niemals länger als sechs Monate verlassen. 
Nur eine Heimstätte ist derselben Person gestattet. Auch 
unverheirathete Frauen können, sofern sie mindestens 
21 Jahre alt sind, eine Heimstätte erwerben. Im Todes- 
falle des Heimstätte-Inhabers vor Ablauf der errrähnten 
fünf Jahre geht der Anspruch auf die Heimstätte auf die 
Erben über. Der Verkauf der Heimstätte vor Erlangung 
des Eigenthums ist ungültig. Innerhalb zwei Jahren nach 
Verlauf der fünf Jahre muss der Bewerber dem betreffen- 
den Distrikt-Landamte den Beweis liefern, dass er die ge- 
setzlichen Erfordernisse erfüllt hat, worauf von der Re- 
gierung ein Patent ausgestellt wird, das ihm nach Zah- 
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lung des festgesetzten Preises das Eigenthum an der Heim- 
stätte verleiht. 

Der Ansiedler kann auch schon vor Ablauf von fünf 
Jahren das Land gegen Erlegung des oben angegebenen 
Preises für den acre und gegen Führung des Beweises, 
dass er sich auf dem Lande angesiedelt und dasselbe be- 
baut hat , kaufen ^). Der Verkauf von Ländereien nach 
dem Ueimstättegesetz hat innerhalb der letzten zehn Jahre 
ausserordentlich zugenommen, namentlich in den Staaten 
Kansas, Nebraska, Minnesota und dem Territorium Da- 
cota. Aber die Beschränkungen des Heimstättegesetzes, 
deren Zweck es ist, die Monopolisirung der öffentlichen 
Ländereien in den Händen des Grosskapitals zu verhüten, 
verlieren einen grossen Theil ihrer günstigen Wirkungen 
durch die seit einigen Jahren (von der Bundesregierung) 
betriebene Verschwendung mit solchen Ländereien, haupt- 
sächlich durch vorbehaltlose Verschenkung ungeheurer 
Strecken an die Eisenbahn-Gesellschaften. 

Und hiegegen richtet sich vor Allem die Unzufrieden- 
heit und die Agitation der Arbeiter bezüglich der Land- 
politik der Union. Die Erwerbung von Heimstätten von 
den grossen Eisenbahngesellschaften ist nur unter viel 
schwereren Bedingungen (Erhöhung des Preises der Grund- 
stücke etc.) möglich; dazu sind gerade die diesen Gesell- 
schaften zugewiesenen Ländereien diejenigen, deren Kolo- 
nisation wegen der Nähe der Eisenbahnen vor allem an- 
gezeigt und von den Arbeitern auch gewünscht wird. Die 
Arbeiter fordern im Allgemeinen nur die Beseitigung sol- 
cher Begünstigungen der Korporationen im Interesse der 
Erhaltung der Ländereien für das Volk. 

1) vgl. V. Studnitz a. a. 0. S. 336 ff. 
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Einige Fraktionen der Arbeiterpartei, aber auch diese 
nur vereinzelt, gehen über die einfache Protesterhebung 
weit hinaus. Sie stellen Prinzipien und Forderungen auf, 
welche eine socialistische Natur haben. Sie formuliren 
eine Theorie, welche sich an die von Henry George ver- 
fochtene Theorie der Verstaatlichung der Grundrente an- 
lehnt. 

Als Beispiel einer solchen radikalen Bewegung ist 
die der »American Free Soil Association« zu erwähnen. 
Es ist dies ein Verein, welcher, im Jahre 1883 zu New- 
York gegründet, schon lokale Abtheilungen in beinahe 
allen Staaten der Union besitzt ^). Seine Tendenz ergiebt 
der Eid, den die Mitglieder vor dem Eintritt in den Ver- 
ein abzulegen haben: »Ich bekenne mich feierlich zu dem 
Glauben, dass das Eigenthumsrecht an den Produkten der 
Arbeit eine natürliche Basis und Sanktion hat, während 
das Eigenthumsrecht an Grund und Boden derselben ent- 
behrt, und dass die Anerkennung des ausschliesslichen 
Eigenthurasrechts an Grund und Boden eiae Verkennung 
desjenigen an den Arbeitsprodukten ist. Ich werde per- 
sonlich und in Verbindung mit anderen mich bemühen, 
durch alle friedlichen Mittel in diesem und allen anderen 
Ländern dem gemeinsamen Recht des Volkes auf den 
Grund und Boden gesetzliche Anerkennung zu verschaffen.« 

Die Assoziation beabsichtigt ferner, dem nächsten 
Kongress folgendes Amendement zu der Verfassung vor- 
zuschlagen : »Es sollen zukünftig weder die National- noch 
die Staatenregierungen ihre Ländereien oder irgend einen 
Theil derselben veräussern, ohne deren laufende Grund- 



1) John S w i n 1 n's Journal. 
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rente sich zu reserviren. Sie sollen dieselben fortwährend 
im Pfand halten und ihre laufende Grundrente zum Wohl 
des Volkes des Einzelstaats und bezw. der Vereinigten 
Staaten verwenden.« 

Seit dem Jahre 1873 wird die Ableitung des üeber- 
schusses der gewerblichen Arbeiter in die landwirthschaft- 
liche Produktion auf die noch unangebauten Ländereien 
viel ventilirt. Aber der Einfluss des noch vorhandenen 
grossen Ländervorraths auf die wirthschaftliche Lage der 
gewerblichen Arbeiter wurde sowohl von den Arbeitern 
selbst als von der Theorie übertrieben. Wenn ein üeber- 
gang aus den überfüllten Industrien der Städte nach dem 
platten Lande so leicht und natürlich wäre, wie fortwäh- 
rend von beiden Seiten behauptet wird, so ist nicht ein- 
zusehen, warum man so viel von den circa 100,000 be- 
schäftigungslosen Arbeitern der Stadt New- York hört! 
Warum wandern dieselben nicht nach den Weststaaten? 
Oder warum nahmen die vielen Fabrikarbeiter San Fran- 
ciscos, als sie durch die billigere Chinesenarbeit verdrängt 
wurden, nicht die grossen Landstrecken Kaliforniens und 
angrenzender Staaten in Besitz ? Das wäre die natürlichste 
Lösung der chinesischen und der Arbeiterfrage gewesen 
und man hätte die willkürliche Beseitigung der Chinesen- 
Einwanderung vermieden. 

Der Hauptgrund, warum jener Uebergang nicht in 
höherem Masse stattfindet, ist der, dass der in der Stadt 
erzogene Lohnarbeiter nicht die nothwendige Anlage und 
Fähigkeit besitzt, um plötzlich Landwirth (Farmer) zu 
werden. Dazu gehören eben Kenntnisse, die er nicht hat. 
Auch als Taglöhner findet er nicht leicht Beschäftigung 
auf dem Lande. Dazu kommt, dass es den Einzelnen in 
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der Begel auch an dem für den Betrieb einer Farm nö- 
thigen Kapital fehlt. 

Die in Amerika gemachte Erfahrung ^) zeigt , dass 
schon aus diesem Grunde ein Uebergang der Arbeiter 
von den Städten auf das Land, wenn sie in einem ge- 
nügenden Umfange stattfinden soll, nicht allein von den 
Einzelnen ausgehen kann, sondern entweder durch Privat- ' 
vereine — mit oder ohne Staatsunterstützung — organi- 
sirt, oder direkt von der Staatsgewalt geleitet und befor- 
dert werden muss. Bisher hat noch keiner der Staaten 
die von den Arbeitern befürwortete obrigkeitliche Hand- 
habung der Kolonisation übernommen ; dagegen haben 
die innerhalb der letzten 10 Jahre von Privaten ins Leben 
gerufenen Kolonisationsvereine ^) eine lobenswerthe Thätig- 
keit im Interesse des Arbeiterstandes entwickelt. Solche 
Vereine bestehen in vielen grossen Fabrikstädten der 
Mittel- und Weststaaten, so namentlich in New- York, 
Baltimore, Pittsburg, St. Louis, Chicago. Einer der her- 
vorragendsten ist der in Massachusetts 1877 gegründete 
und vom Staate unterstützte »Board of aid to Land Ow- 
nership«. Der Zweck aller dieser Vereine ist die Beför- 
derung der Kolonisation der unbebauten Ländereien der 
Mittel- und Weststaaten, um eine »Neuvertheilung der 
Arbeit«, ihre Ablenkung von der Industrie zu der Be- 
bauung der Erde herbeizuführen. 

ad 2. Die Einführung einer allgemeinen 
Einkommensteuer*) und zwar einer progressiven, 

1) vgl. John S w i n 1 n's Journal. , 

2j vgl. I. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus von 
New-Jersey (1878) S. 75 ff. 

3) vgl. Fr. J. N e u m a n n , die progressive Einkommensteuer. 
Leipzig 1874. 
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obwohl im Interesse der Lohnarbeiter und der »kleinen 
Leute« überhaupt, hat in Amerika wenig Aussicht auf 
Verwirklichung, Als Unionssteuer, wie während des 
Bürgerkriegs, wo sie das Ergebniss eines Nothstandes 
war, würde sie auf eine allzu mächtige Opposition der 
Einzelstaaten stossen, die auf ihr eigenes Besteuerungs- 
recht zu verzichten nicht die Absicht haben und die Ein- 
mischung der Bundesregierung in ihre Angelegenheiten 
nicht dulden. Jedenfalls betonen die Arbeiter der Ver- 
einigten Staaten mit Recht die Unfähigkeit der jetzt be- 
stehenden Vermögenssteuer, Kapitalbesitzer im richtigen 
Verhältniss zur Steuerlast heranzuziehen, sowie den Fiskus 
gegen Defrauden zu schützen. 

ad 3. Die Forderung der Einrichtung eines bundes- 
staatlichen Bureaus für Arbeitsstatistik hat 
vor wenigen Wochen ihre Verwirklichung gefunden. Die 
Forderung wurde zuerst von der National Labor Union 
im Jahre 1866 aufgestellt. Seit der Zeit haben eine Beihe 
von Einzelstaaten solche Bureaus eingeführt (s. unten). 
Aber ihr Bestehen befriedigte die Arbeiter nicht. Sie 
verlangten keineswegs ihre Beseitigung, agitirten im 6e- 
gentheil für ihre allgemeine Einführung, sahen aber in 
der Einsetzung eines ähnlichen Bureaus seitens der Na- 
tionalregierung das Hauptmittel zur Erzielung einer Ar- 
beiterschutzgesetzgebung auf nationaler Basis d. h. einer 
für alle Staaten gleichen Gesetzgebung, ferner ein Mittel 
zur gleichzeitigen Ermittlung von Arbeitsverhältnissen in 
den verschiedenen Staaten. Zu ihren Forderungen be- 
züglich der Organisation des Bureaus gehörte u. A. die, 
das Bureau mit aus ihrer Mitte gewählten Beamten zu 



1. Die Forderungen der Arbeiter und die Gesetzgebung. 27 

besetzen, um dadurch wahrheitsgetreue und zuverlässige 
Berichte zu sichern ^). 

1) Folgende Petition wurde 1877 von der amerikanischen Ar- 
beiterpartei an das Repräsentantenhaus der Vereinigten Staaten 
gerichtet: »Wir unterzeichnete Arbeiter sind durch die Ent Wicke- 
lung der Grossindustrie zu der üeberzeugung gekommeUi dass die 
Theorie der »Manchester Schule« , nach welcher der Staat nur 
müssiger Zuschauer auf dem Gebiete des Erwerbslebens sein soll, 
eine unmenschliche und der Zivilisation des 19. Jahrhunderts un- 
würdige ist, und erachten es nothgedrungen als unsere Pflicht, 
vom Staate zu verlangen, dass er durch wirksame Gesetze, welche 
die Zeit und der Fortschritt nothwendig gemacht, allen Klassen 
der Gesellschaft seinen Schutz angedeihen lässt. um Einstimmig- 
keit in den Ansichten über die Nothwendigkeit und Gerechtig- 
keit von Gesetzen, welche von irgend einer Klasse der Bürger 
verlangt werden, zu sichern, ist es nothwendig, dass jeder Bürger 
im Stande ist, sich genaue Kenntniss der Lebensgewohnheiten und 
Lage seiner Mitbürger zu verschaffen. Es ist besonders unsere 
feste Üeberzeugung, dass eine Kenntniss der industriellen und 
gesellschaftlichen Verhältnisse, wie auch des ünterrichtsweseos 
und der Gesundheitspflege der arbeitenden Klassen sehr nothwendig 
für den Staatsmann ist, der Gesetze zu erlassen hat, die durch 
die Entwickelung der menschlichen Gesellschaft verlangt werden, 
und für das kräftigste Mittel^ solche Kenntnisse zu verbreiten, 
halten wir eine zuverlässige Statistik, wesshalb wir hierdurch Ihre 
werthe Kürperschaft achtungsvoll ersuchen, sofort Schritte zur 
Errichtung eines Nationalbureaus für Arbeitsstatistik zu thun. 
Die Pflichten dieses Bureaus sollten sein, statistische Einzelheiten 
in Bezug auf alle Geschäftszweige zu sammeln und in gewissen 
Zeitabschnitten Berichte darüber zu erstatten. Ferner sollten 
solche Berichte, gut geordnet, jährlich veröffentlicht und zu den 
Verlagskosten verkauft werden. Diese Berichte sollten genaue 
Auskunft geben über Lohn und Verdienst, Lebensmittelpreise und 
Lebensweise, Vermögensverhältnisse, Genossenschaftswesen, Ar- 
beitszeit, die producirte Waarenmenge und die darauf verwendete 
Arbeitsquantität, ünglücksfölle in der Industrie und deren Ur- 
sachen, Krankheiten, sowie hieraus gezogene Schlussfolgerungen 
und Empfehlungen. Diesem Bureau sollte Macht gegeben werden, 
Personen vorzuladen, Urkunden einzusehen und Zeugen eidlich zu 
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Was die Forderungen an die Einzelstaaten 
betriflft, so wird später die Rede davon sein, wie weit bis- 
her diesen Forderungen Rechnung getragen wurde und 
wird. Hier wollen wir nur die letztermlhnte Forderung 
ad 7) das Verbot der Ausnützung der Sträf- 
lingsarbeit durch Privatpersonen betreffend 
näher betrachten. 

Dies System der Sträflingsarbeit ist seit zwei Jahren 
Gegenstand einer geradezu ungeheuren Agitation. In den 
Arbeiterversammlungen und in der Arbeiterpresse wird 
das System fortwährend heftig angegriffen. Die Konkur- 
renz der so arbeitenden Sträflinge, behaupten die Arbeiter, 
habe auf ihre eigene Arbeit die allerschädlichste Wirkung, 
indem sie durch die billigeren Produktionskosten Privat- 
unternehmer entweder zu einer Herabsetzung der Löhne 
oder zu einer Einstellung der Produktion zwingen. Sie 
bezeichnen das System als eine soziale Schande, als eine 
thatsächliche Ausbeutung ihrer Lage und überschwemmen 
die Legislaturen mit Petitionen für dessen Beseitigung. 

Im Allgemeinen sind in den Staatsgefängnissen drei 
Systeme der Sträflingsarbeit zu unterscheiden: 

1) Das »Contract-Sy stemc, in den Nordstaaten 
das herrschende, besteht darin, dass die Arbeit der Sträf- 



vernehmen ; die Zeugen sollen Zeugengeld erhalten und die Zeug- 
nissverweigerung soll ebenso behandelt werden, wie bei den Ge- 
richten. Die Beamten dieses Bureaus sollten unabhängig von po- 
litischen Parteien sein und von den verschiedenen Arbeiterorgani- 
sationen der Vereinigten Staaten aus denselben gewählt werden 
— die Wahl derselben wäre vom Eongress der Yer. Staaten zu 
genehmigen — und sollten im Amte bleiben , so lange sie ver- 
trauenswürdig und fähig sind.« v. Studnitz a. a. 0. 8. 370 ff. 
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linge an den Meistbietenden verpachtet wird, die Arbeit 
aber in der Gefängnissanstalt selbst erfolgt. 

2) Das sogenannte »Lessee-System, in den Süd- 
staaten überwiegend. Bei diesem hat der Privatunterneh- 
mer die Sträflinge zu unterhalten und für die Disziplin, 
Bekleidung etc. zu sorgen. 

3) Das »Public account System«, wobei die 
Sträflinge auf Rechnung und Gefahr der Gefängnissanstalt 
produzieren ; diese kauft die Rohstoflfe, lässt sie verarbeiten 
und verkauft die hergestellten Waaren. Wo dieses Sy- 
stem befolgt wurde, pflegte man die Fabrikation auf einen 
Zweig zu beschränken , z. B. auf Hutfabrikation (New- 
York und New-Jersey) oder auf Schuhfabrikation (Massa- 
chusetts). 

Die Angrifi^e der Arbeiter richten sich fast ausschliess- 
lich gegen das erstgenannte System, sind aber unzweifel- 
haft sehr übertrieben. Von einer irgendwie gefahrlichen, 
das Arbeitsgebiet der freien Arbeiter einengenden oder 
deren Löhne herabdrückenden Konkurrenz kann kaum die 
Rede sein, wenn man die Zahl der Sträflinge erwägt, die 
in den Geföngnissen mit gewerblichen Arbeiten beschäf- 
tigt werden. Nach einer sehr eingehenden Untersuchung, 
welche das arbeitsstatistische Bureau von Massachusetts 
über die Frage anstellte, betrug 1878 die Gesammtzahl 
dieser Arbeiter in den Vereinigten Staaten nur 13,186. 
Von denselben kamen 

auf New- York 2,516, 

auf Kalifornien 300, 

auf New-Jersey 200, 

auf Massachusetts 616. 

Das ist der Umfang der gefahrlichen Konkurrenz ! Trotz- 

I ^ OF THE ^r\ 
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dem haben die lebhafte Agitation der Arbeiter nebst ihren 
zahlreichen Petitionen an die gesetzgebenden Körper einige 
Staaten, so Maryland, New-Jersey, California und Massa- 
chusetts veranlasst, das bisherige System der Sträflings- 
arbeit zu reformiren, Maryland verbot durch ein Gesetz 
von 1878 den Verkauf von Geßlngnisswaaren innerhalb der 
Grenzen des Staates überhaupt, New-Jersey ging nicht so 
weit, bestimmte aber durch ein Gesetz von 1883, dass die 
Gefängnisswaaren als solche mit einem besonderen Stempel 
versehen sein müssen* California ersetzte das Contract- 
System durch das Public-account-System. Massachusetts, 
welches auch dieses letztere System befolgte, bestimmte 
durch ein Gesetz vom 2. Juni 1883, dass die Produktion 
sich nicht mehr auf eine einzige Waarengattung beschrän- 
ken dürfe, sondern sich auf verschiedene erstrecken solle, 
deren Produktionsumfang gesetzlich bestimmt wird. 

2. Die Gesetzgebung der Union im Allgemeinen. 

Es ist schon in der Einleitung erwähnt worden, dass 
die Kompetenz der Unionsgesetzgebung sich nur auf die 
eigenen Arbeiter der Union erstreckt. Eine Unions- 
gesetzgebung zum Schutz ihrer Arbeiter hat bisher 
nur bezüglich der Arbeitszeit derselben stattgefunden. 

Die erste Regelung der Arbeitszeit erfolgte im 
Jahre 1840 durch Dekret des damaligen Präsidenten van 
Buren, welches das Zehnstundensystem in allen 
öffentlichen Werken einführte^). Nach einer Ver- 
ordnung, welche in demselben Jahre erlassen wurde, war 



1) Das Dekret lautete: >Auf den Befehl des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten werden alle öffentlichen Werkstätten ange- 
wiesen, für die Arbeit das Zehnstundensystem einzuführen.« 
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die Eintheilung der Arbeitsstunden folgende; »Vom I.April 
bis 30. September werden sich die Arbeiter von 6 Uhr 
Morgens bis 6 Uhr Abends in der Fabrik aufhalten ; von 
6—7 Uhr findet das Frühstück, von 12—1 Uhr das Mittag- 
essen statt. Vom 31. Oktober bis 31. März wird die 
Glocke eine Stunde nach Sonnenaufgang geläutet werden. 
Das Frühstück findet in dieser Zeit während der ersten 
Stunde, das Mittagessen von 12 — 1 Uhr statt« ^). 

Die Bestimmung blieb nun in voller Kraft bis 1844. 
Nachher wurde sie mehrfach geändert durch die Ver- 
längerung der Arbeitszeit um eine Stunde. Im Jahre 
1861 wurde sie aufgehoben und durch die Bestimmung 
ersetzt, dass die allgemein übliche Arbeitszeit der Privat- 
werkstätten auch für die Regierungsarbeiter massgebend 
sein solle. Die Arbeit sollte im Winter bei »Sonnenauf- 
gang« beginnen. Die Arbeiter, denen es häufig unmög- 
lich war, wegen der Entfernung ihrer Wohnorte von den 
Werkstätten die Arbeit zur vorgeschriebenen Zeit anzu- 
treten, strikten und wandten sich an den Kongress, um 
eine Aenderung des Gesetzes zu erlangen. Ehe jedoch eine 
Entscheidung von diesem getroflfen wurde, nahmen die Ar- 
beiter einen beide Theile zufriedenstellenden Vergleich an, 
so dass der Strike innerhalb einer Woche beendet war ^). 

1) Nach V. S txi d n i tz a. a. 0. S. 344. Nach dem Bericht des 
arbeitsstatistischen Bureaus von Ohio 1878 (S. 260) war die Ein- 
theilung eine andere, nämlich vom 1. April bis Oktober von 6 ühr 
Morgens bis 6 Uhr Abends mit einer Stande für das Mittagessen ; 
vom Oktober bis April von einer Stande nach Sonnenaufgang bis 
Sonnenuntergang, mit einer Stunde für das Mittagessen. Also im 
Sommer eine Arbeitszeit von 11, im Winter von 8—10 Stunden, und 
für das ganze Jahr eine solche von 10 Stunden durchschnittlich. 

2) Betreffende Stelle befindet sich bei S. v. Waltershausen 
a. a. 0. S. 117. 
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Die mächtige Arbeiteragitation der 60er Jahre, deren 
Entwickelung und Bestrebungen schon geschildert worden 
sind, erzielte den ersten wichtigen Erfolg in dem Ge- 
setze von 1868, durch welches die Bundesregierung 
das Achtstundensystem für alle Werkstätten 
der ünionsregierung einführte ^). 

Dieses Gesetz, eine Errungenschaft der Arbeiter, hat 
ein merkwürdiges Schicksal gehabt. Seine unmittelbare 
Folge war eine Herabsetzung der Löhne um Vs des frühe- 
ren Betrages seitens der Bundesbeamten. Dieser Umstand 
rief einen so starken und erbitterten Widerstand unter 
den Arbeitern hervor, dass im folgenden Jahre 1869 Ge- 
neral Grant, der damalige Unionspräsident, durch eine 
Verordnung vom 21. Mai jede solche Lohnreduktion als 
ungesetzmässig erklärte und dieselbe ausdrücklich verbot *). 
Ein im Jahre 1872 erlassenes Gesetz gewährte die Zah- 
lung der bis zur Verordnung von 1869 verlorenen Lohn- 
beträge aus der Staatskasse '^). 

1) Gesetz vom 25. Mai 1868, >da88 8 Stunden für alle Tag- 
löhner, Fabrikarbeiter und Handwerker, welche durch oder für 
die Regierung der Vereinigten Staaten beschäftigt werden, einen 
legalen Arbeitstag bilden sollen« (Sect. 8738). 

2) Whereas, the act of Congresa, approved Juoe 25, 1868, 
constituted on and after that date , eight hours a days work for 
all laborers, workmen and mechanics, employed by or an behalf 
of the Government of the United States , and repealed all acta 
and parts of acta inconsistent therewith; Now therefore J, Ulys- 
aes S. Grant, President of the United States, do hereby direct 
that from and after thia date no reduction ahall be made in the 
wagea paid by the government by the day to such laborers, work- 
men and mechanics, on account of such reduction of the hours 
of labor. 

3) vgl. II. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus von 
Ohio S. 268. 
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Indess die ^Bestimmungen des Gesetzes von 1868 
wurden von Anfang an nicht streng durchgeföhrt , wie 
die ununterbrochenen Petitionen der Arbeiter an den 
Eongress, in welcher sie die Bundesbeamten der Ver- 
letzung des Gesetzes anklagen, beweisen. Die Sache kam 
im Jahre 1876 an den Obergerichtshof der Union zur 
Entscheidung. Derselbe entschied im Oktober desselben 
Jahres , dass das Kongressgesetz nur eine Vorschrift der 
Vereinigten Staaten an ihre Agenten, aber keineswegs ein 
Vertrag mit den Arbeitern sei, und dass es den Beamten 
freistehe, mit den Arbeitern auch Tagwerke von längerer 
(resp. kürzerer) Dauer zu vereinbaren ^). 

Am 21. März 1878 erliess das Marinedepartement 
demgemäss ein Circular, in welchem angekündigt wurde, 
dass das Departement Handwerker, Heizer, Werkfuhrer 
und Tagelöhner für eine Arbeitszeit von 8 Stunden an- 
nehmen werde, dass aber allen Arbeitern, welche sich 
zu einer zehnstündigen Arbeitszeit verpflichten, eine ver- 
hältnissmässige Lohnerhöhung zu Gute kommen würde ^). 

Auf die Anfrage des Flottensekretärs, ob dieses Cir- 
kular mit dem Sinne des Unionsgesetzes harmonire, ant- 
wortete der Attorney General, dass das genannte Gesetz 
nur die Dauer einer Tagesarbeit normire, falls kein spe- 
zielles Uebereinkommen getroffen werde, aber nicht Ver- 
träge verbiete, durch welche eine andere Arbeitsdauer 
festgesetzt werde*). 

Die Arbeiter der Union fanden aber viele Anerken- 



1) vgl. V. Studnitz a. a. 0. S. 397. 

2) vgl. II. Jahresbericht des arbeitsstatiatischen Bareaus von 
Ohio. 1878, S. 268. 

8) ibid. a. a. 0. S. 398. 
Tait^ Arbeitersohutagegetsgebiing. 3 
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nmig ihres Standpunktes in dem vom Repräsentantenhause 
erwählten Comite zur Untersuchung der Ursachen der 
schlechten Arbeiterzustände, indem dasselbe im Jahre 1878 
sich für die strenge Durchfuhrung der auf gesetzlicher 
Basis ruhenden achtstündigen Arbeitszeit, sowie gegen 
jede Lohnherabsetzung aussprach ^). 

Eine Resolution in diesem Sinne wurde den Kammern 
vorgelegt und rief eine lebhafte Diskussion hervor. Der 
Abgeordnete Banks von Massachusetts, der das ursprüng- 
liche Gesetz formulirt hatte, vertheidigte auf das ent- 
schiedenste die Annahme der Resolution, als eine Forde- 
rung der puren Gerechtigkeit gegenüber den Arbeitern 
und als Mittel, um den Verletzungen des Gesetzes seitens 
der Unionsbeamten ein Ende zu machen. Er hoffte auch 
für das Gesetz dieselbe Wirkung wie diejenige des Unions- 
gesetzes oder vielmehr des Dekretes von 1840, namentlich 
dass die von der Bundesregierung festgesetzte Arbeitszeit 
allmählig die übliche in der amerikanischen Industrie 
werden würde *). Die Resolution wurde vom Abgeord- 
netenhause auch angenommen, aber von dem Senat ab- 



1) Die Resolution lautet wie folgt: »Besolved by the Senate 
and House of Bepresentatives etc. : That according to the true 
meaning and intent of the act of Congress approved June 25 1868 
entitled an act constituting eight hours a legal days work for 
all laborers, workmen and mechanics employed by or on behalf 
of the Government of the United States , eight hours constitute 
a days work for all such laborers, workmen and mechanics ; and 
while Said act remains upon the Statute books no reduction shall 
be made in the wages paid by the Government by the day to 
such laborers , workmen and mechanics on account of the reduc- 
tion of the hours of labor.c 

2) vgl. 11. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus von 
Ohio 1878, S. 268 ff. 
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gewiesen. Damit war indess keineswegs die Frage er- 
ledigt. Denn bereits im folgenden Jahre (1879) brachte 
ein Abgeordneter von Maine, T. H. Murch (früherer Se^ 
kretär der internationalen Gewerkschaft der Steinhauer), 
einen Antrag vor das Repräsentantenhaus, nach dem die 
strenge Einhaltung des Gesetzes von 1868 mit allen seinen 
späteren Interpretationen verlangt wurde und die Beamten 
eines Vergehens schuldig erklärt werden sollten, wenn sie 
in irgend einer Weise die strikte Handhabung desselben 
hintertrieben ^). Zwei Tage dauerte die Debatte im Kon- 
gress, aber es wurde keine definitive Entscheidung ge- 
troJBFen. Der Antrag wurde im Jahre 1880 von Neuem 
eingebracht, jetzt vom Hause angenommen, vom Senat 
aber nicht berücksichtigt. 

Somit hat das Achtstundengesetz von 1868 bis jetet 
keine Durchfuhrung erlebt. Es wird heute wie zuvor von 
den Bundesbeamten umgangen, und trotz der Anklagen der 
Arbeiter wird ihr Vergehen weder verhindert noch bestraft. 

Weniger von der Arbeiterklasse als von anderen 
Kreisen wird übrigens in neuerer Zeit mehr und mehr 
betont, dass die Beseitigung der bisherigen 
Hochschutzzollpolitik der Union und die Ver- 
folgung einer mehr freihändlerischen Politik auch für die 
Verbesserung der Lage der industriellen Arbeiter von 
dem höchsten Werthe sei und diesen vielleicht mehr nütze 
als andere von ihnen erstrebte Beformen. Es wird von 
den Vertretern dieser Ansicht hervorgehoben, dass die 
Schutzollpolitik der Union, nach Vielen anfangs eine po- 
litisch-ökonomische Nothwendigkeit, in ein Stadium der 



1) vgl. V. Waltershausen a. a. 0. S. 120. 

3* 
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gefährlichen Wirkungen gerathen sei, die ihre Berechti- 
gung in Zweifel zu zvehen erlaube. Was speziell ihre 
Wirkung auf die Lage der industriellen Arbeiter angehe, 
so habe sie durch immer weitere Ermuthigung der schon 
grossgezogenen und konkurrenzfähig gewordenen Industrie 
auf Kosten der landwirthschaftlichen Produktion zu einer 
künstlichen und übermässigen Anhäufung der Arbeiter in 
den grossen Industriestädten und allen den damit zusam- 
menhängenden üebelständen , namentlich auch der Ver- 
schlechterung der Wohnungsverhältnisse, geführt. Sei sie 
anfangs die Ursache hoher Löhne gewesen, so habe sie 
jetzt die inländische Konkurrenz in einer Weise gestei- 
gert, dass die Löhne nothwendig auf das niedrigste Mini- 
mum herabgesetzt werden müssen, um geringere Produk- 
tionskosten zu erzielen. Die Ueberproduktion sei vielfach 
vorhanden, die Höhe des Tarifs schütze nicht mehr gegen 
die Nachtheile derselben. Eine Folge der Ueberproduk- 
tion sei, dass die Produktion wie die Nachfrage eine sehr 
unregelmässige sei und die Produktion sich nothwendisc 
auf etwa ^/s des Jahres beschränke ; dieselbe auf das ganze 
Jahr auszudehnen, sei ein Ding der Unmöglichkeit. Dieser 
Umstand erschwere auch ausserordentlich die Durchfüh- 
rung der gesetzlichen, resp. von den Arbeitgebern selbst 
gewünschten kürzeren Arbeitszeit. Da der Bedarf nach 
Waaren dem grossen Wechsel unterworfen sei und die 
Bestellungen meist mit der Voraussetzung kurzer Aus- 
führungsfrist gemacht würden, so müssten nothwendig 
die Maschinen möglichst viele Stunden, auch häufig Nachts 
im Betriebe bleiben, sonst gienge der Absatz verloren. 
Das Gepräge der Industrie der Vereinigten Staaten sei 
daher : Fieberhaftes Eilen in der Produktion, Verlängerung 
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der Arbeitszeit und übermässige Anstrengung der Arbeiter, 
ungleichmässige Nachfrage nach Arbeitskräften, Unge- 
wissheit der Beschäftigung. 

3. Die Gesetzgebung der Einzelstaaten im Allgemeinen. 

Es liegt, wie schon in der Einleitung bemerkt wurde, 
ausserhalb des Bahmens dieser Abhandlung, eine voll- 
ständige Darstellung und Erörterung der Gesetzgebung 
der 38 Vereinigten Staaten zu geben. So weit dieselbe 
nicht Fabrikgesetzgebung im engeren Sinne und Berg- 
werkgesetzgebung ist, mit denen sich die beiden folgenden 
Theile dieser Arbeit beschäftigen, müssen wir uns auf 
eine Uebersicht der wichtigsten Gesetze und 
Schutzmassregeln beschränken. 

F/ir die Arbeiterschutz gesetzgebung kommt 
nur der kleinere Theil — der Zahl nach — der 
ünionsstaaten in Betracht. Die Mehrzahl der- 
selben, die eigentlichen Agrikulturstaaten (dazu gehören 
unter anderen alle Südstaaten), haben keine Arbeiter- 
schutzgesetzgebung. Eine eigentliche Industrie ist 
in ihnen, obgleich in den letzten Jahren auch auf dem 
Gebiet der gewerblichen Produktion ein Aufschwung 
wahrzunehmen ist, nur in einem sehr geringen Umfange 
vorhanden, eine Bewegung industrieller Arbeiter kaum 
hervorgetreten, die Schutzbestimmungen für gewerbliche 
Arbeiter beschränken sich fast ausschliesslich auf die 
Eegelung des Lehrlingswesens und des Lienrechts ^). 

Die Staaten mit einer Arbeiterschu t z- 



1) Eine kurze Angabe der Gesetze bei v. S t u d n i t z a. a. 0. 
S. 413-421. 
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gesetzgebung sind die eigentlichen Indu- 
striestaaten der Union. Als solche kann man 
18 Staaten betrachten, über welche die beiden folgenden 
Tabellen nähere statistische Daten nach dem neuesten 
Census von 1880 geben. Die Tabelle I zeigt den Flächen- 
inhalt und die Bevölkerung dieser Staaten, bei den letz- 
teren zugleich die Zahl der männlichen und weiblichen 
Bevölkerung. In der Tabelle II ist staatenweise ange- 
geben die Zahl der Etablissements (d. h. Fabriken und 
Werkstätten, deren jährliche Produktion 500 Doli, über- 
steigt), das Kapital derselben, die von ihnen gezahlten 
Löhne, der Werth der Rohstoffe und der Werth der ge- 
fertigten Produkte. 

Tabelle I.*) 



Fläch 


en Inhalt und Bev 


ö 1 k e r u n g. 




Staaten. 




qKm. 


Bevöllti^mnj? IBHÖ i j auf 


1. New- York 


49.17Ö 


W7,345 


"275"05TiJ2^ 


2',fill,U^ 


"&708"a,87r 


40 


2. Pennsylvania 


45,215 


117,102 


2,136,655 


2,146,236 


4,282,891 


37 


3. Massachusetts 


8,315 


21,535 


858,440 


924,645 


1,783,085 


83 


4. Illinois 


56,650 


146,717 


1,586,523 


1,491,348 


3,077,871 


21 


5. Ohio 


41,060 


106,341 


1,613,936 


1,584,126 


3,198,062 


30 


6. Missouri 


69,415 


179,778 


1,127,187 


1,041,193 


2,168,380 


12 


7. Michigan 


58,915 


152,584 


862,355 


774,582 


1,636,937 


11 


8. Indiana 


36,350 


94,143 


1,010,361 


967,940 


1,978,301 


21 


9. New- Jersey 


7,815 


20,240 


559,922 


471,194 


1,131,116 


56 


10. Connecticut 


4.990 


12,924 


305,782 


316,918 


622,700 


48 


11. California 


158,360 


410,135 


518,176 


346,518 


864,694 


2,1 


12. Wisconsin 


56,040 


145,137 


680,069 


635,428 


1,315,497 


9 


13. Maryland 


12,210 


31,623 


462,187 


572,756 


934,943 


30 


14. New-Hampshire 


9,305 


24,099 


170,526 


176,465 


346,991 


14 


15. Rhode Island 


1,250 


3,237 


133,030 


143,501 


276,531 


86 


16. Maine 


33.040 


85,570 


324,058 


324,878 


648,936 


8 


17. Jowa 


56,025 


145,099 


848,136 


776,479 


1,624,615 


11 


18. Minnesota 


83,365 


215,907 


419,149 


361,624 


780,773 


3,6 



*) Vgl. Census Bulletin Nro. 271 : The population of the Uni- 
ted States in 1880. G. B. Gannett, The Ar^as of the Unit,ed 
States. Extra Census Bulletin, Washington 1881. Ferner Go- 
thaischer Hof-Kalender 1884, S. 527. 
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Auch in diesen Staaten bildet die Regelung des Lehr- 
lingswesens einen wichtigen und umfangreichen Theil der 
Gesetzgebung. Wir gehen hier auf dieselbe, als nicht 
zur eigentlichen Arbeiterschutzgesetzgebung gehörig, nicht 
näher ein ^). 



1) Die Lebrlingsgesetzgebung ist in den Ver. Staaten eine 
ausBerordentlich verschiedene (vgl. dieselbe bei y. S t u d n i t z 
a. a. 0, S. 413—417). Das wichtigste Lehrlingsgesetz ist wohl das 
des Staates New- York von 1875. New- York: Apprentices and 
Masters 1875» III, 172. Das Gesetz erfordert vor dem Eintritt in 
die Lehre die Erlaubniss des gesetzmässigen Vormundes, die Auf- 
stelluDg eines schriftlich verfassten Lehrvertrags zwischen diesem 
und dem Meister. Der Lehrvertrag hat nur unter gewissen Vor- 
aussetzungen Gültigkeit und zwar unter folgenden: 

1. Der Lehrling darf nicht auf eine kürzere Zeit als 3 Jahre 
und nicht länger als 5 Jahre angenommen werden. 

2. Er darf seinen Geister während des im Lehrbrief bestimmten 
Zeitraums nicht verlassen, sonst hat dieser das Recht, seine Wie- 
derkehr zu erzwingen. 

3. Der Meister muss sich im Lehrbrief verpflichten, für ge- 
nügende Wohnung, Pension und ärztliche Behandlung jeder Zeit 
zu sorgen, sowie den Lehrling jeden Zweig des Gewerbes zu lehren 
oder lehren zu lassen. 

4. Im Falle der Nichterfüllung seiner Pflichten kann ein Pro- 
zess gemacht, der Lehrbrief annullirt und der betreffende Meister 
mit einer Geldbusse von 100—1000 Doli, betraft werden, welche 
Summe zum persönlichen Gebrauch des Lehrlings ausgezahlt wer- 
den soll. 

5. Nach beendigter Lehrzeit muss der Meister dem Lehrling 
ein schriftliches Zeugniss über die Dauer der Lehrzeit ertheilen, 
bei Strafe von 500 Doli. 

6. Das Gesetz verbietet ausdrücklich die Abschliessung eines 
Kontraktes mit der Klausel, dass der Lehrling sich verpflichte, 
nach absolvirter Lehrzeit sein Gewerbe, Beruf oder sonstige Be- 
schäftigung nicht auf eigene Rechnung und Gefahr zu betreiben. 
Auch ist es strengstens untersagt, für den selbständigen Betrieb 
des Gewerbes eine Zahlung vom Lehrling zu fordern. 
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Sehen wir ab von der Fabrikgesetzgebung im engern 
Sinne und der Bergwerkgesetzgebung, soweit dieselbe im 
zweiten und dritten Theil der Abhandlung ausführlich 
erörtert wird, so betrifft die Gesetzgebung folgende Punkte : 

1) Die Freiheit der Arbeiter von direkten Steuern. 

2) Die Befreiung ihrer Löhne und Werkzeuge von 
Beschlagnahme und Exekution. 

3) Die Sicherung ihres politischen Wahlrechts. 

4) Die Coalitionsfreiheit. 

5) Das Genossenschaftswesen. 

6) Die Schieds- und Einigungsämter. 

7) Die Lohnverhältnisse. 

ad 1. In den meisten Staaten der Union ist das Ein- 
kommen und Vermögen der Arbeiter bis zu einem be- 
stimmten Betrage steuerfrei ; z. B. in Massachusetts ^) die 
Kleidung und landwirthschaftlichen Geräthe jeder Person, 
Hausmöbel bis zum Werthbetrage von 1000 Doli, und 
die nothwendigen Werkzeuge eines Handwerkers bis zu 
300 Doli. In Maine ^) und Vermont ^) sind Werkzeuge 
steuerfrei. 

ad 2. Viele Staaten schützen Werkzeuge vor der 
Exekution. Nach dem Gesetz von California*) sind die- 
selben von der Exekution befreit, soweit sie zur Fortfüh- 
rung des Gewerbes nöthig sind. In Oregon *) sind sie 
bis zum Werthe von 400 Doli, exekutionsfrei, in Massa- 
chusetts®) bis 100 Doli. Letzterer Staat schützt auch 

1) vgl. General Statutes of Massachusetts chap. 6, 11, S. 5. 

2) vgl. Revised Statutes of Maine chap. 6. 

3) vgl. General Statutes of Vermont 516, 6. 

4) vgl. Codex and Statutes of California sect. 10690. 

5) vgl. Organic and General Laws of Oregon S. 164. 

6) vgl. Public Statutes of Massachusetts chap. 171. 
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die Löhne von Frauen und Minderjährigen vor Beschlag- 
nahme *), ferner Rohstofife, welche Handwerker zum Zwecke 
der Verarbeitung besitzen, bis zum Werthe von 100 Doli., 
endlich Aktien von Korporationsgenossenschaften bis zum 
Gesammtwerthe von 20 Doli, ^). 

ad 3. Zwei Staaten schützen die selbständige Aus- 
übung des politischen Wahlrechts durch besondere ge- 
setzliche Bestimmungen, Connecticut ') und Ohio *). Das 
Gesetz des erstgenannten Staates bestimmt: »Wer bei 
politischen Wahlen versucht, die bei ihm beschäftigten 
Arbeiter durch die Drohung, ihnen die Arbeit zu ent- 
ziehen , oder das Versprechen, sie weiter zu beschäftigen, 
zu beeinflussen, oder wer einen Arbeiter wegen seiner 
Abstimmung entlässt, soll mit einer Geldbusse von 100 
bis 500 Doli, oder mit Geföngniss zwischen 6 und 12 
Monaten oder mit Beidem bestraft werden. 

Das Gesetz von Ohio »gegen die Einschüchterung 
von Arbeitern in der Ausübung des politischen Wahl- 
rechts« bestraft jede Handlung in diesem Sinne mit Geld- 
busse von 100 — 2000 Doli, oder mit Gefängniss bis zu 
3 Jahren. 

ad 4. Die Coalitionsfreiheit wird von allen Staaten 
der Union anerkannt und jede Vereinigung von Arbeitern 
zur Besserung ihrer gemeinsamen Lage, soweit deren 
Statuten mit der Staatsverfassung nicht im Widerspruche 
stehen, ist gestattet. Arbeitseinstellungen, welche früher 
als Verschwörung betrachtet und bestraft wurden, gelten 



1) vgl. La WS of Massacbusetts 1868, 95. 

2) vgl. Public Statutes of Massachusetts chap. 171. 
8) vgl. Revised Statutes of Connecticut sect. 28. 
4) vgl. Bevised Statutes of Ohio sect. 7065. 
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heute im Allgemeinen für gesetzmässige Handlungen. 
Eine Ausnahme macht jedoch Pennsylvania ^) , indem es 
Strikes von Lokomotivführern und Eisenbahnarbeitern ge- 
setzlich verbietet. Das Gesetz, welches durch den grossen 
Eisenbahnstrike von 1877 veranlasst wurde, bestimmt, 
dass »Lokomotivführer oder andere Eisenbahnarbeiter, die 
im Interesse eines Strikes ihre Pflicht verweigern, mit 
einer Geldbusse von 100 — 500 Doli, und eventuell Gefäng- 
niss von nicht weniger als 6 Monaten zu bestrafen sind«. 

Das Verschwörungsgesetz (conspiracy Law) von Illi- 
nois ^) bestraft Personen, welche sich zusammenthun oder 
verschwören, um den Betrieb einer Eisenbahnlinie zu 
unterbrechen, mit einer Geldbusse von 20 — 200 Doli, und 
mit Gefangniss von 20 — 90 Tagen. 

Alle Staaten der Union besitzen aber gesetzliche Be- 
stimmungen, welche die Nöthigung und Bedrohung von 
Arbeitern durch deren strikende Mitarbeiter oder son- 
stige Personen ausdrücklich verbieten. Schon nach dem 
Common Law, welches, wenn nicht ausdrücklich wider- 
rufen oder modifizirt, in allen Theilen der Union gilt, 
ist eine Verschwörung von Arbeitern, durch welche an- 
dere Arbeiter bei Portsetzung ihrer Arbeit belästigt wer- 
den, strafbar ®). 

Das Gesetz von Massachusetts *) bestimmt : > Wer 
durch Einschüchterung oder Gewalt Arbeiter abhält oder 
abzuhalten sucht, Arbeit anzunehmen oder weiter zu ar- 



1) vgl. Gesetz vom 22. März 1877» bei v. Studnitz a. a. 0. 
S. 410. 

2) vgl. Revised Statutes of Illinois chap. 114 § 170. 

3) vgl. Wh ar ton 8 »Criminal Lawc book, VI, § 2322. 

4) Acts of^l875, 211, § 2. 
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beiten bei Corporafcionen oder Personen, wird mit einer 
Geldbusse bis zu 100 Doli, bestraft.« 

Aehnliche Bestimmungen enthalten die Gesetze von 
Connecticut *), Michigan ^), Illinois ®) und Ehode Island *). 
Das Gesetz von Pennsylvania *) bestraft die Sendung 
eines Drohbriefes mit Einzelhaft und harter Arbeit oder 
Gefängniss bis zu 3 Jahren und einer Geldbusse bis zu 
3000 Doli. 

ad 5. Von den modernen Genossenschaften kommen 
für die Arbeiterklasse wesentlich nur die Baugenossen- 
schaften, die Konsumvereine und die Produktivgenossen- 
schaften in Betracht. 

In Amerika hat thatsächlich nur die erste Art eine 
Bedeutung. Die vielen Versuche mit Produktivgenossen- 
schaften sind fast sämmtlich gescheitert ^). Wie England, 
Frankreich und Deutschland, vermag auch Amerika eine 
blühende Genossenschaft dieser Art nicht aufzuweisen ^). 
Ebensowenig haben die Konsumvereine in Amerika Wurzel 
fassen können. Es entstanden solche in Amerika früher 



1) Bevised Statates sect. 14. 

2) Compiled Laws of Michigan chap. 248. 

3) Bevised Statutes chap. 88. 

4) Gesetz vom 30. Mai 1873. 

5) vgl. V. Studnitz a. a. 0. S. 412. 

6) The attempts at cooperative production have not been 
very numerous in this country, but there have been a number, 
nearly all of which have after a checkered existence failed, and 
generaly with a total loss to stockholders (vgl. IIL Jahresbericht 
des arbeitsstatistischen Bureaus von Ohio 1879, S. 280). 

7) vgl. hierüber die Abhandlung von Brentano in Schön-, 
b e r g's Handbuch der politischen Oekonomie. Tübingen 1882. Bd. I 
S. 946 ff., wo die Gründe des Nichtgedeihens produktivgenossen- 
schaftlicher Unternehmungen zusammengefasst sind. 
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als in England und zuerst in Massachusetts. Schon in 
der ersten Periode der grossen Arbeiterbewegung (1830 
bis 1845) wurden solche Vereine zahlreich von den Ar- 
beitern ins Leben gerufen. Man erblickte in ihnen ein 
wesentliches Mittel zur Lösung der gewerblichen Arbeiter- 
frage. Der berühmteste dieser Vereine war damals die 
1845 gegründete »Workingmens Protective Union«. Dieser 
Konsumverein, dessen leitende Idee ähnlich wie die der 
Pioneers of Rochdale die Hebung der arbeitenden Klassen 
war, begann sein Geschäft mit einer Kiste Seife und 
V2 Kiste Thee und hatte in seiner Blüthezeit einen jähr- 
lichen Umsatz von 1 — 2,000,000 Doli. Aber derselbe gieng 
wie alle übrigen in den Jahren des grossen Bürgerkriegs 
zu Grunde. Das gleiche Schicksal hatten auch die meisten 
der später entstandenen Vereine. Sie existirten in der 
Regel nur kurze Zeit. Das Creditsystem , die unwirth- 
schaftliche Geschäftsführung, das Vorherrschen des Aktien- 
geseUschaftsprinzips bewirkte ihren Ruin. Gev. E. Mc 
Nein, ehemaliger deputy chief des arbeitsstatistischen 
Bureaus von Massachusetts, resumirt in einer Abhandlung 
über Genossenschaftswesen im IX. Jahresbericht des Bu- 
reaus seine eingehenden Untersuchungen in folgender 
Weise: »Innerhalb der letzten 25 Jahre (1852 — 77) sind 
100 — 250,000 Doli, in cooperativen Unternehmungen ver- 
wendet worden, deren durchschnittliches Bestehen 3 — 5 
Jahre ist. Ihre Geschichte ist die Geschichte eines fort- 
währenden Scheiterns.« 

Ganz anders steht es mit den amerikanischen Bau- 
und Leihgenossenschaften (building and loan associations), 
welche den billigen Bau und Verkauf von Arbeiterwoh- 
nungen bezwecken. Sie sind am zahlreichsten in den 
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Staaten Pennsylvania und Ohio und haben dort Erstaun- 
liches geleistet. 

Während in den Nordstaaten im allgemeinen die Ar- 
beiterersparnisse hauptsächlich in die Sparkassen fliessen, 
finden dieselben in jenen Staaten die grösste Verwendung 
in den Bau- und Leihkassen. Letztere haben den Vor- 
theil, dass die Verwaltung unter unmittelbarer Kontrole 
der Mitglieder erfolgt, dass sämmtliche Einkünfte, sowie 
die geringen Verwaltungskosten den Betheiligten zu Gute 
kommen. 

Die Zahl solcher Bau- und Leihkassen wird vom 
Bureau für Arbeitsstatistik und Industrie von New-Jersey 
für die ganze Union auf 3000 geschätzt, wovon allein 
2000 auf den Staat Pennsylvania fallen, mit ca. 300,000 
Mitgliedern, wovon 100,000 in der Stadt Philadelphia. 
Nach der Schätzung des Bureaus gäbe es 15,000 Mit- 
glieder in der Stadt Cincinnati *). 

ad 5. Die Gründung von cooperativen Genossen- 
schaften ist von den meisten Industriestaaten der Union 
geregelt und die Erlangung der Eigenschaft als juristische 
Person an sehr einfache Bedingungen geknüpft worden. 
Einige Staaten suchen dieselben noch durch besondere 
Bestimmungen zu befordern resp. zu schützen, z. B. Massa- 
chusetts, New- York, Illinois und hauptsächlich New-Jersey. 

Massachusetts befreit, wie schon oben bemerkt, die 
Mitgliederantheile bis zu einem Gesammtbetrage von 
20 Doli, von der Exekution. Ferner wurde durch Gesetze' 
von 1870 2) und 1879 3) bestinmit, dass 7 oder mehr 

1) vgl. III. Jahresbericht des Bureaus für Arbeitsstatistik von 
New-Jersey 1880, S. 340 ff. 

2) Acts of 1870, 224, § 3 ff. 

3) Acts of 1879, 210; vgl. auch Public Statutes 106, S. 9, 72, 73. 
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Personen sich zu einer cooperativen Unternehmung ver- 
einigen dürfen, mit einem Kapital von nicht unter 1000 
und nicht über 100,000 Doli. Jede solche Gesellschaft 
soll den Gewinn wenigstens einmal jährlich vertheilen. 
Doch darf keine Yertheilung stattfinden, bevor mindestens 
lO^/o der Reineinnahmen för die Beschaffung eines Re- 
servefonds verwendet worden sind, der auf 30% des Ge- 
sellschaftskapitals zu bringen ist. Keine Person soll ferner 
Antheile von mehr als 1000 Doli. bjBsitzen und kein Ak- 
tionär mehr als eine Stimme haben. 

New-Jersey regulirt und befordert die Organisation 
von Produktiv- und Konsum- Vereinen durch ein Gesetz 
von 1881 und eine Novelle dazu von 1882 und zwar in 
folgender Weise ^): >7 oder mehr Personen (wie in Massa- 
chusetts) dürfen sich zu solchen Unternehmungen zusam- 
menthun und zwar durch die Feststellung von Statuten, 
welche von dem Chef des arbeitsstatistischen Bureaus ge- 
nehmigt werden sollen. Die Mitglieder solcher Vereine 
haften für die Schulden derselben nur bis zum Betrage 
der uneingezahlten Aktien. Das Kapital darf nicht 1,000,000 
Doli, übersteigen und soll in Antheile , deren Nominal- 
werth nicht 50 Doli, überschreitet, eingetheilt werden. 
Jeder Aktionär hat nur eine Stimme und die Vertheilung 
des Gewinns soll mindestens einmal jährlich stattfinden.« 

ad 6. V. Waltershausen, der in einer eingehen- 
den Untersuchung über die amerikanischen Gewerkver- 
eine ^) auch die Bestrebungen derselben bezüglich der Er- 
richtung von Schieds- und Einigungsämtern be- 



1) vgl. IV. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus 1881, 
S. 16 ff. und auch chap. CXXXIX of Session laws 1181, pag. 163. 

2) a. a. 0. in Conrad's Jahrb. Bd. VII. 
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handelt, resumirt seine Ermittelungen dahin: »Im All- 
gemeinen lässt sich sagen, dass wenig Resultate, nament- 
lich von dauernden Einrichtungen , zu verzeichnen sind, 
wenn auch in einzelnen Theilen des Landes achtungswerthe 
Ansätze dazu schon von den sechziger Jahren an zu be- 
merken sind. Die Ideen der englischen Einigungskammern 
und Schiedsgerichte sind durch ihre Erfolge, durch die 
Billigung der öffentlichen Meinung, die letzteren auch 
durch staatsgesetzliche Unterstützung Gemeingut der eng- 
lischen Arbeiterbevölkerung geworden, während in den 
Vereinigten Staaten die Presse sich wohl manchmal mit 
ihnen beschäftigt hat, aber die allgemeine Ansicht dahin 
geht, dass zur Zeit mit den englischen Erfahrungen in 
Amerika nichts zu machen sei.« 

Die Errichtung von Schieds- und Einigungsämtem 
ist in Ohio und insbesondere in New-Jersey gesetzlich 
geregelt worden. 

Die allgemeine Bestimmung von Ohio (sect. 5601) ^) 
lautet: »All persons who have any controversy, except 
when the possession or title of real estate may come in 
question, may submit such controversy to the arbitrament 
or umpirage of any person or persons, to be mutually 
agreed upon by the parties and they may make such 
Submission a rule of any court of record in the state.« 

Das Gesetz von New-Jersey von 1880^) hat folgenden 
Wortlaut nach der deutschen Uebersetzung des Bureaus 
für Arbeitsstatistik (S. XIII. Bericht von 1880): 

>In Anbetracht, dass Differenzen zwischen Arbeitern 



1) vgl. Y. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus 1881, 
S. 246. 

2) Acts ot 1880, chap. 138. 
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und Arbeitgebern häufig zu verlängerten Ausständen füh- 
ren, wodurch beiden Parteien und der Gesellschaft im 
Allgemeinen grosse Verluste entstehen und die freund- 
schaftlichen Beziehungen, welche zwischen der Arbeit und 
dem Kapital bestehen sollten, stören; und in Anbetracht, 
dass es wünschenswerth ist, eine gesetzliche Methode ein- 
zufahren, um solche Differenzen einem Schiedsgericht zum 
Zwecke eines ehrenhaften, zufriedenstellenden und schnellen 
Ausgleiches zu unterbreiten, desshalb 

1. sei es von dem Senat und der General Assembly 
des Staates New-Jersey verordnet, dass wenn eine Mehr- 
heit der Angestellten eines fabrizierenden Industriezweiges 
oder in irgend einem besonderen Theil desselben ihren 
Arbeitgebern oder Meistern schriftlich, von ihnen unter- 
zeichnet, davon Notiz geben, dass sie mit den Bedingungen 
und Bestimmungen, unter welchen sie beschäftigt werden, 
oder mit dem Lohne, welchen sie erhalten, unzufrieden 
sind, oder mit einer beabsichtigten Lohnerniedrigung oder 
Veränderung der Bedingungen und Bestimmungen, unter 
welchen sie beschäftigt werden, und dass sie beabsichtigen, 
die Zustände, über welche sie sich beklagen, einem Schieds- 
gericht zu unterbreiten und einen sie zu vertretenden 
Schiedsrichter ernennen, so soll es Pflicht eines solchen 
Arbeitgebers oder der Arbeitgeber, wenn dieselben diese 
Methode des Ausgleiches annehmen wollen, sein, einen 
Schiedsrichter, welcher ihn oder sie vertreten soll, schrift- 
lich zu ernennen und anzustellen und die Arbeiter von 
solcher Anstellung zu benachrichtigen. 

2. Und sei es verordnet, dass die beiden so ange- 
stellten Schiedsrichter sich sofort versammeln und zur 

T ai t , ArbeitenohutsgeBetsgebung. 4 



50 !• ^^^ Arbeiterschntzgesetzgebung im Allgemeinen. 

Auswahl eines dritten Schiedsrichters schreiten sollen; und 
die gesammtön drei Schiedsrichter goUen ohne unnothige 
Verzögerung die Arbeitgeber und Arbeitnehmer benach- 
richtigen von der Zeit und von dem Platze, wo und wann 
sie wieder zusammentreten wollen, um Argumente über 
die Streitfragen anzuhören, und sollen solche Versamm- 
lungen unter Bestimmungen, Regeln und Verordnungen, 
welche die gesammten Schiedsrichter festsetzen, abgehalten 
werden ; die Streitfragen sollen den Schiedsrichtern schrift- 
lich unterbreitet werden und soll sich deren ürtheil auf die 
so unterbreiteten Fragen beschränken; jeder von diesen 
Schiedsrichtern mag irgend einer Person, welche vor ihnen 
Zeugniss ablegt, einen Eid oder ein Gelübde abnehmen 
und irgend eine Person, welche vereidigt worden ist und 
falsch Zeugniss ablegt, soll des Meineids schuldig befun- 
den werden; jede der Parteien vor einem solchen Schieds- 
gericht mag vor demselben durch einen Rechtsbeistand 
vertreten sein, wenn dieselben es so wünschen, und mögen 
die Argumente schriftlich oder mündlich sein, wie es die 
Parteien selbst respective vorziehen. 

3. Und sei es verordnet, dass das Urtheil der ge- 
nannten Schiedsrichter schriftlich verzeichnet und eine 
Abschrift davon jeder der beiden streitenden Parteien zu- 
gestellt werden soll, und soll solches Urtheil für beide 
Parteien, welche die Streitfrage dem Schiedsgericht unter- 
breiteten, bindend sein, und soll vom Datum des Fällens 
des Urtheils in Kraft treten , es sei denn , dass eine be- 
stinmite Zeit im Urtheil festgesetzt worden ist. 

4. Die Kosten des Schiedsgerichts sollen festgestellt 
und bezahlt werden, je nachdem sich die Parteien vorn- 
herein oder gegenseitig vereinigt haben, und wenn nich 
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SO festgestellt, sollen sie festgestellt und bezahlt werden, 
wie die Schiedsrichter unter sich selbst beschliessen.« 

ad 7. Die Gesetze, welche die Regelung der Lohn- 
zahlung zum Gegenstande haben, lassen sich in allge- 
meine und besondere scheiden. Unter den allgemeinen 
verstehen wir vorzugsweise die Massregeln, betreflfend die 
Befriedigung der Lohnansprüche der Arbeiter. 

1) In Massachusetts ^) und in vielen andern Staaten, 
wie z.B. New- Jersey, New-Tork, Pennsylvania wird bei 
Insolvenz von Aktiengesellschaften und anderen Korpo- 
rationen den Arbeitslöhnen die Priorität vor anderen 
Schulden gewährt : bis 100 Doli, in Massachusetts, in Ohio 
sogar bis 300 Doli. Ferner haften die Mitglieder und 
Aktionäre von Korporationen für die Bezahlung der in 
ihrem Dienst stehenden Arbeiter. 

2) Gewähren die meisten Staaten der Union (s. Ein- 
leitung) im Falle der Nichtbezahlung der Löhne ein Lien- 
recht auf fremdes Eigenthum, d. h. einen dinglichen An- 
spruch auf fremdes bewegliches oder unbewegliches Ver- 
mögen zur Befriedigung einer Verbindlichkeit. Freilich 
wird aber der Umfang jenes Bechts iverschieden bestimmt; 
in einigen Staaten gilt es nur für Gebäude und Grund- 
stücke, in anderen dagegen auch für unbewegliches Ver- 
mögen jeder Art ^). 

3) Das Truckverbot. Das verwerfliche System der 
Bezahlung in Waaren etc., so häufig in den Vereinigten 
Staaten, namentlich in den Bergregionen, wird von nur 



1) vgl. Public Statutes 1882, chap. 157 sect. 104 ff. 

2) V. Studnitz hat solche Gesetze in allen Staaten der 
Union, ausgenommen Louisiana, gefunden und giebt eine ausführ- 
liche Zusammenstellung derselben a. a. 0. S. 417—421. 

4* 
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zwei Staaten gesetzlich yerboten, nämlich von Ohio und 
New-Jersey. Illinois und Pennsylvania habenj trotz der 
wiederholten Klagen der Arbeiter über die Nach theile des 
Systems kein solches Verbot. Während des Jahres 1879 
erliessen allerdings die Legislaturen beider Staaten Gesetze, 
welche das gänzliche Verbot desselben statuirten, und zwar 
nach dem Muster von Ohio, aber dieselben wurden von 
den Gouverneurs verworfen. Der Gouverneur von Penn- 
sylvania gab als Grund seines Vetos an, dass das Verbot 
die freie Verwendung des Kapitals verhindere, das Ge- 
werbe willkürlich kontrolire und das natürliche Gesetz 
von Angebot und Nachfrage durch die Gesetzgebung er- 
setze. Er betrachtete solche Einmischung der Staatsge- 
walt als den Anfang einer staatlichen Bevormundungs- 
politik, welche im Widerspruch mit den politischen Ein- 
richtungen des Landes stehe. Der Grund der Verwerfung 
in Illinois war, »dass das Heilmittel schlimmer als das 
Uebel sei« ^)* 

Das Gesetz, welches in Ohio den Truck verbietet, 
datirt aus dem Jahre 1878 und heisst: »Ein Gesetz, um 
die Zahlung der Löhne in Verschreibungen und den Ver- 
kauf von Waaren an Arbeiter zu übermässigen Preisen 
zu verhindern.« 

In New-Jersey wurde der Gegenstand zuerst geregelt 
durch ein Gesetz vom Jahre 1864; da dasselbe sich er- 
folglos erwies, wurde es durch das Amendement vom 
Jahre 1877 verändert ; weil aber auch dies nicht genügte, 
dem Trucksystem vorzubeugen, wurde das Gesetz vom 



1) vgl. U. Jahresbericht des Bareaas für Arbeitsstatistik von 
Ohio 1875, S. 115 ff. 
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Jahre 1880 (welches gegenwärtig in Kraft ist) erlassen, 
hauptsächlich in Folge einer intensiven Agitation seitens 
der arbeitenden Klasse. Dasselbe heisst: »Ein Gresetz, 
um Arbeitern die Bezahlung der Löhne in gesetzlichem 
Gelde zu sichern.« Es lautet: 

1. Be it enacted by the Senate and Greneral 
Assembly of the State of New-Jersey, That it 
shall not be lawfol for any glassmanuf acturer , ironma- 
ster, foundryman, collier, factoryman, employer, cranberry 
grower or bis agent or Company, their agents or clerks, 
to pay te wages of workmen or employers by them em- 
ployed, in either those goods, merchandise, printed, written, 
verbal Orders, or due bills of any kind. 

2. And be it enacted, That any glassmanufacturer, 
ironmaster, foundryman, collier, factoryman, employer, 
cranberry grower or his agent or Company paying to the 
Said workmen or employers, or authorizing their clerks 
or agents to pay the wages, or any part thereof, in either 
störe goods, merchandise, printed, written, verbal Orders, 
or due bills of any kind, except as afore said, shall for- 
feit the amount of said pay or any part of wages of 
said workman or employer given in störe goods, mer- 
chandise, printed, written, verbal Orders or due bills of 
any kind, and the same not to ofifset against the wages 
of said workman or employers, but he or they shall be 
entitled to recover the füll amount of his or their wages, 
as though no such störe goods, merchandise, printed, 
written, verbal Orders or due bills had been given or 
paid; and no settlement made with such employer shall 
bar such action until after a lapse of one year from such 
settlement. 
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3. And be it enacted, That the provisions of 
this act shall extend to all seamstresses, females and 
minors, employed in factories or otherwise. 

4 And beit enacted, That any glassmanufac- 
tnrer, ironmaster, fonndryman, coUier, factoryman, em- 
ployer or Company oflfending against the provisions of 
this act, the same shall be a misdemeanour, and punishable 
by a fine of not less than ten doUars or more than one 
hundred for each and every oflfence, or imprisonment not 
to exceed the term of thirty days, at the discretion of the 
court; but nothing in this act «shall apply to or affect 
any private individual giving Orders as aforesaid on a 
shore in the business or profits where of he has no inter- 
est, directly or indirectly, or to the ofifset of any debt 
due from such workmen to any glassmanufacturer, iron- 
master, foundryman, coUier, factoryman, employer or 
Company where the said debt is voluntarily contracted by 
the employer, or to the payment of any debt due from 
such workmen to any glassmanufacturer, ironmaster, 
foundryman, coUier, factoryman, employer or Company. 

Diese von den zwei Staaten ergriffenen Massregeln 
haben jedoch nicht vermocht, das Uebel zu beseitigen. 
Nach der Ansicht der arbeitsstatistischen Bureaus dieser 
Staaten wäre das allerbeste Mittel dazu, die allgemeine 
wöchentliche Lohnbezahlung gesetzlich vorzuschreiben. 
Die Arbeiterklasse von Massachusetts, Pennsylvania und 
New- Jersey klagt fortwährend über den Umstand, dass 
die Löhne nur nach sehr langen Zeitfristen bezahlt werden, 
daher die Nothwendigkeit des Kredits, Kaufs der Lebens- 
mittel zu den durch den Kredit erhöhten Preisen und 
Erleichterung des Trucks in abgelegenen Gegenden. Die 
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strengen Gresetze beider Staaten genügen keineswegs, um 
diesem System vorzubeugen ; ähnlich wie viele andere Ar- 
beitergesetze in den Vereinigten Staaten werden sie nicht 
durchgeführt. 

>No more attention has been paid to these stringent 
laws than if they were not on the Statute books«, sagt 
der Chef des arbeitsstatistischen Bureaus von Ohio ^). Der 
Hauptmangel ist, dass die Verletzungen der Gesetze fast 
unmöglich zu ermitteln sind. Eine Anzeige derselben 
seitens der Arbeiter selbst kann nicht erwartet werden, 
denn durch jede solche Handlung gefährden sie ihre Be- 
schäftigung. 

Es wird von der Arbeiterklasse behauptet, dass das 
Uebel sich nur dadurch beseitigen lassen werde, dass der 
Staat einen besonderen Beamten ernenne, dessen Aufgabe 
es sein soll, alle Verletzungsfalle im Namen des Staates 
zu verfolgen. 



1) vgl. I. Jahresbericht 1878, S. 115 ff. 



IL 
Die Fabrikgesetzgebung im engeren Sinne. 

1. Einieitiing. 

Die Fabrikgesetzgebung im e. S. umfasst die 
BestimmTingen bezüglich der Arbeitszeit und Arbeitsart 
in den Fabriken. Diese Gesetzgebung ist in Amerika 
in den einzelnen Staaten, die eine solche überhaupt haben, 
wie erwähnt, eine ausserordentlich verschiedene, nicht 
blos in Nebenpunkten, sondern auch in den wichtigsten 
und prinzipalen. 

Wenn man es für diese Gesetzgebung als 
die Aufgabe der Staatsgewalt^) hinstellt, dass 
sie wenigstens 
1. bezüglich der Kinderarbeit, sofern sie überhaupt 

die Arbeit von Kindern, d. h. von Personen unter 

1) Vgl. darüber v. Schönberg, Artikel : Industrielle Ar- 
beiterfrage in Meyer's Lexikon Band XIX, Jahressnpplement 
1881—82, S. 66 ff. Referat von Neumann über Fabrikgesetz- 
gebung in den Schriften des Vereins für Socialpolitik Bd. IV, Ver- 
handlungen von 1873. Leipzig 1874, S. 8 ff. D e r s. Unsere Kennt- 
nisse von den socialen Zuständen um uns, in Conrad*s Jahrbü- 
chern Bd. 18, S. 278 ff. B r e n t a n o's Abhandlung : Die gewerb- 
liche Arbeiterfrage in S c h ö n b e r g's Handbuch der politischen 
Oekonomie. Tübingen 1882. Bd. I, S. 974 ff. 
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14 Jahren gestattet, das Minimalalter der Beschäf- 
tigung (nicht unter 12 Jahren) und eine Maximal- 
arbeitszeit (nicht über 6 Stunden) mit Regelung des 
Anfangs und Endes, der Arbeit und der Ruhepausen 
unter Gev^hrung der Möglichkeit des sog. Relais- 
systems bestimmt, daneben für einen ordentlichen 
Unterricht sorgt, ferner die Sonntags- und Nacht- 
arbeit, sowie jede gesundheitsschädliche Arbeit ver- 
bietet ^) und verhindert, 

für jugendliche Arbeiter (Personen von 14 bis 
unter 18 Jahren) eine Maximalarbeitszeit (höchstens 
von 10 Stunden mit ganz oder theilweise freiem 
Sonnabend-Nachmittag wie in England und mit Mo- 
difikationen für einzelne Industriezweige und Abstu- 
fungen nach dem Alter) bestimmt, die Sonntags-, 
Nacht- und gesundheitsschädliche Arbeit verbietet 
und verhindert, 

für weibliche Arbeiter zunächst im Wesent- 
lichen die gleichen Schutzbestimmungen (mit einzel- 
nen Modifikationen) wie für jugendliche Arbeiter 
(nach dem Muster der englischen Gesetzgebung) trifft, 
ausserdem aber noch die Moral der Arbeiterinnen 



1) Für Kinder ist grundsätzlich das Verbot jeder regelmäs- 
sigen Erwerbsarbeit zu fordern, so lange sie sich im schulpflich- 
tigen Alter befinden, und höchstens ausnahmsweise mit obrigkeit- 
licher Genehmigung die Beschäftigung solcher Kinder dann zu 
gestatten, wenn die Betriebs- und Konkurrenzverhältnisse einzelner 
Produktionszweige die vollständige Beseitigung der Kinderarbeit 
nicht zulassen oder die Familienverhältnisse dazu zwingen, die 
Kinder mitverdienen zu lassen. In beiden Fällen darf aber die 
Gesundheit , die körperliche, geistige und moralische Ausbildung 
derselben nicht darunter leiden (Schönberg a. a. 0. S. 67 ff.)* 
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gefährdende Arbeiten verbietet und besondere Schutz- 
bestinimungen für Schwangere und Wöchnerinnen, 
sowie fttr verheiratete Frauen im Interesse ihrer 
Hauswirthschaft erlasst (nach dem Muster der schwei- 
zerischen Gesetzgebung), aber auch 

4. fär erwachsene männliche Arbeiter die 
Sonntags- und Nachtarbeit verbietet, sofern nicht 
die Natur des Produktionsprozesses den ununterbro- 
chenen Betrieb erheischt, in diesen Fällen sie nur 
unter der Bedingung des regelmässigen Schichtwech- 
sels gestattet, ferner eine gesundheitsschädliche und 
lebensgefahrliche Arbeitsart verbietet, und endlich 

5. dafür sorgt, dass durch obrigkeitliche Kon- 
trolorgane und entsprechende Strafbe- 
stimmungen die Garantie für die sichere und 
ordentliche Durchführung der erlassenen Schutzbe- 
stimmungen gegeben ist, 

so ist die amerikanische Gesetzgebung von der Erfüllung 
dieser Aufgabe noch sehr weit entfernt. Die Staaten sind 
noch durchaus in dem Anfangsstadium dieser Gesetzgebung. 
Wenn man femer die amerikanische Gesetzgebung 
mit der entsprechenden Englands, der Schweiz und des 
deutschen Reichs vergleicht, so sind die meisten der hier 
in Betracht kommenden Staaten zwar in der Anerkennung 
des Rechts der erwachsenen männlichen Arbeiter auf einen 
gesetzlichen Normalarbeitstag von 10 resp. 8 Stunden 
weiter gegangen, wenn sie auch einen solchen nicht un- 
bedingt vorschreiben, im üebrigen aber ist, abgesehen 
davon, dass in den Vereinigten Staaten die Sonntagsarbeit 
in der Regel allg^ein verboten ^) , auch ohnedies nicht 
1) vgl. V. Studnitz a, a. 0. S. 423—424. 
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üblich ist, ihre Gesetzgebung, wenn auch vereinzelt in 
einigen Bestimmungen den Arbeitern vielleicht günstiger, 
im Allgemeinen noch ungenügender als in diesen Staaten 
(vgl. unten). 

Den wichtigsten Bestandtheil der meisten 
Gesetze bilden Bestimmungen über die Arbeit von 
Kindern und jugendlichen Personen und über 
den sogenannten Normalarbeitstag. Schutzbestim- 
mungen bezüglich der Frauenarbeit im Besonderen 
und zum Zweck der Verhinderung der gesundheits- 
und lebensgefährlichen Arbeit finden sich bisher 
nur vereinzelt. 

Die Regelung der Arbeit der Kinder, der 
jugendlichen Personen und der Frauen ent- 
spricht im Allgemeinen auch nicht den niedrigsten An- 
forderungen, die im Interesse dieser absolut schutzbedürf- 
tigen Klassen vom Standpunkt der Humanität, der Sitt- 
lichkeit und der Gerechtigkeit gestellt werden müssen. 
Und das ist ein um so schwererer üebelstand, als die 
Zahl der in den Fabriken der Industriestaaten beschäf- 
tigten Personen dieser Art eine sehr erhebliche, in einer 
Reihe von Staaten relativ grösser als in den europäischen 
Industriestaaten ist. Diese Erscheinung zeigt sich schon 
seit dem Anfang dieses Jahrhunderts. Im Jahre 1810 
waren nach der Schätzung von Gallatin in der ameri- 
kanischen Baumwollenindustrie beschäftigt 

männliche Arbeiter über 17 Jahre 10,000, 
Kinder unter 17 Jahren 24,000, 

Frauen und Kinder 66,000. 

Die umstehende Tabelle III zeigt die Zahl der in in- 
dustriellen Etablissements beschäftigten Männer, Frauen, 
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Kinder und jugendlichen Arbeiter nach den 4 Census- 
berichten von 1850, 1860, 1870, 1880 ^). 

(Tabelle siehe nebenstehend.) 

Obige Zahlen sind aber nur als annähernd richtig 
zu betrachten. Denn bei der Erhebung sind Etablisse- 
ments oder Werkstätten, deren jährliche Produktion 500 
Doli, nicht übersteigt, ganz ausgeschlossen. Auch die 
Zahl der in den Fabriken beschäftigten Kinder ist nur 
annähernd richtig, ebenso die der Lehrlinge^). 

Die grosse Bedeutung der Frauenarbeit in der ameri- 
kanischen Industrie ist schon im VIT. Censusbericht von 
1850 ersichtlich. Das Verhältniss derselben zu der Ar- 
beit erwachsener Männer war damals ungefähr 2:7, es 
wurden gezählt 225,922 Frauen und 731,137 Männer. 

In den Hauptindustriestaaten war das Verhältniss 
aber ein weit grösseres: 

in Massachusetts 69 : 107, 



1) Vgl. Gompendinm of the tenth census (June 1, 1880) com- 
piled pursuant to an act of congress approved August 7, 1882. 
Part. IL S. 928-931. Washington 1888. 

2) General Walker, Superintendent des Census der Ver- 
ereinigten Staaten, erklärt diesen Mangel in folgender Weise: 
»Thns omissioDs (bezüglich der Zahl der Kinder) may take place 
either through the failure of the enumerators to ask the questions 
relating to occupations concerning such persons, assuming that 
they have no avocation outside their homes, or from the indis- 
position of the parents themselves or the heads of the families 
to speak of them in employment. Especially in case of children, 
who are part of the time in the ächool, and part of the time in 
the mill, would the mother or father be likely to give a prefe- 
rence to the former over the lather mode of statement, particu- 
larly when, in tens of thouäands of cases the country over, the 
child comes within the periods of life attendance respecting which 
there is a legal requirement of school. 
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in New- York 


51 : 147, 


» Pennsylvania 


22 : 124, 


» Connecticnt 


16: 34, 


» New-Hampshire 


12: 14, 


» Rhode Island 


8: 12. 



Die grösste Zunahme hat die Frauenarbeit in den 
Jahren 1870 — 80 erfahren. Nach dem Censusbericht von 
1880 (Bd. n. Manufactures S. XXXV) betrug diese Zu- 
nahme 64,2 ^/o. Die Zahl der erwachsenen Männer war 
in demselben Zeitraum nur um 24,97 ®/o gestiegen. 

Diese Thatsache verdient Beachtung, da gerade die 
gesetzliche Regelung der Frauenarbeit seitens der Nord- 
staaten in diesen Zeitraum fallt. 

Das Verhältniss der weiblichen Arbeiter über 15 
Jahren zu allen übrigen in den Fabriken beschäftigten 
Personen beträgt für die Hauptindustriestaaten der Union 
in Procenten ^): 



1. New-Hampshire 


33,14 »/o 


2. Massachusetts 


30,09» 


3. Rhode Island 


29,06 » 


4. Maryland 


28,95 * 


5. Maine 


26,02 y 


6. New-Tork 


25,86 » 


7. Connecticut 


25,55 y 


8. New-Jersey 


21,50 » 


9. PennsylTania 


18,87 » 


10. Illinois 


10,53 y 


11. Ohio 


10,11 y 


12. Missouri 


6,75 » 



1) vgl. X. CeiiBasbericht vol. II. Manufactures S. XXXVI. 
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13. Michigan 


5,62% 


14. Indiana 


5,50 > 


15. Jowa 


5,50 > 


16. Wisconsin 


4,57 > 


17. California 


3,34 > 


18. Minnesota 


3,17 » 
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Für die Zahl der in Fabriken beschäftigten Kinder 
und jugendlichen Arbeiter enthalten die beiden Census- 
berichte von 1850 und 1860 keine Angaben. Der letzte 
Bericht (X. von 1880) zeigt die grosse Zunahme in deren 
Zahl. seit 1870, nämlich von 58,71%. In New- Jersey 
hat seit einem Jahre deren Zahl sich verdoppelt, in Illi- 
nois, Ohio und Maine mehr wie verdoppelt. 

Das Verhältniss der Kinder und jugendlichen Per- 
sonen gegenüber den übrigen Arbeitern in den Fabriken 
ist jedoch ein kleines, wie man aus der Tabelle sieht. 
Sehr bemerkenswerth ist es, dass die südlichen Staaten 
Virginia und Nord-Carolina die grössten Prozentsätze 
zeigen, nämlich 13,09 und 12,99, und gerade diese Staaten 
keine Schutzbestimmungen erlassen haben. 

Die Verwendung von Frauen und Kindern ist natür- 
lich in den verschiedenan Industriezweigen sehr verschie- 
den. Sie findet am meisten statt in den folgenden 15 In- 
dustrien, wovon allerdings viele nicht in Fabriken sondern 
in eigener Wohnung getrieben werden. 





% d. Frauen 


o/o d. Kinder 
u.jug.Arb. 


1. Buchbinderei 


45,53 


6,16 


2. Teppichweberei 


40,07 


8,33 


3. n^nnliche Kleidung 


50,37 


1,59 


4. weibliche dto. 


88,33 


1,37 
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5. BaumwoUwaaren 

6. Mens furnishing goods 

7. Strumpf- u. gestrickte Waaren 

8. Mode- und Spitzwaaren 

9. Hemdenfabrikation 

10. Seide und Seidewaaren 

11. Stroh waaren 

12. Tabak {Rauch-, Kau- und 

Schnupf-) 

13. Regenschirme und Stocke 

14. Wollwaaren 

15. Kammwollzeug 
Unter den Ursachen solcher weitgehender Verwen- 
dung von Frauen, Kindern und jugendlichen Arbeitern 
in den Fabriken der Hauptindustriestaaten Amerika^s ist in 
erster Reihe die grossartige Anwendung von arbeitsparen- 
den Maschinen zu nennen ^). Die daraus hervorgehende 
Arbeitstheilung bewirkt, dass in einer ganzen Reihe von 
Industrien, in welchen früher, wie noch heute vielfach in 
Europa, nur die geschulten Arbeiter Beschäftigung fanden, 
ein grosser Theil der Operationen von Kindern und Frauen 
verrichtet werden kann und deren Arbeit, weil billiger 
und auch sonst mehr im Interesse der Arbeitgeber lie- 
gend, von diesen vorgezogen wird. 



»/od. Frauen 


»/od. Kinder 




n. jug. Arb, 


49,14 


16,29 


85,60 


3,00 


61,30 


12,68 


80,06 


5,13 


86,37 


2,43 


52,32 


17,76 


68,52 


1,54 


32,90 


21,66 


51,52 


6,79 


33,95 


11,74 


50,39 


15,40 



1) Nicht wahr ist die Behauptung von S t u d n i t z u. A., 
dass die Nachfrage nach Arbeit dem Angebot in Amerika immer 
weit voraus ist. Siehe die Widerlegung dieser Ansicht durch 
v. W a 1 1 e r s h a u s e n a. a. 0., ferner T e n n e r a. a. 0. S. 154. 
»Es ist ein grosser Irrthum, zu glauben, dass es in irgend einem 
amerikanischen Industriezweige an Lohnarbeitern fehlt.« 
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Ein BaumwoUenfabrikant äusserte sich darüber zu 
einem Beamten des arbeitsstatistischen Bureaus von Massa- 
chusetts ^) : »Wir beschäftigen nie Männer , wenn wir 
Frauen und Kinder bekommen können, die ihre Arbeit 
ebensogut verrichten können wie jene, nicht nur wegen 
Verringerung der Produktionskosten, sondern auch wegen 
der geringen Gefahr des Strikens und sonstiger unnöthi- 
ger Unzufriedenheit.« Es wäre indessen ungerecht, einzig 
und allein den Eigennutz des Arbeitgebers für die weit- 
gehende Beschäftigung der Frauen und Kinder verant- 
wortlich machen zu wollen. Es wirkt ebensoviel die 
I>ürftigkeit der Familien mit, die auf den Miterwerb der 
Kinder und Frauen nothwendig angewiesen sind. Ein 
wesentlicher Theil der Schuld trifft ferner die Arbeiter 
selbst. Denn in denjenigen Gewerben, wo Stücklohn die 
E.egel ist, ist es gebräuchlich, dass Arbeiter Kinder als 
Handlanger verwenden, um dadurch einen möglichst hohen 
Lohnbetrag zu erzielen. In diesem Falle ist der Arbeiter 
Zwischenarbeitgeber und in der Regel ein schlimmerer 
Meister als der eigentliche Arbeitgeber. Endlich kommt 
hier auch in Betracht, dass die Gesetzgebungen viel zu 
wenig für den Schutz jener Personen gesorgt haben. 

, Die amerikanische Gesetzgebung unterscheidet nicht 
streng zwischen Kindern und jugendlichen Personen, als 
zwei verschiedenen und eines verschiedenen Schutzes be- 
dürftigen Arbeiterklassen. Auch die Grenze des gesetz- 
lichen Kindheitsalters ist nicht überall die gleiche. Manche 
Gesetze bezeichnen als Kinder (children) noch Personen 
unter 15 Jahren, einzelne sogar Personen unter 16 Jahren 

1) vgl. 10. Jahresbericht von 1879 und den Abschnitt »Ar- 
beitszeit«. 

T a i t , Arbeiteraohutzgesetzgebnng. 5 
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resp. unter 18 Jahren. Manche fassen auch beide Klassen 
zusammen mit dem Ausdruck :»minors«. 

In der folgenden Darstellung verstehen wir unter 
Kindern stets Personen unter 14 Jahren, und unter ju- 
gendlichen Personen solche von 14 — 18 Jahren. Die histo- 
rische Darstellung der Fabrikgesetzgebung im e. S. be- 
schränkt sich auf Massachusetts; für die anderen Staaten 
können wir aus den in der Einleitung S. 3 angeführten Grün- 
den nur eine Darstellung des heute geltenden Rechts geben. 

2. Die Kinderarbeit. 

Die Staaten, welche gesetzliche Bestim- 
mungen über Kinderarbeit haben, sind: 

1. Massachusetts 8. Pennsylvania 

2. Connecticut 9. New-Jersey 

3. New-Hampshire 10. Maryland 

4. Maine IL Ohio 

5. Rhode Island 12. Minnesota 

6. Vermont 13. Wisconsin 

7. New-Tork 14. Indiana. 

Der wichtigste Gegenstand der Gesetzgebung 
fast aller dieser Staaten ist die Sorge für einen 
Unterricht der arbeitenden Kinder. Mit ihr be- 
ginnt die Gesetzgebung und in den meisten Staaten ent- 
hielt diese anfangs auch nur Bestimmungen, welche für 
alle beschäftigten Kinder einen bestimmten jährlichen 
Schulbesuch — - von verschiedenem Umfange in den ein- 
zelnen Staaten — vorschrieben. 

Es besteht in Amerika in der Regel kein Schulzwang^ 
Trotzdem ist der Schulbesuch ein guter *). Die öflfent- 

1) vgl. T e n n e r , Amerika, Abhandlung II. Schulwesen in 
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liehe Meinung hat sich von jeher gegen das Bestehen 
eines solchen Schulzwanges im Namen der individuellen 
Freiheit erklärt. Die Gesetzgebung überlässt im Allge- 
meinen den Schulunterricht der Kinder der freien Wahl 
der Eltern, macht jedoch in den meisten der oben ge- 
nannten Staaten eine Ausnahme für Fabrikkinder, denen 
die Beschäftigung die Vortheile der allgemeinen Bildung 
entzieht, und schreibt desshalb eine jährliche Zeit für 
ihren Schulbesuch vor, von dessen Absolvirung die Be- 
schäftigung abhängt, und belegt die Annahme von schul- 
pflichtigen Kindern zur Arbeit mit einer Geldstrafe. 

Die genaniiten Staaten sorgen in der Regel auch 
für die Kontrole solcher Kinder durch die Anstellung 
gewisser, freilich nach den Staaten verschiedener, Beamten, 
die mit der Durchführung der Gesetze betraut sind. 

Wir beginnen die Darstellung der gesetzlichen Re- 
gelung der Kinderarbeit mit der Geschichte der Gesetz- 
gebung des Grossindustriestaates Massachusetts. Es ist 
dies zugleich derjenige Staat, der von allen ünionsstaaten 
sich nicht nur zuerst sondern auch am meisten und ein- 
gehendsten mit dieser Regelung beschäftigt hat. 

1. Massachusetts ^). 

Sieht man ab von einem Gesetze aus dem Jahre 1842, 
welches für Kinder unter 12 Jahren die Arbeitszeit auf 
10 Stunden am Tage beschränkte (S. 69), so sind die Ge- 
setze bis zum Jahre 1866 nur solche, welche den Schul- 



den Vereinigten Staaten S. 33—49. S. 48 : »Ein Schulzwang findet 
in Amerika in der Regel nicht statt.« 

1) Vgl. die schon citirte Abhandlung im VII. Report of the 
bureau of statistics of labor of Massachusetts. 

5* 
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besuch der beschäftigten Kinder betreffen und deren Be- 
schäftigung von einem solchen abhängig machen. 

Das erste Gesetz dieser Art datirt vom 16. August 
18 36 ^). Es schrieb für Kinder, die in Fabriken beschäf- 
tigt werden, einen dreimonatlichen Schulunterricht vor, 
und bestrafte Arbeitgeber im Falle einer üebertretung 
dieser Vorschrift mit 50 Doli. In Massachusetts waren 
schon seit dem Anfange der dreissiger Jahre Bewegungen 
der verschiedensten Art, um zu Gunsten der Arbeiter- 
klasse Reformen, namentlich auch legislatorische Mass- 
regeln herbeizuführen , erfolgt ^). Die unmittelbare An- 
regung zu dem Gesetze scheint der Bericht von James 
G. Carter, des Vorstandes des Erziehungskomitee's, ge- 
geben zu haben, in welchem unter Anderem beklagt wird, 
dass in den Fabriken die Männerarbeit durch die billigere 
Frauen- und Kinderarljeit ersetzt wird. 

Aber schon im folgenden Jahre befreite ein neues 
Gesetz^) Arbeitgeber von der Strafe, wenn sie sich mit 
einem beschworenen Zeugniss über den Schulbesuch ver- 
sehen hatten, und hob dadurch die Wirkung des Gesetzes 
von 1836 auf; denn es war den Eltern der Kinder sehr 
leicht, falsche Zeugnisse aufzustellen. In einem parlamen- 
tarischen Berichte von 1840 betreffend die Schulgesetze, 
betonte Horace Mann die »Nothwendigkeit, der Gewinn- 
sucht unnatürlicher Eltern und herzloser Fabrikanten eine 
Schranke zu setzen«. Durch solche Anregung kam das 



1) Chap. 245 vol. 13. Lawe of Massachusetts 1834—36. An 
act to provide for the better iostruction of youth employed in 
mannfacturing establishments. 

2) S. oben S. 12 ff., vgl. auch cit. Bericht S. 265 ff. 

3) Chap. 107 vol. 14. Laws of Massachusetts 1837--38. 
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Gesetz von 1842^) zu Stande, welches die Arbeitszeit 
von Kindern unter 12 Jahren auf 10 Stunden per Tag 
beschränkte. 

Es verging lange Zeit, ehe weitere gesetzliche Vor- 
schriften erlassen wurden. In der Aufzählung der Gesetze, 
welche die citirte Abhandlung des arbeitsstatistischen Bu- 
reaus enthält, findet sich zunächst ein Gesetz vom Mai 
18 49^): »An act defining and repealing sections ofpre- 
vious acts concerning the employment of children«, aber 
über den Inhalt desselben wird dort nichts berichtet, und 
wir haben leider den Wortlaut des Gesetzes uns nicht be- 
schaffen können. Dasselbe wird aber, nach der späteren 
Gesetzgebung zu schliessen, und da jene Abhandlung gar 
nichts Weiteres über dasselbe erwähnt, schwerlich von Be- 
deutung gewesen sein ^). 

Im Jahre 1852 wurde eine Bill eingebracht, welche 
für alle Personen unter 15 Jahren eine Maximalarbeits- 
zeit von 10 Stunden einführen wollte, aber die Bill fiel 
durch. 

Dagegen verpflichtete ein Gesetz vom Mai 1852*) 
alle Personen, welche Kinder unter ihrer Kontrole haben, 
sie 3 Monate jedes Jahr in die Schule zu schicken, aber 
dieses Gesetz wurde nicht beachtet. Ein besonderes Ge- 
setz von 1855**) verpflichtete desshalb die Schulkomi- 
tee's, über die Durchführung des Gesetzes zu wachen und 



1) Vgl. cit. Bericht S. 267. 

2) Chap. 220 acts of 1849. 

3) Es wurde 1855 (chap. 379 acts of 1855) amendirt, auch 
über diese Amendirung enthält die qu. Abhandlaug nichts Näheres. 

4) Chap. 307 acts of 1852. 

5) Chap. 309 acts of 1855. 
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über die üebertretungen desselben an die »Treasurers« 
ihrer Städte und Ortschaften zu berichten. 

Ein Gesetz von 1858^) dehnte die obligatorische 
Schulzeit von 3 Monaten auf 18 Wochen aus. Ein Ge- 
setz von 1859^) verhängte über die »Treasurers« eine 
Geldstrafe, wenn sie unterliessen , auf die Berichte der 
Schulkomitee's über die Verletzungen des Gesetzes von 
1852 einzuschreiten. 

Im Jahre 1865 wurde das Gesetz von 1858 wieder 
geändert. Die Vorschrift des 18 wöchentlichen Schulunter- 
richts wurde nur für Kinder unter 12 Jahren beibehalten; 
für Kinder von 12 — 15 Jahren wurde der obligatorische 
Schulunterricht auf 11 Wochen beschränkt. 

Mit diesem Jahre beginnt aber eine neue Periode 
dieser Gesetzgebung. Es wurde damals eine Kommission 
von 5 Mitgliedern eingesetzt, um Ermittlungen über die 
Lage und Zukunft der industriellen Klassen, insbesondere 
auch über die in Massachusetts schon seit einiger Zeit 
viel ventilirte Frage der gesetzlichen Regelung der Ar- 
beitszeit für alle Arbeiter anzustellen. Dieselbe verschickte 
an Privatpersonen 1000 Fragebogen, erhielt aber nur 
von 80 Antwort. Von 334 Städten und Ortschaften ant- 
worteten nur 39. Die Kommission konstatirte bezüglich 
des Schulbesuches der Fabrikkinder eine häufige und 
starke Verletzung des Gesetzes von 1865, erachtete eine 
Aenderung der bisherigen Gesetzgebung für dringend ge- 
boten, und formulirte ihre Vorschläge dahin: 
1. Eine Aenderung in den Gesetzen, welche den Schulbe- 
such und die Arbeitszeit der Kinder in Fabrikbezirken 

1) Chap. 83 acts of 1858. 

2) Chap. 188 acts of 1859. 
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betreffen, in der Weise, dass die bisherige Schulzeit 
verdoppelt wird, mit eventueller Gestattung des Sy- 
stems der Halbzeitschulen ^). 
2. Die Ernennung eines oder mehrerer Inspektoren zum 
Zweck der Durchführung der Schulgesetze. 
Die unmittelbare Folge dieser Enquete war das Ge- 
setz vom Jahre 1866^). Dasselbe wiederholte das 

1) »As our common school System is so thoroughly esta- 
blished, and as all oar manufacturing villages have, more or less, 
a mixed populatiön, tbe cbildren of mercbants, mecbanics and 
factory operatives attending tbe same school, it may be difficult 
(altbougb tbe commission is not unanimous on tbat point), to adopt 
tbe balf-time plan in detail ; but we may secure a part, at least, 
of its beneficial results, by demanding tbe same amount of scboo- 
ling, as now indicated in tbe Statutes, every six montbs, instead 
of every twelve montbs, as now provided, tbus doubling tbe 
amount of scbooling, and lessening correspondently tbe amount 
of labor. 

»Bat witb tbe view of encouraging, as fast and as far as 
practicable, tbe »half time- System « , we sbould bave it provided 
tbat, in all cases wbere tbis System is adopted and carried out 
in good faitb, tbe laws in tbe sections referred to sball not be 
considered binding.« 

2) Cbap. 273 acts of 1866 : An act in relation to tbe employ- 
ment of cbildren in manufacturing establisbments. 

Sect. 1. No cbild - under tbe age of ten years sball be em- 
ployed in any manufacturing establisbment witbin tbis common- 
wealtb, and no cbild between tbe ages of ten and fourteen years 
sball be so employed, unless be bas attended some public or pri- 
vate school under teacbers approved by tbe scbool committee of 
tbe place in wbicb suob scbool is kept, at least six montbs du- 
ring tbe year next preceeding such employmentj nor sball sucb 
employment continue unless such cbild sball attend scbool at least 
six montbs in each and every year. 

Sect. 2. Tbe owner, agent, or Superintendent of any manu- 
facturing establisbment, wbo knowingly employs a child in vio- 
lation of tbe preceeding section, sball forfeit a sum not excee- 
ding fifty doUars for each offence. 
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schon bestehende Verbot der Beschäftigung von Kindern 
unter 10 Jahren in den Fabriken, verbot ferner die An- 
nahme von Kindern zwischen 10 — 14 Jahren, wenn die- 
selben nicht wenigstens 6 Monate im Jahre vorher in 
einer öffentlichen oder approbirten Privatschule Schul- 
unterricht erhalten hatten, und ihre weitere Beschäfti- 
gung, wenn sie nicht wenigstens 6 Monate im Jahre sol- 
chen Schulunterricht empfiengen, und setzte ausserdem 
für alle Kinder unter 14 Jahren eine Maximalarbeitszeit 
von 8 Stunden fest. Eine Strafe von 50 Doli, wurde für 
jeden einzelaen üebertretungsfall vorgeschrieben für Unter- 
nehmer oder deren Vertreter, welche entgegen den beiden 
ersten Vorschriften Kinder wissentlich beschäftigten, ebenso 
für Eltern und Vormünder, welche diese Beschäftigung 
gestatteten. 

Weiterhin ermächtigte das Gesetz den Gouverneur 
unter Zustimmung des ßathes, nach seinem Ermessen dem 
Staatskonstabel und dessen Beigeordneten die nöthigen 
Weisungen behufs Durchführung der die Beschäftigung 
von Kindern in Fabriken betreflFenden Vorschriften, sowie 



Sect. 3. No child under the age of fourteen years shall be 
employed in any manufacturing establishment within this Com- 
monwealth, more than eight hours in any one day. 

Sect. 4. Any parent or guardian who allows, or consents to 
the employment of a child, in violation of the first section of 
this act, shall forfeit a sum not exceeding fifty dollars for each 
offence. 

Sect. 5. The governor, with the advice and consent of the 
Council, may, at his discretion, instruct the constable of the Com- 
monwealth and his deputies to enforce the provisions of chapter 
forty-two of the General Statutes, and all other laws regulating 
the employment of children in manufacturing establishments, and 
to prosecute all violations of the.same. 
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behufs gerichtlicher Verfolgung aller Uebertretungen der- 
selben zu ertheilen. 

In demselben Jahre wurde eine neue Kommission von 
3 Mitgliedern ^) eingesetzt, um die Frage der gesetzlichen 
Arbeitszeit mit Bücksicht auf die »social educational and 
sanitary condition« der arbeitenden Klassen zu prüfen. 
Soweit der von dieser Kommission am 1. Januar 1867 
erstattete Bericht die Kinderarbeit betrifft, konstatirte 
derselbe eine zwar allgemeine, aber doch nicht überall 
erfolgende Uebertretung der Vorschriften des Gesetzes 
von 1866, nach welchen Kinder unter 10 Jahren gar nicht 
beschäftigt werden sollen, femer dass in den Fabriken 
11 Stunden die aUgemein übliche Arbeitszeit auch für 
Kinder sei ^). Nun wurde gefordert: 

1. eine Verbesserung des Gesetzes von 1866, um die 
Durchführung der Vorschriften über die Kinderarbeit 
zu sichern; 

2. die Einführung einer Maximalarbeitszeit für alle Per- 
sonen unter 18 Jahren von 10 Stunden pro Tag, oder 
60 Stunden in der Woche, mit einer Freistunde täg- 
lich für's Mittagessen; 

3. die Einsetzung eines besonderen Arbeitsinspektors 
(Inspector of labor) zur Kontrole der Durchführung 
der gesetzlichen Bestimmungen; 

4. die Errichtung eines sozialstatistischen Arbeitsbureaus. 
Der Bericht hatte die Aenderung des Gesetzes von 



1) Ghap. 92 Besolves of 1866. 

2) Der ßericht bemerkt dazu: Eleven hours toil each day for 
six dajs in each week is more than women and children ought 
to be required to perform, Vgl. cit. ßericht S. 276. 
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1866 zur Folge; dasselbe wurde ersetzt durch das Ge- 
setz von 1867 ^). 

1) Chap. 285, Acts of 1867. An act in relation to the schoo- 
ling and hours of labor of children employed in manufacturiDg 
and mechanical establishments. 

Sect. 1. No child under the age of t^n years shall be em- 
ployed in any manfacturing or mechanical establishment within 
this Commonwealth . and no child between the age oP ten and 
fifteen years shall be so employed, unless he has attended some 
public or private day school under teacbera approved by the school 
committee of the place in which such school is kept, at least three 
months during the year next preceeding such employment: pro- 
vided Said child shall have lived within the Commonwealth du- 
ring the preceeding six months; nor shall such employment con- 
tinue unless such child shall attend school at least three months 
in each and every year; and provided, that tuition of three 
hours per day in a public or private day school approved by the 
school committee of the place in which such school is kept, during 
a term of six months, shall be deemed the equivalent of three 
months attendance at a school kept in accordance with the cu- 
stomary hours of tuition; and no time less than sixty days of 
actual schooling shall be accounted at three months, and no time 
IcBS than one hundred and twenty half-days of actual schooling 
shall be deemed an equivalent of three months. 

Sect. 2. No child under the age of fifteen years shall be 
employed in any manufacturing or mechanical establishment more 
than sixty hours in one week. 

Sect. 3. Any owner, agent, Superintendent, or overseer of 
any manufacturing or mechanical establishment, who shall kno- 
wingly employ or permit to be employed, any child, in violation 
of the preceeding sections, and any parent or guardian who al- 
lows or consents to such employment , shall for such offence for- 
feit the sum of fifty dollars. 

Sect. 4. It shall be the duty of the constable of the Common- 
wealth to specially detail one of his deputies to see that the pro- 
yisions of this act and all other laws regulating the employment 
of children or minors in manufacturing or mechanical establish- 
ments, are complied with, and to prosecute offences against the 
same; and he shall report annually to the governor all procee- 
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Die Aenderungen waren: 

1) Es dehnte die Schutzbestimmungen auch auf Werk- 
stätten und auf jugendliche Personen von 14 Jahren 
aus, dagegen 

2) yerringerte es die obligatorische Schulzeit von 6 Mo- 
naten auf 3 Monate, gestattete aber die Anwendung 
des Halbzeitsystems, d. h. einen Schulbesuch von 
3 Stunden täglich während 6 Monaten; 

3) es hob die Bestimmung der Sstündigen Maximalarbeits- 
zeit für Kinder unter 14 Jahren auf und ersetzte sie 
durch die Vorschrift : »Kinder unter 15 Jahren dürfen 
nicht länger als 60 Stunden wöchentlich beschäftigt 
werden;« 

4) es bestrafte Eigenthiimer, Agenten, Verwalter oder 
Aufseher von Fabriken und Werkstätten, welche wis- 
sentlich vorhergehende Vorschriften verletzten, sowie 
Eltern und Vormünder, welche die gesetzwidrige Be- 
schäftigung ihrer Kinder gestatteten, mit einer Geld- 
busse von 50 Doli, für jede Uebertretung ; 

5) es machte dem Staatskonstabel direkt zur Pflicht, einen 
seiner Beigeordneten (deputies) zu beauftragen, über 
die Ausführung der Vorschriften dieses und aller üb- 
rigen Gesetze, betreffend die Beschäftigung von Kin- 
dern und Minderjährigen in Fabriken oder Werk- 
stätten zu wachen und Verletzungen derselben zu 
ahnden. 



dinge ander this act ; and nothing in this section shall be so con- 
strued as to prohibit any person from prosecuting such offences. 

Sect. 5. Chapter two hundred and seventy-three oi the act 
of the year eighteen hundred and sixty-six it hereby repealed; 
provided, this act shall not affect any proceediogs now pending. 

Se^t. 6. This act shall take effept sixty days from its passa^e, 
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General H. K. Oliver, der spätere Chef des 1869 
gegründeten Bureaus für Arbeitsstatistik, wurde als »spe- 
cial State constable« mit der Inspektion der Kinder in 
den Fabriken und Werkstätten und mit der üeberwachung 
der Gesetze betraut. In seinen Berichten yon 1868 und 
1869 wies derselbe darauf hin, dass die Gesetze nicht zur 
Ausführung kämen, dass eine Person allein eine wirksame 
Eontrole nicht ausüben könne, die Staatspolizeibeamten 
sich um die Sache nicht bekümmerten, dass aber auch 
die bestehende Gesetzgebung völlig ungenügend sei, um 
die üebertretungen ermitteln und Bestrafungen veran- 
lassen 'zu können ^). 

Er empfahl die Einführung des englischen »half time«- 
Systems, die Vermehrung der Inspektoren, die Zuweisung 
der dem Staatspolizeiamt übertragenen Eontrole auf das 

1) General Oliver fasste seine Kritik dahin zusammen: 

1. Das Gesetz gewährt den Beamten nicht die Befugniss, für 
eine genügende Ermittlung der üebertretungen Vorkehrungen 
zu treffen, sowie die Befugniss» die bezüglichen Etablissements 
zu betreten; 

2. enthält keine Bestimmungen bezüglich der Art der Verfol- 
gung und keine Vorschriften, durch welche die Lage der 
Etablissements ermittelt werden kann; auch 

3. keine Vorschrift über die Art der Fragecirkulare und über 
die Verpflichtung der Befragten, zu antworten; 

4. keine Vorschriften für die Form von Zeugnissen zur Feststel- 
lung des wirklichen Alters, der Dauer des Schulbesuches und 
der Beschäftigung der Kinder; keinen Zwang zur Führung von 
Registern über die beschäftigten Personen seitens des Arbeit- 
gebers. 

5. Es wurde namentlich hervorgehoben, dass das Wort wissent- 
lich (knowingly) in Sektion 3 des Gesetzes von 1867 der 
schwächste Punkt des Gesetzes sei und den Nachweis des 
Thatbestandes einer Üebertretung der Vorschriften gegen die 
Unternehmer unmöglich mache. 
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Staatserziehungsamt (state board of education). Die Be- 
richte scheinen indess keinen unmittelbaren Erfolg gehabt 
zu haben. Seit dem Jahre 1869 aber nahm sich das neu 
organisirte Bureau für Arbeitsstatistik unter der Leitung 
des Generals Oliver der Sache an, und dieselbe fand in 
dem Gouverneur Washburn in den Jahren 1872 und 
1873 einen wesentlichen Beistand ^). 



1) Für den Standpunkt Washburn's sind folgende Stellen 
seiner Inauguralrede von 1872 charakteristisch: 

»The State assumes that the physical; mental and moral trea- 
sures embraced in what we call childhood, are so much capital 
belonging to the community as well as to the parents. And it 
has been well said that the state undertakes to provide for, in- 
vest, develop and look after this childhood treasure in such a 
way that it shall pay the highest dividends to the Commonwealth. 

I find many thousand children in onr crowded cities and ma- 
nufacturing establishments , who never enter a school-room, and 
are growing up without even the rudiments of what we call edu- 
cation. The number of this class seems to be increasing yearly, 
not because of a change for the worse in public sentiment, but 
becausie the facts of the case have not been sufficiently well 
understood in any quarter. 

The blame for the deplorable condition of things that really 
exists in our mannfacturing establishments, is often quite as much 
with the employäs as with the employers. Families frequently 
move to mannfacturing localities for the express purpose of ob- 
taining employment for children. The anxiety of parents to reap 
the fruits of the constant labor of their children is so great, that 
they are quite willing to neglect all provision for their mental 
or moral culture. I do not doubt the wisdom of the Statute which 
requires children between the ages of five an fifteen years to be 
kept in school, and I know how indispensable pure air and out- 
door exercise are to their health and development, yet there is no 
inconsiderable number of parents whose necessities seem to compel 
them to seek employment in mills and manufactories for every 
member of fheir families who is able to work. The struggle for 
existence is snch that they cannot stop to inquire whether the 
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Das Bestreben dieser und anderer Freunde einer Fa- 
brikgesetzgebung war aber weniger auf eine Reform der 
Gesetzgebung über Kinderarbeit, als auf eine Beseitigung 
dieser Arbeit überhaupt und auf neue Schutzbestimmungen 
bezüglich der Frauen und jugendlichen Arbeiter gerichtet. 

1870 wurde das Gesandheitsamt beauftragt, Erhe- 
bungen über die Sterblichkeit der Kinder in den Textil- 
etablissements anzustellen ^). 1871 wurde das Bureau für 
Arbeitsstatistik angewiesen, einen Plan auszuarbeiten für 
das System der Halbzeitschulen ^). 

Ein Gesetz von 1873') erhöhte für Kinder unter 
12 Jahren die Schulzeit auf 20 Wochen. 

In dem folgenden Jahre erhielt das Bureau für Ar- 



impure air and long confinement of these establishments ar con- 
dncive to the health and vigorous growth of boys and girls. 

ünder theae circumstances , I am inclined to think that the 
englisch System of half-time is worthy of imitation. If we could 
provide tbat no boy or girl ander fifteen years of age should be 
employed in any mill or manufactory for more than half the 
time, and then make provision that the other half should be spent 
in school, and at out-door sports and exercise, we should institute 
a change rieh in promise of reform and deserving of fair and 
impartial trial. 

Much is Said about the importance of elevating labor; but 
it is difficult to see how this can be done, except as we elevate 
the laboring man and woman. Make better provision for their 
instruction , assist them in the development of the higher facul- 
ties of their natures, encourage them to secnre comfortable homes 
of their own, and you awaken capabilities that have hitherto 
slumbered, and give them enlarged hopes and brighter aspirations 
for the fature.« 

1) Chap. 48, Resolves of 1870. 

2) Chap. 82, Resolves of 1871. 

3) Chap. 262 and 279, Acts of 1873. — Act to secure the 
attendance of children at school. 
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beitsstatistik den Auftrag, einen Plan für den Unterricht 
von Fabrikkindern auszuarbeiten ^). 

187 4^) kam ein wichtiges Fabrikgesetz zu Stande : 
das 60-Stundengesetz für Frauen und Kinder unter 18 
Jahren. Dies Gesetz, dessen Inhalt in dem Abschnitt über 
die Arbeit der jugendlichen Personen und Frauen ange- 
geben ist, änderte aber bezüglich der hier in Betracht 
kommenden Kinder an dem bisherigen Rechte nichts. 

Das Bureau für Arbeitsstatistik erklärte sich in sei- 
nem im März 1875 der Legislatur vorgelegten Bericht 
gegen die Einführung des Systems der Halbzeitschulen, 
weil es prinzipiell für ungerecht hielt, dass der Staat 
durch die Gründung von solchen Schulen schlechter Art 
den ärmeren Kindern die Vortheile der allgemeinen Er- 
ziehung entziehen wolle und weil derselbe dadurch den 
demokratischen Institutionen des Landes entgegen handle. 

Das Bureau erklärte aber die bisherige Gesetzgebung 
für ungenügend und forderte eine radikale Reform der- 
selben nach verschiedenen Richtungen hin. Es schlug 
folgende Vorschriften vor: 

1. Das Verbot der Beschäftigung für Kinder unter 
12 Jahren in Fabriken, Werkstätten vom 1. September 1875 
an ; vom 1. Septbr*. 1876 ab für Kinder unter 13 Jahren ; 
vom 1. Sept. 1877 für Kinder unter 14 Jahren; vom 1. Sept. 
1878 für Kinder unter 15 Jahren. Bis zu diesem Datum 
Gestattung der Beschäftigung von Kindern von 12 — 15 
Jahren nur während der Vakanzen der öffentlichen Schulen. 



1) Chap. 62, Resolves of 1874. 

2) Chap. 221, Act of 1874, An act etablishing the hours of 
labor at 60 per week for women, and children under eighteen 
years of age. 
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2. Das Verbot der Beschäftigung von Kindern von 
12 — 15 Jahren in Fabriken und Werkstatten, so weit sie 
nicht in dem der Arbeit vorhergehenden Jahre und in 
jedem Jahre ihrer Beschäftigung die öflFentlichen oder pri- 
vaten Schulen des Wohnorts ihrer Eltern oder Vormünder 
während 20 Wochen von je 5 Tagen (oder während 40 
Wochen von je 5 halben Tagen) besucht haben. Fabri- 
kanten, Kaufleute oder sonstige Arbeitgeber dürfen Kinder 
nicht beschäftigen, wenn dieselben ihnen nicht ein vom 
Schulverwalter oder von der Schulbehörde unterzeichnetes 
Schulzeugniss, welches die Erfüllung der gesetzlichen Vor- 
schriften bezeugte, vorgezeigt hätten. Die Beschäftigung 
von Kindern solchen Alters sollte jedoch mit dem 1 . Sep- 
tember 1878 gänzlich verboten sein. 

3. Falls solche Kinder durch Armuth verhindert wer- 
den, den vorgeschriebenen Schulbesuch zu absolviren, 
sollten die »truantofficers« diese Fälle den Armenauf- 
sehern zur Kenntniss bringen, die nach Untersuchung der 
Thatsachen, wenn ein genügender Grad von Armuth wahr- 
nehmbar sei, den betreflfenden schulpflichtigen Kindern 
die nothwendige Hülfe auf Kosten der Stadt oder Ort- 
schaft gewähren sollten. 

Truantofficers, Armenbehörden, Fabrikanten, Kauf- 
leute oder Arbeitgeber, Eltern und Vormünder sollten 
für jede Nichterfüllung der Vorschriften des Gesetzes mit 
einer Geldbusse bestraft werden. 

Alle Geldstrafen sollten dem öffentlichen Schulfond 
der Stadt oder Ortschaft zufliessen ^). 



1) Dem interessanten Bericht des Bureaus entnehmen wir fol> 
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Es fand aber mit diesen Vorschlägen keine Zustim- 
mung bei den gesetzgebenden Körpern. Dagegen kam 

gende Stellen, welche för die Ansichten des damaligen Chefs Oberst 
Wr ight, der im Jahre 1873 an die Stelle von General Oliver 
trat , über die Aufgaben der Staatsgewalt bezüglich der Regelung 
der Frauen- und Einderarbeit charakteristisch sind: 

»Personally we believe in the extrem est legislation in this 
direction, and could we have the power given us, we would not 
allow a girl under 16 years of age to be employed in any kind 
of a factory or Workshop. If she could be free until she reached 
the age of 20, mankind wonld be the gainer. 

We believe that, generally speaking, the period of childhood 
and yoath should be a period of free and unrestricted physical 
growth f that the bodily man and womanhood may be vigorous 
and vital. We believe that this is pecuUarly essen tial in this 
coantry where life is so intense and so many accomplishments 
are crowded into every year of adult life. 

We believe, also, that the period of childhood and youth 
should be a period of mental and moral discipline and education, 
that the adult may not have to contend blindly and at great dis- 
advantage with the forces of nature, and be subject constantly 
to the depredations of bis fallow men. 

We believe, in short, that children should have no legal 
Statut as workers, but only as pupils, and above all, that the 
poverty of parents should not be allowed to foster the one con- 
dition or frustrate the other, inasmuch as it is unwise for the 
State to permit the future usefulness of its Citizens to be jeo- 
pardized by causes within its control. 

We believe that the opportunities for education should be 
the same for all children in the state, and that a special and 
necessarily poorer class of schools should not be established for 
the children of the poor. We believe this, because it would be 
a direct blow at the demoer atic foundatioos on which our govern- 
mental structure rests. 

And in answer to the resolve of the legislature, we would 
recommend that our laws be so revised as to provide compulso- 
rily for the attendance of all children betweeü the ages of five and 
fifteen (not in attendance upon any private school) in the public 
schools for as long a time each year as they are kept in Operation, 
Tait, Axbeitersohutigesetigebong. 6 
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im Jahre 1876 ^) ein neues Gesetz zu Stande, wel- 



And for the general accomplishment of this, that the State 
or local authorities be required to investigate and relieve, to such 
be tent as is necessary ; all cases of absolute and unavoidable indi- 
vidual poverty, which would otherwise present compliance with 
this Obligation. € 

Geo E. Mc Nein, deputy chief des arbeitsstatistischen Bu- 
reaus, der am 8. August 1874 mit der Durchfülirung der Fabrik- 
gesetze betraut worden war und am 11. Januar 1875 dem Gou- 
verneur Bericht erstattete, ging noch weiter als Oberst Wright. 
Derselbe befürwortete die Ausdehnung der Schulpflicht auf alle 
Kinder von 5— 18 Jahren, femer die Registrirung aller schulpflich- 
tigen Kinder, die einfache Annahme der englischen Fabrik- und 
Werkstättengesetze in allen ihren Einzelheiten , die Ernennung 
eines Fabrikinspektors und 3 ünterinspektoren (deputies), vgl. 
cit. Bericht S. 297. 

1) Chap. 52, Acts of 1876. An act relating to the employ- 
ment of children, and regulations respecting them. 

»Sect. 1. No child und er the age of ten years shall be em- 
ployed in any manufacturing mechanical or mercantile establish- 
ment in this Commonwealth, and any parent or guardian who 
permits such employment^ shall for such offence forfeit a sum of 
not less than twenty nor more than fifty doUars, for the use of 
the public schools of the city or town. 

»Sect. 2. No child under the age of fourteen years shall be 
80 employed, unless during the year next preceeding such em- 
ployment he has attended some public or private day school, un- 
der teachers approved by the school committee of the place where 
such school is kept, at least twenty weeks, which time may be 
divided into two terms, each of ten consecutive weeks, as far as 
the arrangement of school terms will allow; nor shall such em- 
ployment continue, unless such child shall attend school as herein 
provided in each and eveiy year; and no child shall be so em- 
ployed who does not present a certificate, made by or under the 
direction of said school committee, of bis compliance with the 
requirements of this act : provided however, that a regulär 
attendance during the continuance of such employment in any 
school known as a half time day school; or an attendance in any 
public or private day school ; twenty weeks, as above stated, may 
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ches folgende Aenderungen der bisherigen Gesetzgebnng 
enthielt: 

1. Die Bestimmung, dass Kinder unter 10 Jahren 
nicht beschäftigt werden dürfen, wurde auch auf Handels- 
etablissements ausgedehnt und Eltern oder Vormünder, 
welche deren Beschäftigung gestatten, mit einer Geldbusse 
von 20 — 50 Doli, für jede Uebertretung bestraft. Straf- 
gelder fliessen in die Schulkassen. 

2. Die obligatorische Schulzeit wurde für alle Kinder 
unter 14 Jahren auf wenigstens 20 Wochen mit der Mass- 
gabe festgesetzt, dass sie in zwei Theile von je 10 auf- 
einander folgenden Wochen, soweit es die Einrichtung 
der betreffenden Schule gestattet, zerlegt werden können. 

3. Kein Kind darf beschäftigt werden, welches nicht 
ein von dem Ortsschulkomite ausgestelltes Certifikat vor- 
weist, dass es den Vorschriften des Gesetzes entsprochen 
hat. Die Schulkomite's erhielten die Befugniss, auch den 



be accepted by said school committee as a Substitute for the at- 
teudance herein required. 

»Sect. 3. Every owner, Superintendent or overseer in any 
establishments above named, who employs or permits to be em- 
ployed , any child in violation of the second section of this act, 
and every parent or guardian who permits such employment, 
shall for such offence forfeit a sum not less than twenty nor more 
than fifty doUars for the use of the public schools of stfch city 
or town. 

»Sect. 4. The truant officers shall, at least once in every 
school term , and as offcen as the school committee require^ \isit 
the establishments described by this act in their several cities 
and towns, and inquire into the Situation of the children employed 
therein, ascertain whether the provisions of this act are duly ob- 
served and report all violations to the school committee. 

»Sect. 5. All acts and parts of acta inconsistent with the 
provisions of this act are hereby repealed.« 

6* 
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ünterrieht in Halbzeitschulen, wenn dabei die gesetzlich 
vorgeschriebene Schulzeit absolvirt wurde, für genügend 
im Sinne des Gesetzes gelten zu lassen. 

4. Jeder Unternehmer, Verwalter oder Aufseher in 
den bezüglichen Etablissements, welcher entgegen den 
Vorschriften ad 2. und 3. ein Kind beschäftigt oder zu 
beschäftigen gestattet, ist ebenso strafbar wie die Eltern 
oder Vormünder, welche die Beschäftigung gestatten. Die 
den öfifentlichen Schulen der Stadt resp. der Ortschaft zu 
überweisenden Strafen betragen zwischen 20 und 50 Doli. 

5. Die üeberwachung sämmtlicher in d^n angeführten 
Etablissements beschäftigten Kinder wird den »truant of- 
ficers« in ihren bezüglichen Städten und Ortschaften an- 
vertraut. Sie sollen wenigstens einmal halbjährlich sämmt- 
liche dem Gesetze unterliegende Etablissements ihrer Di- 
strikte und so oft, als es die Schulbehörde verlangt, be- 
suchen, die Lage der Kinder untersuchen und alle Ver- 
letzungen des Gesetzes der Schulbehörde anzeigen. 

Weitere Inspektionsorgane auch für die Kinderarbeit 
führte ein das Gesetz vom 1 1. Mai 1877^), welches 
im Uebrigen, soweit es Fabriken angeht, und in seinem 
Hauptinhalt Vorschriften über den Zustand der Fabrik- 
räume im Interesse der Gesundheit und Sicherheit der 
Arbeiter enthält^). Sektion 6 des Gesetzes weist den 
»Chief of the state detective force« (Polizei) an, einen 
oder mehrere seiner Stellvertreter (deputies) als Inspek- 
toren der Fabriken und öffentlichen Gebäude zur Durch- 
führung des Gesetzes fungiren zu lassen. Nach Sektion 7 



1) Chap. 214, Acts of 1877. An act relatin« to the Inspection 
of Factoriea and Public Buildings. 

2) Siehe unten Abschnitt IV. 
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sollen dieselben auch die Ausfuhrung aller Gesetze be- 
treffend die Beschäftigung von Frauen, jugendlichen Ar- 
beitern und Kindern in Fabriken kontroliren und erhielten 
sie das Becht des Eintritts in alle Geschäftsräume und 
der Untersuchung der Verhältnisse der Kinder- und 
Frauenarbeit. 

Das Gesetz wurde im Jahre 1879^) umgeändert 
durch ein neues Gesetz, welches sorgte für die Er- 
nennung der Inspektoren von Fabriken und öffentlichen 
Gebäuden durch den Gouverneur. Derselbe sollte 2 Be- 
amte der Distriktspolizei für jeden Bezirk ernennen, deren 
Gesammtzahl jedoch 16 Mann nicht überschreiten durfte. 
Die so ernannten Inspektoren wurden mit denselben 
Pflichten betraut und mit denselben Befugnissen ausge- 
stattet, wie die Inspektoren vom Jahre 1877. 

Ein besonderes Gesetz vom 15. Mai 1878^) 
verbesserte das Gesetz von 1876 in drei Punkten: 



1) Laws of 1879, 305 § 12; ferner Public laws 1882 chap. 103. 

2) Chap. 257 , Acts of 1878. An act in addition to an act 
relating to the employment of children and regulations respec- 
ting them. 

»Sect. 1. Every owner, Superintendent, or overseer of any 
manofacturing , mechanical, or mercantile establishment in this 
Commonwealth shall require and keep on file a certificate of the 
age and place of birth of every minor child under the age of 
sixteen years in his employ, or in the employ of such establish- 
ment, so long as such minor shall be so employed, which certifi- 
cate shall also state, in the case of a minor under the age of 
fourteen years, the amount of his or her school attendance du ring 
the year next preceeding such employment. Said certificate shall 
be made by or under the direction of the school committee of the 
place where such attendance has been had, or where such esta- 
blishment is located. 

Sect. 2. In case no certificate shall have been required by 
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1. Eigenthümer etc. von Fabriken^ Werk- und Handels- 
etablissements müssen von Personen unter 16 Jahren, 
welche sie beschäftigen, ein Zeugniss über ihr Alter und 
ihren Geburtsort haben. Für Kinder unter 14 Jahren 
müssen solche Zeugnisse auch den Nachweis der Dauer 
des in dem der Arbeit vorhergehenden Jahre genossenen 
Schulbesuches enthalten, und sind dieselben von der Schul- 
behörde des betreflfenden Schul- oder Fabrikorts auszu- 
stellen. Das Nichtbesitzen solcher Zeugnisse gilt nach 



such owner, Superintendent or overseer, then such employment 
shall be deemed to have been a violation of the second section of 
chapter fifty-two of the acts of the year eighteen hundred and 
seventy-six. 

Sect. 3. The truant officers may demand the names of the 
minor children under the age of sixteen years employed in the 
establishments above named in their several cities and towns, 
and may reqnire that the certificates of age and school attendance 
prescribed in this act shall be produced for their inspection ; and 
if the name and certificate as aforesaid be not produced in any 
Gase, it shall be prima facie evidence that the employment of 
such child is illegal. 

Sect. 4. An and after the first day of may, eighteen hundred 
and eighty, no child under fourteen years of age shall be em- 
ployed in any manufacturing, mechanical, or mercantile establish- 
ment, while the public schools in the city or town where such 
child lives are in session, unless such child can read and write. 

Every owner, Superintendent, or overseer in any establishment 
above named, who employs, or permits to be employed, any child 
in violation of this section , and every parent or guardian who 
permits such employment, shall for every such offence forfeit a 
sum of not less than twenty nor more than fifty dollars, for the 
use of the public schools of such city or town. 

Sect. 5. Section two of chapter fifty-two of the acts of the 
year eigtheen hundred and seventy-six is hereby amended by in- 
serting after the word »employed«, in the second line, the words, 
»except during the vacations of the public schools«. 

Approved May 15, 1878. 
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Sektion 2 des Gesetzes als Verletzung der Sektion 3 des 
Gesetzes von 1876. 

2. Sektion 3 gibt den »truant officersc das Recht, 
die Namen der fn den bezüglichen Etablissements be- 
schäftigten Personen unter 16 Jahren festzuziellen und 
sich bei ihrer Inspektion jene Zeugnisse vorzeigen zu lassen. 

3. Sektion 4 des Gesetzes verbietet vom 1. Mai 1880 
ab die Beschäftigung von Kindern unter 14 Jahren wäh- 
rend des Schulsemesters, wenn dieselben nicht lesen und 
schreiben können und bestraft üebertretungen seitens der 
Arbeitgeber und Eltern mit einer Geldbusse von 20 bis 
50 Doli., welche Strafgelder in die öffentliche Schulkasse 
der Stadt oder Ortschaft fliessen sollen. 

Ein Gesetz endlich von 1880 bestimmt bezüglich 
der Schulzeugnisse, dass sie von dem Sekretär der Unter- 
richtsbehörde auszustellen und von dem »Attorney Gene- 
ral« zu genehmigen sind. 

Das jetzt geltende Recht ist in chap. 48 Public Sta- 
tutes of 1882 zusammengestellt. (Vgl. Anhang.) 

2. Connecticut. 

Die einzige Quelle, welche wir für die Gesetzgebung 
dieses Staates bis zum Jahre 1875 benützen konnten, sind 
die General Statutes of 1875 ^). Dieselben enthalten das 
damals geltende Recht, geben aber bei den einzelnen Be- 
stimmungen das Jahr an, in dem sie erlassen wurden, 
gestatten daher für diese wenigstens insoweit eine histo- 
rische Darstellung. 



1) General Statutes of Connecticut, Revision of 1875. Title XL 
Education chap. I. Instruction of children. 
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Hienach erfolgte die erste eigentliche Regelung der 
Kinderarbeit im Jahre 1842 ^). 

Allerdings bestand ein Unt'errichtszwang für 
alle Kinder schon seit 1650. Nach Titel XI (Education 
chap. I. Instruction of children) Sektion I. der General 
Statutes of 1875, bei welcher als ürsprungsjahre die Jahre 
1650, 1813, 1821, 1849 stehen, sind Eltern und Vormünder 
allgemein verpflichtet , ihre Kinder in einem ehrlichen 
und rechtschaffenen Beruf oder Beschäftigung zu erziehen 
und dieselben im Lesen und Schreiben , in englischer 
Grammatik, Geographie und Arithmetik zu unterrichten 
oder unterrichten zu lassen. Hinzugefügt ist die weitere 
Bestimmung (aus dem Jahre 1872), dass Eltern oder Vor- 
münder ihre Kinder im Alter von 8 — 14 Jahren in eine 
öffentliche oder private Schule während jährlich 3 Monaten, 
wovon mindestens 6 Wochen aufeinander folgen sollen, 
schicken, oder dieselben zu Hause in den vorher erwähnten 
ünterrichtszweigen unterrichten lassen sollen, wenn der 
physische oder geistige Zustand der Kinder einen solchen 
Unterricht nicht unzweckmässig macht. Und nach Sekt. 4 
(Bestimmungen aus den Jahren 1650 und 1869) hatten 
und haben allgemein die Staatsanwälte in ihren bezüg- 
lichen Grafschaften und die »Grand Jurors« in ihren be- 
züglichen Ortschaften - (towns) üebertretungen der Vor- 
schriften zu ermitteln und Anklage zu erheben. 

Nach Sekt. 7 (Bestimmungen aus den Jahren 1650, 
1821, 1808) unterstehen ferner allgemein die Familien- 



1) V. Studnitz a. a. 0. S. 404 sagt, dass schon 1813 ein 
Gesetz erlassen wurde, »welches Kindern, die in Fabriken be- 
schäftigt werden, den Schulbesuch sichern will«, gibt aber nichts 
Näheres über den Inhalt dieses Gesetzes. 
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häupter einer Koütrole durch die »Selectmen« der Städte, 
welche im Falle einer gesetzwidrigen Erziehung der Kin- 
der erstere zu warnen und bei fortgesetzter Nichtbeach- 
tung des Gesetzes die Kinder ihnen zu entziehen und als 
Lehrlinge unterzubringen oder für deren Erziehung Mass- 
regeln zu ergreifen haben. 

In dem Gesetze von 1842 Wurde die Arbeit von 
Kindern nur gestattet, Avenn dieselben eine bestimmte 
Zeit Schulunterricht erhielten. Wie weit die heute in 
dieser Beziehung geltende Bestimmung (Sekt. 2) ^), dass 
kein Kind unter 14 Jahren in irgend einem Geschäft be- 
schäftigt werden darf, welches nicht während der 12 vor- 
hergehenden Monate eine öffentliche oder private Schule 
3 Monate besucht hat, und dass bei gesetzwidriger Be- 
schäftigung derselben der Arbeitgeber mit 100 Doli, für 
jede einzelne üebertretung zu bestrafen ist, noch aus den 
Jahren 1842 oder aus einem das Gesetz von 1842 modi- 
fizirenden Gesetz von 1869 herrührt, ist aus den General 
Statutes nicht ersichtlich. 

Nach Sektion 3 (Bestimmung von 1871) ^) sind Eltern 



1) No child under the age of fourteen shall be employed by 
any person to labor in any business, unless auch child shall have 
attended some public or private day school, where instruction 
was given by a teacher qualified to instruct in orthography, rea- 
ding, writing , english grammar, geograpby and arithmetic, at 
least three months of the twelve next preceeding any year in 
which such child shall be so employed ; and any person who shall 
employ any child contrary to the provisions of this section shall 
forfeit 100 doUars to the state for each oft'ence. 

2) Every parent, gnardian or other person having control 
and Charge of any child, between eight and fourteen years of 
age, who has been temporarily discharged from employment in 
any business, in order to be afforded an opportunity to recieve 



dO II* I^io Fabrikgesetzgebung im engeren Sinne. 

und Vormünder verpflichtet, Kinder, welche aus der Be- 
schäftigung im Interesse ihres Unterrichtes gesetzmässig 
entlassen worden sind, zur Schule zu schicken. 

Noch aus dem Jahre 1842 datirt die Bestimmung 
(Sekt. 5), dass die »School visitors« der Ortschaften die 
Lage der in den Fabriken beschäftigten Kinder einmal 
jährlich oder öfter zu untersuchen, üebertretungen zu er- 
mitteln und dieselben den »Grand Jurors« anzuzeigen 
haben ^). 

Nach einem Gesetz von 1865 ist jede Ortschaft 
und sind der Maire und Alderman jeder Stadt verpflichtet, 
3 Personen zu ernennen, die allein befugt sein sollen, 
Verletzungen dieser Vorschriften zu verfolgen, und zwar 
vor dem Friedensrichter, resp. dem Stadt- oder Polizei- 
richter ^). 

Daneben gab ein Gesetz von 1869 der Staats- 
unterrichtsbehörde das Recht, nach eigenem Ermessen für 



instruction or schooling, shall send such ehild to some public or 
private day school for the period for which such child may have 
been so discharged; unless the physical or mental condition of 
the child is such as to render such -attendance inexpedient or 
impracticable. 

1) The school visitors in every town shall, once or more in 
every year, examine into the Situation of the children employed 
in all its manufacturing establishments, and ascertain whether 
all the provisions of this chapter are duly observed and report 
all violations thereof to one of the grand Jurors of the town. 

2) Sect. 9. Every town, and the major and aldermen of every 
city, having such bylaws, shall appoints 8 or more persons, who 
alone shall be authorized to persecute for violations thereof. All 
Warrants issued upon such prosecutions shall be retumable before 
any justice of the peace, or judge of the city, or police court of 
the town or city; who shall recieve such compensation as the 
city or town shall determine. 
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die Sicherung der Beachtung des Gesetzes einen beson- 
deren Agenten zu ernennen. 

Ein Gesetz aus dem Jahre 186 7 setzt die Ar- 
beitszeit von Kindern unter 15 Jahren auf 10 Stunden 
täglich oder 58 wöchentlich fest. Eltern oder Vormünder, 
welche ihren Kindern eine längere Arbeitszeit gestatten, 
werden mit 10 Doli., Arbeitgeber mit 50 Doli, bestraft. 
Die Geldstrafen fallen zur Hälfte dem Ankläger, zur 
Hälfte der Ortschaft zu, wo die Verletzung stattfand ^). 

Auf diese Bestimmungen beschränkte sich das im 
Jahre 1875 geltende Recht. Dasselbe ist seitdem noch 
abgeändert resp. ergänzt worden durch drei Gesetze 
von 1875, 1877 und 1880. 

Das erste derselben bestimmt, dass in jeder Ort- 
schaft eine Behörde der »School Visitorsc bestehen soll, 
welche sich aus 3, 6 resp. 9 Mitgliedern zusammensetzen 
soll. Wird sie aus 6 oder 9 Mitgliedern gebildet, so 
sollen die Mitglieder in drei gleiche Klassen getheilt wer- 
den und jede ein Jahf fungiren. Wird sie nur aus 3 Mit- 
gliedern gebildet, so fällt die Klasseneintheilung weg und 
die drei Mitglieder sind auf 3 Jahre zu wählen ^). 



1) Revision of 1875 chap. VI, Master and servant. 

Seot. 9. No person owning or having charge of any manu- 
facturing or mechanicäl establishment or basinesS) shall employ 
or suiFer to be employed, in them any minor ander fifteen years 
of age, more tban ten bours of any one day; nor more tban 58 
hours in any one week; and any sucb person who sball violate 
tbis section, sball forfeit 50 Dollars, balf to tbe oomplainant, balf 
to tbe town wbere tbe offence was committed; and any parent or 
guardian wbo sball allow bis cbild or ward to be employed con- 
trary to its provisions, sball be fined 10 Dollars. 

2) Public acts passed in May session 1875, cbap. III. An act 
in alteration of tbe general Statutes relating to education. 



92 n. Die FabrikgeeetzgebQBg im engeren Sinne. 

Das zweite Gesetz verringerte die Zeit des obliga- 
torischen Schulbesuchs für Kinder zwischen 8 — 14 Jahren 
auf 60 Tage, wovon 6 Wochen consecutiv sein müssen ^). 

Das dritte Gesetz bestimmt, dass Eltern etc. von 
Kindern unter 14 Jahren bei deren Eintritt in die Arbeit 
den Arbeitgebern ein vom Schullehrer, Schulvisitor oder 
der Schulbehorde unterzeichnetes Zeugniss über die Absol- 
virung der gesetzlichen Schulzeit zu überreichen haben. 
Arbeitgeber sollen solche Zeugnisse während der Dauer 
der Beschäftigung der Kinder aufbewahren und dieselben 
auf Verlangen des Schulvisitators oder des Sekretärs der 
Staatsunterrichtsbehörde vorzeigen ^). 

3. Ne w-Hampshire. 

Die Bestimmungen sind in den General Statutes of 
1878, chap. 91. 187, chap. 21 acts of 1879, chap. 8, 42 
and 56 acts of 1881 enthalten. 

Nach denselben besteht kein gesetzliches Minimal- 
alter für die Beschäftigung von Kindern, ausgenommen 



1) Gesetz vom 15. März 1877. 

2) Acts of 1880, chap. XXXVII. An act concerning the em- 
ployment of children. It sball be tbe duty of every parent, guar- 
dian , or other person having control aud Charge of any child 
under fourteen years of age, to furnish the employer of such child 
a certificate signed by the teacher, school visitor, or committee 
of the Bchool which the child has attended, showing that the child 
has attended school as required by law; and the employer shall 
keep Said certificate at his place of business doring the time the 
child is in his employment, and show the same when demanded 
during the usual hours of business to any school visitor of the 
town where the child is employed , or the secretary of the state 
board of education. Such certificate shall be evidence that the 
child has attended school as the law requires. 
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für Kinder, die von einer »manufactnring Corporation« 
beschäftigt werden. Von dieser dürfen Kinder unter 
10 Jahren nicht beschäftigt werden ^). Sonst ist die er- 
laubte Beschäftigung derselben nur abhängig gemacht 
von einem bestimmten Schulunterricht. Kinder 
unter 12 Jahren dürfen nur beschäftigt werden, wenn sie 
im Jahre einen Unterricht in einer öffentlichen oder pri- 
vaten Schule von 6 Monaten, Kinder von 12 bis unter 
15 Jahren, wenn sie einen solchen von 12 Wochen ge- 
habt haben ^). Besitzer, Agenten oder Verwalter von 
Fabriketablissements dürfen Kinder unter 15 Jahren nicht 
zur Arbeit annehmen, ohne dass sie ein von der Mehrheit 
der öffentlichen Schulkommission des Wohnorts der Kin- 
der , resp. von durch diese bestimmten Personen unter- 
zeichnetes Zeugniss über die Erfüllung der gesetzlichen 
Vorschrift bezüglich des Schulbesuchs empfangen haben, 
bei Strafe von höchstens 20 Doli. ^). Sektion 15 des Ge- 



1) Vgl. Wright a. a. 0. S. 66. 

2) No child under the age of 12 years shall be employed 
as aforesaid u Diese he has attended school at least six months 
during the year preceeding; or has attended the school of the 
district in which he dwelt during the whole time it was kept 
(chap. 91, sect. 12). 

Nach Sect. 14 chap. 41 besteht in New-Hampshire ein obli- 
gatorischer Schulunterricht für alle Kinder zwischen 8 — 14 Jahren. 
Die Daner desselben beträgt 12 Wochen im Jahre, wovon 6 Wo- 
chen auf einander folgen müssen. 

3) The owner, agent, or Superintendent of anj manufacturing 
establishment , or anj person connected there with, who shall 
employ in such establishment anj child ander the age of 15 years, 
without having a certificate signed by a majority of the school 
committe of the town or city in which the child resides, or by 
such person or persons as tbey may designate for that purpose, 
that such child has attended school, as required by sections 11 



94 n. Die Fabrikgesetzgebung im engeren Sinne. 

setzes enthält die originelle Bestimmung der öffentlichen 
Bekanntmachung des Gesetzes in folgender Weise. Die 
Schulbehörde jeder Ortschaft muss die Sicherheitsbehörde 
jedes Schuldistrikts (prudential committee) mit gedruckten 
Vorschriften versehen und letztgenannte Behörde hat die- 
selben auf den öffentlichen Plätzen anschlagen zu lassen. 

Für Kinder unter 15 Jahren ist ausserdem noch vor- 
geschrieben eine Maximalarbeitszeit von 10 Stunden, 
aber nicht absolut, sondern nur für den Fall, dass die 
Eltern oder Vormünder schriftlich nicht in eine längere 
Beschäftigung eingewilligt haben ^). 

Die Kontrole der Durchführung der gesetzlichen Be- 
stimmungen ist lediglich den Schulbehörden übertragen ^). 

Die Strafe für die üebertretung derselben ist im 
ersten Falle eine Geldbusse von 10 Doli., im Wiederho- 
lungsfall von 20 Doli. Die Strafgelder fliessen dem öffent- 
lichen Schulfond zu *). 

4. Maine*). 

In diesem Staate darf allgemein keine Person 
unter 16 Jahren von einer >Corporation« länger 
als 10 Stunden pro Tag, bei Strafe von 100 Doli., be- 
schäftigt werden^). 



and 12 ot this chapter, shall be fined not exceeding 20 doUars 
for each offence. 

1) vgl. Wright a. a. 0. S. 66. 

2) Sect. 18 cbap. 91. 

3) Sect. 16 chap. 91. 

4) Revised Statutes of 1871 cbap. 48; vgl. auch V. Jahresbe- 
richt des arbeitsstatistischen Bureaus von Massachusetts. 1874, 
S. 10-11; auch v. Studnitz a. a. 0. S. 405. 

5) vgl. Wright a. a. 0. S. 65. 
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Im üebrigen bestehen nur Bestimmungen bezüg- 
lich der in Baumwolle- und Wollefabriken be- 
schäftigten Kinder. Die Arbeit derselben ist in fol- 
gender Weise geregelt: 

1) Kinder unter 10 Jahren dürfen gar nicht beschäf- 
tigt werden. 

2) Kinder zwischen 10 — 12 Jahren dürfen nicht be- 
schäftigt werden, wenn sie nicht innerhalb der der Ar- 
beit vorhergehenden 12 Monate vier Monate eine öflfent- 
liche oder Privatschule unter einem qualifizirten Lehrer 
besucht haben. 

3) Für Kinder über 12 und unter 15 Jahren ist in 
gleicher Weise ein Schulbesuch von 3 Monaten vorge- 
schrieben. 

4) Beweisgiltig für den Schulbesuch ist ein vom 
Lehrer ausgestelltes eidliches Zeugniss, welches vor der 
Beschäftigung beim Fabrikagenten registrirt werden muss. 

5) Besitzer, Agenten oder Verwalter solcher Fabriken 
werden bei Verletzung dieser Vorschriften mit einer Geld- 
busse von 50 Doli, bestraft. Die Strafgelder fliessen theils 
dem Ankläger, theils dem Orte, wo das Vergehen statt- 
fand, zu. 

6) Die Kontrole der Ausführung der Bestimmungen 
ist den Schulbehörden überlassen und die Verfolgung der 
Verletzungen den Grafschaftsanwälten anvertraut. 

5. Rhode-Island ^). 

Die in diesem Staate geltenden Bestimmungen sind 
folgende: 



1) General Statutes of the State of Bhode-Island and Provi- 
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1) Minderjährige unter 12 Jahren dürfen 
weder in noch um. Fabriketablissements, noch in einem 
Fabrikationsprozess , noch in einer demselben gehörenden 
Arbeit beschäftigt werden ^). 

2) Minderjährige unter 15 Jahren (d.h. von 
12 bis unter '15 Jahren) dürfen in den bezüglichen Eta- 
blissements nicht beschäftigt werden, wenn sie nicht vor- 
her die Schule mindestens 3 Monate jährlich besucht haben^), 

3) Kein Minderjähriger zwischen 12 und 15 
Jahren darf in industriellen Etablissements länger als 
11 Stunden und nicht vor 5 Uhr Morgens oder nach 
7^/2 Uhr Abends beschäftigt werden^). 

4) Eigenthümer, Arbeitgeber oder Agenten, auch 
Eltern und Vormünder unterliegen für jede wissent- 
liche und vorsätzliche Verletzung der Vorschriften einer 
Geldbusse von 20 Doli. Das Strafverfahren wird auf 
Grund privater Anklage und gerichtlicher Vollmacht ein- 
geleitet. Die Hälfte der Geldbusse fällt dem Ankläger, 



dence Plantations 1871 chap. 38; vgl. auch V.Bericht Massachu- 
setts Bureau of Labor Statistics 1875 S. 11; v. Studnitz a. a. 
0. S. 409 (ungenau); Wr ight a. a. 0. S. 67. 

1) No minor under the age of twelve years shall be eiu- 
ployed in or about any manufacturing establishment, or in anj 
manufacturing process, or in any labor incident to a manufactn- 
ring process. 

2) Ein obligatorischer Schulbesuch von 3 Monaten jährlich 
besteht auf Grund folgender Bestimmung : And no such minor 
(12—15 Jahre) shall be so employed for more than nine months 
in any calender year. 

3) No minor who has attained the age of twelve years, and 
is under the age of fifteen years, shall be employed in any manu- 
facturing establishment more than eleven hours in any day, nor 
before five o'clock in the morning, nor after half-past seveo o'clock 
in evening. 
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die andere der Schule des Distrikts, in welchem das be- 
treflfende Etablissement liegt, in Providence (d. h. der 
Hauptstadt des Staates) den öffentlichen Schulen dieser 
Stadt zu ^). 

6. Vermont ^). 

Nach den General Statutes of State of Vermont 1877 
und nach dem Bericht von Wright beschränken sich die 
Bestimmungen dieses Staates bezüglich der Kinderarbeit 
auf Folgendes: 

1. Kinder unter 10 Jahren dürfen in Fabriken 
nicht beschäftigt werden. 

2. Kinder zwischen 10 — 15 Jahren dürfen in 
Fabriken nicht beschäftigt werden, wenn sie nicht im 
vorhergehenden Jahre 3 Monate Schulbesuch gehabt haben. 

3. Dieselben Kinder dürfen in Fabriken nicht länger 
als 10 Stunden täglich beschäftigt werden. 

4. Die Kinderarbeit in Fabriken ist durch die. >Se- 
lectimen« zu überwachen ^). 

1) Everj owner, emplojer, or agent of a manufactaring esta- 
blishment who shall knowingly and wilfuUy emploj any minor, 
and every parent or guardian who shall permit or consent to the 
employment of his or her minor child or ward contrary to the 
provisions of this law, shall be liable to a penalty of twenty dol- 
lars for each offence, to be recovered by complaint and Warrant, 
one half thereof to the use of the complainant, and the other 
half thereof to the use of the district school of the district in which 
such manufactnring establishment shall be situated, or, if in the 
city of Providence, to the use of the public schools of said city. 

2) General Statutes of State of Vermont 1877, chap. 40 and 
202; Wright a. a. 0. S. 66. 

3) Diese Bestimmung wird im cit. Bericht von Wright nicht 
erwähnt, befindet sich jedoch bei v. S t u d n i t z (a. a. 0. S. 409) 
als einziger Inhalt der Kindergesetze des Staates Vermont. 

Tait, Azbeitersohatflges^tBgebung. 7 
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7. New-York^). 

In diesem wichtigen Industriestaat besteht bezüglich 
der Beschäftigung von Kindern in Fabriken weder die 
gesetzliche Vorschrift eines Minimalalters noch 
einer Maximalarbeitszeit ^). 

Die gesetzlichen Schutzbestimmungen beschranken 
sich lediglich darauf, Kindern, welche beschäftigt werden, 
einen Schulunterricht zu sichern. Es sind folgende : 

1) Kinder unter 14 Jahren dürfen in keinem Ge- 
schäft beschäftigt werden, wenn sie nicht im vorhergehen- 
den und in jedem Jahre eine öffentliche Schule oder eine 
Privatschule mit einem qualifizirten Lehrer besucht, oder 
einen regelmässigen Unterricht im Hause während min- 
destens 4 Wochen genossen haben ^). 

2) Die Beschäftigung derselben ist ferner nur dann 
statthaft, wenn sie ein schriftliches Zeugniss des Lehrers 



1) Revised Statutes of New- York 1875, II, 98, compulsory 
education act. 

2) Nach V. Studnitz (a. a. 0. S. 168) sollen in den Fa- 
briken des Staates New-York über 100,000 Kinder beBcMftigt 
werden und unter diesen viele im Alter von 5 — 7 Jahren. Nach 
dem Census von 1880 (Compendium II. Bd. S. 1071) waren es nur 
9,378 in »all mechanical and manufacturing industries«. 

8) No child under the age of 14 years ahall be employed by 
any person to labor in any business whatever during the school 
hours of any school day of the school term of the public school, 
in the school district of the city where such child is, unless, such 
child shall have attended some public or private day school, where 
instruction was given by a qualified teacher, or shall have been 
regularly instructed at home , atleast 14 weeks of the fifty-two 
weeks next preceeding any and every year in which such child 
shall be employed. 
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oder des Scbulaufsehers des Distriktes beibringeo, welches 
bekennt, dass sie diesen Unterricht empfangen haben. 

3) Die Strafe im üebertretungsfall ist eine Geldbusse 
von 50 Doli. Dieselbe fallt der öffentlichen Schnlkasse 
des Schuldistrikts zu, wo die üebertretung erfolgte. 

4) Alljährlich soll zweimal eine Untersuchung der 
Verhältnisse der Fabrikkinder stattfinden. Die >Trustees« 
jedes Schuldistrikts der Städte, sowie die »Trustees« der 
Ortschaften sind verpflichtet, im September und Februar 
jedes Jahres die Lage aller Fabrikkinder zu untersuchen, 
sowie sämmtliche üebertretungen oben erwähnter Vor- 
schriften dem >Treasurer« oder dem >Chief fiscal officer« 
der Stadt oder dem »Supervisor« der Ortschaft, je nach 
dem Falle, anzuzeigen. i 

5) Als Hülfe zur Ermittlung von üebertretungsfällen 
dient die Vorschrift, dass Arbeitgeber auf Verlangen des 
betreffenden Inspektors eine genaue Liste aller bei ihnen 
beschäftigten Kinder zwischen 8 — 14 Jahren mit den 
Schulzeugnissen derselben vorzuzeigen haben. 

6) Wie das Gesetz von Massachusetts, so begünstigt 
auch das Gesetz von New- York das Halbzeitschulsystem, 
nämlich dadurch, dass es den Besuch einer Halbzeit- Abend- 
schule während 2 Wochen dem Besuch einer Tagesschule 
während einer Woche gleichstellt. 

8. Pennsylvania ^). 

Die gesetzlichen Bestimmungen in diesem Staat da- 
tiren aus den Jahren 1849 (Gesetz vom 21. April 1849), 



1) Vgl. V. Report of Massachusetts Bureau of Statiatics of 
Labor 1875, S. 12—13; v. S tud nitz a. a. 0. S. 408 (sehr un- 
genau und unvollständig); Wright a. a. 0. S, 67. 

7* 
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1868 und 1879. Dieselben erstreken sich nur auf die 
Textil- (Baumwolle, Wolle, Seide und Sackleinwand, 
Flachs) und auf die Papierfabriken. 
In diesen Fabriken 

1) ist die Beschäftigung von Kindern (minor) 
unter 13 Jahren überhaupt verboten*). 

2) Arbeitgeber, welche wissentlich und vorsätzlich 
Kinder unter 13 Jahren beschäftigen, verfallen in eine 
Geldstrafe von 50 Doli, für jede solche üebertretung ; 
die Hälfte der Strafe fällt dem Ankläger, die andere der 
Grafschaft, wo die üebertretung erfolgte, ^u ^). 

3) Kein Minderjähriger von 13 bis unter 
16 Jahren darf in einem Jahre länger als 9 Kalender- 
monate beschäftigt werden, und auch nur dann, wenn er 
in dem Jahre wenigstens 3 Monate hinter einander eine 
Schule besucht hat. Die üebertretung der Vorschrift 
wird ebenso bestraft wie die ad 2 '). 



1) Labor performed during a period of ten hours on anj se- 
cular day in all cotton, woolen, silk, paper, bagging and flax 
factories, shall be considered a legal days work, and no minor 
8 h a 1 1 be employed in or about any of said factories until he or 
she shall have attained the age of thirteen years. 

2) If any owner or employer of or in any such factories, or 
his or their agent, shall wilfuUy or knowingly employ any minor 
below the age of thirteen years, the person or persons so offen - 
ding shall pay a penalty of fifty dollars for every such offence, 
to be sued for and recovered by any person suing for the same, 
as other debts of like amount are now by law recoverable; one 
half of the same to belong to the person suing for the same, and 
the other half to the county in which the offence was committed. 

3) No minor who has attained the age of thirteen years, and 
is under the age of sixteen years, shall be employed in any such 
factories for a longer period than nine calendar months in any 
one year, and who shall not have attended school for at least 
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4) Keine Person (männliche oder weibliche) un- 
ter 21 Jahren darf länger als 60 Stunden in der Woche 
oder länger als 10 Stunden durchschnittlich pro Tag be- 
schäftigt werden. Wer dieser Vorschrift entgegen wis- 
sentlich eine solche Person beschäftigt, verfällt ebenso 
wie die Eltern oder Vormünder, wenn vor einem »Alder- 
man« oder Friedensrichter der Beweis geführt ist, für 
jede üebertretung in eine Geldstrafe von 10 — 50 Doli. ^). 

5) Die »ward borough and township constables« sind 
ermächtigt und verpflichtet für die Durchführung der 
Gesetze zu sorgen, wenn Klagen über die Verletzung der- 
selben an sie gebracht werden ^)» 



three consecative months within the same year; and any owner 
or emplojer of or in anj such factories offending againat the pro- 
visions of the law, shall be liable to the same penalty provided 
in the law relative to minors nnder thirteen jears of age.! 

1) No male or female operative under the age of twenty-one 
years, shall under any contract be employed in cotton, wooUen, 
silk, flax, bagging or paper manufacturies in this Commonwealth, 
for a longer period tban sixty hours in any one week; or more 
than an average of ten hours a day dnring the same period. If 
any person shall knowingly employ, or any parent or guardian 
consent to the employment of any male or female operative under 
the age of twenty-one years , and proof be made thereof before 
any alderman or justice of the peaoe in the ward borough or di- 
strict where such offence is committed, he, she or they so em- 
ploying such operatives, or consenting thereho, as aforesaid, shall 
for every such offence forfeit and pay the penalty, of not less 
than ten nor more than fifty dollars, and füll provision is made 
for the recovery of the penalty. 

2) All the ward, borough and township constables are autho- 
rized and required, and it is made their duty to attend to the 
strict observance of the law, when complaint shall have been 
properly made to them of the violation of the same. 
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9. New- Jersey ^). 
Seit dem Gesetz vom 18. März 1851^) ist in 
den Fabriken verboten: 

1) die Arbeit von Kindern unter 10 Jahren; 

2) die Arbeit von Minderjährigen über 10 Stun- 
den pro Tag oder 60 Stunden in der Woche *). 

3) Wissentliche Uebertretungen dieser Vorschriften 
seitens der Eigenthümer oder Angestellten einer Fabrik 
werden mit einer Geldbusse von 50 Doli, für jeden ein- 
zelnen Fall bestraft *). 

Das Gesetz vom 9. April 1875 setzt ftir alle 
Kinder zwischen 8—14 Jahren einen jährlichen Schul- 
besuch von 12 Wochen fest. Besondere Bestimmungen 
über den Schulbesuch der in Fabriken beschäftigten Kinder 
bestehen ausserdem nicht. 

Das neueste Gesetz von 1883, welches wir uns 
nicht haben beschaffen können, schuf das Amt eines Fa- 
brikinspektors, mit etwa denselben Pflichten und Befug- 
nissen, wie sie die Inspektoren von Massachusetts haben. 

10. Maryland ß). 
Die Gesetzgebung dieses Staates bezüglich der Kinder- 



1) Revision of New-Jersey (1709—1877). 

2) An act to limit tbe hours of labor, and to prevent the 
employment of children in factories under ten years of age ap- 
proved March 18, 1851. 

3) Diese Bestimmung wurde abgeändert durch das Supplement 
vom 21. April 1876, wodurch eine längere Beschäftigung von Min- 
derjährigen über 16 Jahren gestattet wurde. 

4) Ein »Supplement« vom 19. Februar 1852 deflnirte den Aus- 
druck »factories« folgends: Any building in which labor is em- 
ployed to fabricate goods, wares, or utensiles. 

5) Revised code of Maryland 1878, pag. 820 sect. 172—174; 
Wright a. a. 0. S. 67. 
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arbeit beschrankt sich auf die Vorschrift einer Maximal- 
arbeitszeit. Sie verbietet die Beschäftigung von Min- 
derjährigen unter 16 Jahren in Fabriketablissements über 
10 Stunden pro Tag ^). Fabrikeigenthümer und deren 
Angestellte, sowie Eltern und Vormünder werden für jeden 
Verletzungsfall mit einer Geldbusse von höchstens 50 Doli, 
bestraft. Die Erhebung dieser Strafgelder erfolgt auf dem 
Wege der gerichtlichen Anklage, welche jedoch inner- 
halb eines Jahres nach der üebertretung gemacht wer- 
den muss. 

11. Ohio*). 

Die Beschäftigung von Kindern in Fabriken^) ist 
hier nur abhängig gemacht von dem Besuch einer 
Schule während einer bestimmten Zeit. 

Kinder unter 14 Jahren dürfen nicht beschäftigt 
werden, wenn sie nicht innerhalb des der Arbeit vorher- 
gehenden Jahres während mindestens 12 Wochen eine 
öffentliche oder Privatschule besucht haben und ein Schul- 
zeugniss über die Absolvirung des gesetzlichen Schulbe- 
suches beibringen *). 



1) No minor under the age of 16 years shall be employed 
in laboring by any person firm or Corporation, in any cotton, 
woolen or other manufacturing establishment in this state, more 
than ten liours in any one ,d&y (section 172). 

2) Revised Statutes of Ohio. Part. II. Title 3 chap. 9 School 
Laws; Wright a. a. 0. S. 67; V.Jahresbericht des arbeitsstati- 
stischen Bureaus von Ohio 1881, S. 247—248. 

3) Die Bestimmungen gelten auch für Bergwerke, siehe unten. 

4) Es besteht ausserdem ein obligatorischer Schulunterricht 
von 12 Wochen jährlich für alle Kinder zwischen 8—14 Jahren 
(sect. 4023). Das Gesetz befreit jedoch gewisse Kinder von der 
allgemeinen Schulpflicht, namentlich in folgenden Fällen: 
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Femer dürfen K'inder (unter 14 Jahren) nicht 
länger als 10 Stunden täglich beschäftigt werden. 

Die Kontrole und Ausföhrung der Vorschriften liegt 
den verschiedenen Unterrichtsbehörden innerhalb ihrer 
respektiven Wirkungsgebiete ob. Sie haben die Pflicht, 
nach eigener Verfahrensweise sich über die Lage aller 
beschäftigten Kinder unter 14 Jahren zweimal jährlich zu 
informiren, Uebertretungsfälle zu ermitteln und dieselben 
ihren »Clerks« zu melden, die sofort dieselben verfolgen 
sollen. 

Eltern, Vormünder oder sonstige Personen verfallen 
für jede erste Verletzung oben erwähnter Vorschriften in 
eine Geldstrafe von 2 — 5 Doli., för jede nachfolgende in 
eine solche von 5 — 10 Doli. Die Erhebung dieser Geld- 
strafen erfolgt durch den > Clerk of board of education« 
auf dem Wege der gerichtlichen Verfolgung im Namen 
des Staates. Die erhobenen Geldbussen werden für die 
Schulen des betreflfenden Distrikts verwendet. 

Das Gesetz gestattet auch das Halbzeitschul- 
system, ähnlich wie das Gesetz von New-Tork. 

12. Minnesota^). 
In diesem Staate dürfen in Fabriken und Werkstätten 



1. wenn die Eltern oder Vormünder beweisen zur Satisfaktion 
der Distriktsschulbehörde , dass der geistige oder körperliche 
Zustand dem Einde den Schulbesuch unmöglich macht, 

2. oder dass die Zeit und Arbeit des Kindes nothwendig sind 
zum Unterhalt eines armen Familienmitgliedes; 

3. wo der Wohnort der Eltern von der nächsten Distriktsschule 
2 Meüeu entfernt ist (Sektion 4023). 

Dieselben Bestimmungen gelten auch für Fabrikkinder (Sekt. 4024). 
1) Statutes at iarge 1873 chap. 28. 
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Kinder (unter 14 Jahren) nicht länger als 10 Stunden 
beschäftigt werden bei Strafe von 10 — 100 Doli. 

13. Wisconsin^). 

Kinder (unter 14 Jahren) dürfen in Fabriken nicht 
länger als 8 Stunden täglich beschäftigt werden. 

14. Indiana^). 

Kinder (unter 14 Jahren) dürfen in BaumwoU- oder 
Wollfabriken nicht länger als 10 Stunden pro Tag be- 
schäftigt werden. Uebertretungen sind mit einer Geld- 
busse von 50 — 100 Doli, zu bestrafen. 



Diese Darstellung der gesetzlichen Bestim- 
mungen ergibt Folgendes: 

1) Die meisten Staaten (Massachusetts, Connecticut, 
New-Hampshire , Maine, Rhode-Island, Vermont, New- 
Tork, Pennsylvania, Ohio) sichern gesetzlich den Kindern 
einen bestimmten Schulunterricht. 

Keine Bestimmungen darüber haben die Staaten 

1. New- Jersey 4. Wisconsin 

2. Maryland 5. Indiana. 

3. Minnesota 

Nur darauf beschränkt sich die Gesetzgebung in 
New- York. 

2) Ein Minimalalter, unter welchem die Be- 
schäftigung von Kindern überhaupt verboten ist, besteht 
in folgenden Staaten: 



1) Eevised Statutes pag. 2005; vgl. auch y. Studnitz a. a. 
0. S. 401. 

2) Gesetz vom 11. März 1867; vgl. v. Studnitz a. a. 0. 
S. 399. 
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1. Massachusetts 5. Pennsylvania 

2. Maine 6. New-Jersey 

3. Rhode-Island 7. New-Hampshire. 

4. Vermont 

Dagegen besteht dasselbe nicht in 

1. Connecticut 3. Maryland 

2. New-York 4. Ohio. 

Dasselbe differirt zwischen 10 und 13 Jahren; 10 in 

1. Massachusetts 4. New-Hampshire 

2. Maine 5. New-Jersey, 

3. Vermont 

13 in Pennsylvania, 12 in Rhode-Island. 

In einigen Staaten gilt die Bestimmung nicht für 
alle Fabriken: in Pennsylvania nur für Textil- und Papier- 
fabriken ; in New-Hampshire nur für >manufacturing cor- 
porations« ; in Maine nur für BaumwoU- und Wollfabriken. 

3) Eine Maximalarbeitszeit besteht in allen 

14 Staaten, ausgenommen New-York, in einigen aber nur 
für gewisse Fabriken : so in Pennsylvania für Textil- und 
Papierfabriken, in Indiana für Baumwoll- und Wollfa- 
briken, in Maine nur für »corporations« ; in Ohio, Con- 
necticut und Minnesota besteht sie andererseits auch für 
Werkstätten. Die Zeit differirt zwischen 11 und 8 Stunden. 

10 Stunden sind die Maximalarbeitszeit in 

1. Massachusetts 6. Pennsylvania 

2. Connecticut 7. Maryland 

(58 in der Woche) 8. New-Jersey 

3. New-Hampshire 9. Ohio 

4. Maine 10. Indiana 

5. Vermont 11. Minnesota, 
11 in Rhode-Island, 8 in Wisconsin. 
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4) Nirgends besteht ein besonderes Verbot gesund- 
heitsschädlicher Arbeit. 

5) Die Nachtarbeit ist nur in Rhode-Island verboten. 
Zur Kritik dieser gesetzlichen Bestimmungen (siehe 

S. 56 flf.) wollen wir hier nur noch bemerken, dass je- 
denfalls das Minimalalter zu niedrig ') , die Arbeitszeit 
zu hoch, das Relaissystem nicht vorgesehen ist, dass 
keine Regelung der gesundheitsschädlichen und der Nacht- 
arbeit vorhanden und vor allem, dass für die Durch- 
führung und Kontrole der gesetzlichen Vorschriften in 
der Regel zu wenig gesorgt worden ist. Die Erlassung 
von Gesetzen und ihre Durchführung sind zwei grund- 
verschiedene Dinge. Die amerikanischen sog. Schulge- 
setze und die Vorschriften über Arbeitszeit etc. theilen 
das Schicksal der meisten Gesetze des Landes, d. h. sie 
kommen selten genügend zur Durchführung. So haben 
selbst in Massachusetts die zur Untersuchung der Einder- 
arbeit angestellten Kommissionen, sowie alle Arbeiter- 
inspektoren immer wieder die traurige Entdeckung ma- 
chen müssen, dass die Vorschriften zum grössten Theile 
umgangen werden. Das Bureau für Arbeitsstatistik ge- 
langte im Jahre 1874 zu der wenig erfreulichen Ansicht, 



1) Die Beschäftigung von Kindern unter 10 Jahren ist eine 
häufige Erscheinung in der amerikanischen Fabrikindustrie. Es 
kommt auch sogar vor, dass sie zur Nachtarbeit angehalten wer- 
den. — Das Bureau für Arbeitsstatistik von New-Jersey (1879 S. 96, 
97) äussert sich folgends darüber: »The inhumane employment of 
children under 10 and 12 years of age, offcen night and day, in 
factories, cpntinues to invoke reprobation. It is difficult to com- 
mand language which adequatily rebukes this practice.« — Im 
Jahre 1880 konstatirte das Bureau die Beschäftigung von 476 Kin- 
dern unter 10 Jahren in Fabriken, trotz des gesetzlichen Verbots, 
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dass die Schulgesetze nicht durchgeführt werden und nicht 
durchgeführt werden können. Ungeachtet der strengen 
Vorschriften des Gesetzes von 1867 waren Verletzungen 
allgemein üblich. Die Behörden, welche mit ihrer Durch- 
führung betraut waren, zeigten sich äusserst lässig in der 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Als das Arbeitsbureau die 
möglichst genaue Feststellung der üebertretungen zu er- 
zielen wünschte, glaubte es in den von Staatswegen mit 
der Durchführung der Gesetze betrauten*Beamten die zu- 
verlässigsten Autoritäten in der Sache sehen zu dürfen. 
Allein schon die geringe Zahl der Antworten, welche 
auf die Fragebogen des Bureaus hia eingingen, legte 
ein beredtes Zeugniss von dem Pflichtgefühl der bezüg- 
lichen Beamten ab; von 342 antworteten nur 206 Schul- 
behörden und diese in sehr ungenügender Weise. Von 
21 Städten wurde damals berichtet, dass 1,330 Kinder 
unter 10 Jahren in Fabriken und Werkstätten, trotz 
des bestehenden gesetzlichen Verbotes, beschäftigt werden ; 
28 andere Städte berichteten, dass 1,723 Kinder zwischen 
10 — 15 Jahren keinen gesetzlichen Schulunterricht er- 
halten ^). Nach der Schätzung des Bureaus gab es 1875 
unter 268,000 schulpflichtigen Kindern des Staates im 
Alter von 5 — 15 Jahren mindestens 25,000, welche gar 
keinen Unterricht genossen ^) , und in demselben Jahre 
wurden über 8,000 üebertretungen des Gesetzes von 1874 
(betr. die Arbeitszeit der Frauen und jugendlichen Per- 
sonen) konstatirt. Auch in Ohio berichtete noch kürz- 
lich der Vorstand des arbeitsstatistischen Bureaus, dass 
die bestehenden Gesetze fast machtlos seien, um die Be- 

1) Vgl. V. Jahresbericht von 1874. 

2) Vgl. Oompendium of Massachusetts. 
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schäftigiing von Kindern im schulpflichtigen Alter zu ver- 
hindern. Die Hauptursache dieser allgemeinen Erschei- 
nung dürfte wohl in der ungenügenden Sorge für Kon- 
trolorgane liegen, welche in einigen Staaten, wie z. B. in 
Indiana, Wisconsin, Minnesota, Rhode-Island und Mary- 
land, ganz und gar fehlen. 

3. Die Arbeit der jugendlichen und weiblichen Personen. 

Als jugendliche Personen betrachten wir hier, 
wie schon erwähnt, die minderjährigen Personen von über 
14 bis unter 18 Jahren. 

Schutzbestimmungen bezüglich dieser jugendlichen 
Personen existiren in allen den 14 Staaten, welche 
Bestimmungen bezüglich der Kinderarbeit haben, ausge- 
nommen in New- York. 

Ein Theil dieser Staaten (New-Hampshire , Maine, 
Rhode-Island, Vermont) behandeln die 14jährigen noch 
als Kinder, indem sie die Beschäftigung derselben in 
gleicher Weise wie die der 13jährigen resp. noch jüngeren 
Personen von einem bestimmten Schulunterricht abhängig 
machen. Und in einem Staate (Pennsylvania) ist dies 
sogar für die 14- und 15jährigen der Fall. Ein Staat 
(Massachusetts) hatte die Bedingung des obligatorischen 
Schulunterrichts für die Beschäftigung von 14jährigen 
bis zum Jahre 1876. Die folgende Darstellung der Schutz- 
bestimmungen in den einzelnen Staaten enthält stets zu- 
erst die qu. Schutzbestimmung dieser Art. 

Schutzbestimmungen bezüglich der weiblichen 
Personen haben nur vier Staaten : Massachusetts, Ohio, 
Minnesota und Wisconsin. ^.,,..-— -^ ,-^ ^^ 

üniveksity) 
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Die Schutzbestimmungen für jugendliche 
und resp. weibliche Personen sind in den ein- 
zelnen Staaten folgende: 

1. Massachusetts. 

In Massachusetts wurde seit den 30er Jahren bis zum 
Jahre 1876 die Beschäftigung von 14jährigen, wie die von 
jüngeren Personen von einem bestimmten Schulunter- 
richt abhängig gemacht. Die Zeit derselben hat mehr- 
fach gewechselt ^). 

Nach chap. 245 vol. 13 laws of Massachusetts 1834 
bis 1836 betrug sie 3 Monate; ein Gesetz von 1865 nor- 
mirte sie auf 12 Wochen ^); das Gesetz von 1867 (chap. 
285 acts of 1867 (s. oben S. 74) schrieb wieder 3 Mo- 
nate (resp. 6 Monate Halbzeitschulunterricht) vor. 

Das Gesetz von 1876 (chap. 52 acts of 1876, s. oben 
S. 82) beseitigte dagegen die Bedingung eines Schulunter- 
richts für die Beschäftigung dieser Personen; es behielt 
diese nur noch für Kinder (unter 14 Jahren) bei. 

Seit diesem Gesetze existiren nur noch Bestimmungen 
über eine Maximalarbeitszeit aller jugendlichen 
und weiblichen Personen in den Fabriken. Dieselben da- 
tiren aus dem Jahre 1874. 

In Massachusetts hat die Frage der Regelung der 
Arbeitszeit dieser Arbeiterklassen die gesetzgebenden Fak- 
toren schon seit 1850 und zeitweise sehr lebhaft beschäf- 
tigt. Eine damals eingesetzte parlamentarische Kommis- 
sion konstatirte, dass die damals übliche Arbeitszeit von 



1) cit. VII. report of the bureau of statistics of labor S. 264 ff, 

2) Ibid. S. 271. 



3. Die Arbeit der jugendlichen und weiblichen Personen. Hl 

12 Stunden auf die Gesundheit der jugendlichen und weib- 
lichen Personen ^) sehr schädlich einwirke; die Minorität 
der Kommission beantragte in einer Bill, die Maximal- 
arbeitszeit gesetzlich nach dem 1. September auf 11 Stun- 
den und nach dem 1. Juli 1851 auf 10 Stunden zu nor- 
miren. Aber der Gesetzentwurf wurde nicht angenommen. 

1852 wurde der Versuch gemacht, für 14jährige 
(wie für Kinder unter 14 Jahren) eine zehnstündige Maxi- 
malarbeitszeit einzuführen, aber auch dieser Versuch 
scheiterte. 

Erst im Jahre 1867 wurde dieser Altersklasse ein 
solcher Schutz gewährt. Den Anlass dazu gab der Be- 
richt der schon oben S. 73 erwähnten, 1866 eingesetzten 
Enquetekommission vom 1. Januar 1867. In demselben 
wurde u. A. hervorgehoben, dass die damals in den Fa- 
briken übliche Arbeitszeit von 11 Stunden für Frauen 
und jüngere Arbeiter eine übermässige sei und wurde für 
jugendliche Arbeiter unter 18 Jahren eine Maximalar- 
beitszeit von 10 Stunden per Tag oder 60 Stunden per 
Woche und eine Freistunde fürs Mittagessen beantragt. 

Das durch diese Enquete veranlasste S. 74 Anm. 1 
angeführte Gesetz von 1867 (chap. 285 acts of 1867) ge- 
währte zwar nicht den von der Kommission beantragten 
Schutz, aber bestimmte doch bezüglich der Arbeitszeit in 
Sekt. 2 und 3, dass keine Person unter 15 Jahren in 
einer Fabrik oder Werkstätte länger als 60 Stunden in 
einer Woche beschäftigt werden dürfe (Sekt. 2) und dass 



1) Es wurde u. A. ermittelt, dass von 2611 weiblichen Per- 
sonen im Alter von 22 Jahren, welche mit 16 Jahren völlig ge- 
sund in die Fabriken eingetreten sind, 878 in einem schlechten 
Gesundheitszustand waren, cit. VII. Report S. 268. 
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Eigen tbümer, Agenten, Verwalter oder Aufseher der be- 
treffenden Etablissements, welche die gesetzwidrige Be- 
schäftigung zulassen, mit einer Geldbusse von 50 Doli, für 
jede Uebertretung zu bestrafen seien (Sekt. 3). 

Die Arbeiterklasse, welche den allgemeinen gesetz- 
lichen Arbeitstag von 10 Stunden durchsetzen wollte, agi- 
tirte jetzt stärker für einen solchen Arbeitstag wenigstens 
für weibliche und jugendliche Arbeiter. 

Im Jahre 1870 wurden 45 Petitionen um die Erlas- 
sung eines 10-Stundengesetzes für Frauen und jugend- 
liche Personen dem Repmsentantenhause und 64 dem 
Senate vorgelegt. Eine Bill in diesem Sinne wurde vom 
Bepräsentantenhause angenommen, vom Senat aber ver- 
worfen. 

Derselbe Vorgang wiederholte sich im Jahre 1873. 
Im Jahre 1874 aber gelang ös dem Gouverneur Wash- 
burn, der energisch für die Forderung der Arbeiterklasse 
eintrat, ein Gesetz durchzubringen, welches för alle ju- 
gendlichen und weiblichen Arbeiter eine gesetzliche Maxi- 
malarbeitszeit einführte ^). 



1) Gfaap. 221 Acts of 1874. An act establishing the hours of 
labor at sixty per week for women, and children ander 18 years 
of age. 

»Sect. 1. No minor under the age of eighteen yearS; and no 
woman over that age, shall be employed in laboring by any per- 
son, firm or Corporation in any manufacturing establishment in 
this Commonwealth more than ten hours in any one day, except 
when it is necessary to make repairs to prevent the stoppage or 
interruption of the ordinary running of the machinery ; p r o v i- 
ded however, that a different apportionment of the hour,s of 
labor may be made for the sole purpose of giving a shorter days 
work for one day of the week, but in no caae shall the hours of 
labor exceed sixty per week. 
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Die noch heute geltenden Bestimmungen dieses Ge- 
setzes sind: 

1. Die Beschäftigung von Minderjährigen 
unter 18 Jahren und Frauen in Fabriken seitens 
irgend welcher Person, Gesellschaft oder Korporation 
soll nicht mehr wie 10 Stunden pro Tag betragen, aus- 
genommen im Falle der Nothwendigkeit der Maschinen- 
reparation oder wenn eine andere Vertheilung der Ar- 
beitszeit gemacht wird, um die tägliche Arbeitszeit eines 
Wochentages zu verkürzen. Aber in keinem Falle soll 
die Arbeitszeit 60 Stunden in der Woche überschreiten. 

2. Personen, Gesellschaften oder Korporationen oder 
deren Angestellte, welche vorsätzlich jugendliche Personen 
und Frauen entgegen den gesetzlichen Bestimmungen be- 
schäftigen und Eltern ui^d Vormünder, welche solche ge- 
setzwidrige Beschäftigung gestatten, werden für jede Ver- 
letzung mit einer Geldbusse bis zu 50 Doli, bestraft. Die 



»Sect. 2. Any such person, firm or corporation which wil- 
fully has in its employment, any minor or woman contrary to 
the provisions of this act, and any Superintendent, overseer or 
other agent of any such person, firm or corporation, who wilfully 
employs any minor or woman in laboring for any such person, 
firm or corporation, and any parent or guardian of such minor 
who permits such minor to work or be so employed contrary to 
the provisions of this act, shall, for each offence, be punished by 
a fine not exceeding fifty dollars, to be recovered on complaint 
in any court of competent Jurisdiction, and all prosecutions for 
offences under this act shall be begun within one year from the 
commission thereof. No building or premises used solely for the 
purposes of a dwelling shall be deemed a manufacturing esta- 
blishment within the meaning of this act. 

»Sect. 3. This act shall take eflFect upon the first day of 
october next. 

T a i t , Arbeiterschutzgegetzgebung. Q 
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Geldstrafen werden vom Gericht verhängt, das innerhalb 
eines Jahres einzuschreiten hat. 

Das Bureau für Ajbeitsstatistik versuchte in seinem 
im Jahre 1875 vorgelegten, oben S. 79 erwähnten Re- 
port ^) und Gesetzentwurf einen weitergehenden Schutz 
in der Weise herbeizuführen, dass jugendliche Arbeiter 
von 14 Jahren vom 1. September 1878 ab gar nicht mehr 
in Fabriken beschäftigt werden sollten und verheiratete 
Frauen wenigstens 2 Monate nach ihrer Niederkunft nicht 
beschäftigt werden dürfen, und nachher auch nur auf 
Grund eines ärztlichen Zeugnisses. Aber diese Vorschläge 
wurden von der Gesetzgebung nicht acceptirt. 

Das Gesetz von 1878^) machte es den Arbeit- 
gebern in Fabriken, Werkstätten und Handelsetablisse- 
ments ausdrücklich zur Pflicht, Zeugnisse bezüglich des 
Alters und Geburtsortes von Minderjährigen unter IG Jah- 
ren einzufordern. Man bezweckte damit eine Erleichte- 
rung der Pflichterfüllung der »Truant officers«, welche 
die Befugniss haben, solche Zeugnisse sich vorzeigen zu 
lassen. Das Nichtvorzeigen eines solchen Zeugnisses ist 
ein »prima facie« Beweis der gesetzwidrigen Beschäfti- 
gung des betreflfenden Minderjährigen ^). 

Das Gesetz endlich von 1880*) schreibt allen Ar- 

1) cit. VII. Bericht des Bureaus S. 298 fF. 

2) Chap. 257 Acts of 1878. An act relating to the employ- 
ment of children and regulations respecting them. 

3) Every owner, Superintendent, or overseer of any manufac- 
turing , niechanical, or mercantile establiahment in this Common- 
wealth shall require and keep on file a certificate of the age and 
place of birth of every minor child under the age of sixteen years 
in his employ or in the employ of his estabJishment, so long as 
such minor shall be so employed. 

4) Acts of 1880, 194, § 1 und 2. 
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beitgebern vor das Anschlagen einer gedruckten Bekannt- 
machung über die geforderte Arbeitszeit an jedem Wo- 
chentage (nicht mehr wie 10 Stunden, ausgenommen in 
den bezeichneten Fällen) an einem sichtbaren Orte in 
jedem Räume, wo die gesetzlich geschützten Personen be- 
schäftigt werden. Es wird ferner bestimmt, dass ein von 
dem Minderjährigen und dessen Eltern oder Vormunde 
ausgestelltes Zeugniss über Alter und Geburt zur Zeit 
dessen Beschäftigung beweisgültig für das Alter im Falle 
gerichtlicher Verfolgung einer Uebertretung der gesetz- 
lichen Vorschriften ist ^). 

2. Connecticut*). 

Der gesetzliche Schutz erstreckt sich nur auf j u- 
gendliche Arbeiter von 14 Jahren und besteht 
nur in der Vorschrift einer gesetzlichen Maximal- 
arbeitszeit. 

Minderjährige (minors) unter 15 Jahren 
dürfen in Fabriken und Werkstätten nicht länger als 
10 Stunden pro Tag oder 58 Stunden pro Woche be- 
schäftigt werden. Besitzer und Leiter von solchen Eta- 
blissements, welche diese Vorschriften verletzen, werden 
mit einer Geldbusse von 50 Doli, bestraft, wovon die 
Hälfte dem Ankläger, die andere dem Orte, wo die Ver- 
letzung erfolgte, zufliesst. Eltern oder Vormünder, welche 
die gesetzwidrige Beschäftigung ihrer Kinder gestatten, 
verfallen in eine Geldstrafe von 10 Doli. 



1) Siehe Anhang. 

2) Revised Statute of Connecticut 1875, chap. VI. Wortlaut s. 
S. 91. 

8* 
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3. New-Hampshire ^). 
Auch in diesem Staate existirt nur ein Schutz für 
die 14Jährigen. Ihre Beschäftigung ist verboten, 
wenn sie nicht 12 Wochen Schulunterricht gehabt 
haben, und darf ohne schriftliche Erlaubniss der Eltern 
oder Vormünder nicht länger als 10 Stunden per Tag 
dauern. 

4. Maine*). 

Es besteht hier ein sehr dürftiger Schutz für 14- 
und ISJährige. 

14Jährige dürfen in Baumwolle- und Wollefabriken nur 
beschäftigt werden bei einem Schulbesuch von 3 Monaten. 

14- und ISJährige dürfen von Korporationen nicht 
länger als 10 Stunden per Tag beschäftigt werden, bei 
Strafe von 100 Doli. 

5. Rhode-Island®). 

Auch hier existiren nur Schutzbestimmungen für 
die 14Jährigen in Fabriken beschäftigten. 

Für diese ist vorgeschrieben ein dreimonatlicher Schul- 
unterricht und eine Maximalarbeitszeit von 11 Stunden 
in der Zeit von 5 Uhr Morgens bis 7^/2 Uhr Abends. 
Fabrikbesitzer, Arbeitgeber oder Fabrikagenten, welche 
wissentlich und vorsätzlich Minderjährige entgegen den 
gesetzlichen Bestimmungen beschäftigen, verfallen in eine 
Geldstrafe von 20 Doli, für jeden Uebertretungsfall. Die- 
selbe Bestimmung gilt auch für Eltern und Vormünder. 

1) General Laws of New-Hampshire 1878. Den Wortlaut s. S. 93. 

2) Vgl. Wright a. a. 0. S. 65. 

8) General Statutes chap. 38. Den Wortlaut s. S. 96. 
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6. Vermont^). 

Geschützt sind ebenfalls nur diel4Jälirigen in 
Fabriken beschäftigten. 

Sie müssen einen Schulunterricht von 3 Monaten 
empfangen und dürfen nicht länger als 10 Stunden täg- 
lich beschäftigt werden. 

7. Pennsylvania^). 

Die Schutzbestimmungen beziehen sich auf Baum- 
wolle-, Wolle-, Seide-, Sacklein wand-, Flachs- 
und Papierfabriken. 

Die Beschäftigung von 14- und ISJährigen in 
denselben ist nur gestattet, wenn sie jährlich 3 Monate 
die Schule besuchen. 

In solchen Fabriken dürfen femer männliche oder 
weibliche Arbeiter unter 21 Jahren nicht länger 
als 60 Stunden pro Woche oder durchschnittlich 10 Stun- 
den pro Tag während derselben Periode beschäftigt werden. 

8. New-Jersey*). 

Nach dem Gesetze vom 18. März 1851, welches bis 



1) General Statutes of Vermont chap. 40 und 202. 

2) Gesetz vom 12. April 1849, s. S. 100 ff. 

3) Revision of New-Jersey (1709—1877). Acts of 1851 chap. 
17 u. 18. An act to limit the hours of labor, and to prevent the 
emplojment of children in factories under ten years of age. 

»Sect. 2. Hereafter no minor engaged in any factory shall 
be holden or required to work more than 10 hours on any day, 
or 60 hours in any week; and that hereafter no minor shall be 
admitted as a worked under the age of 10 years in any factory 
within this State; that if any owner of, or employer in any fac- 
tory shall knowingly employ any such minor, or shall require 
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1876 in Kraft blieb, durften Minderjährige (unter 
21 Jahren) in Fabriken nicht länger als 10 Stunden täg- 
lich oder 60 Stunden wöchentlich beschäftigt werden. 
Arbeitgeber , welche eine längere Arbeitszeit gestatteten, 
wurden mit einer Geldbusse von 50 Doli, für jeden üeber- 
tretungsfall bestraft. Die Erhebung der Geldstrafen er- 
folgte durch einen Schuldprozess im Namen des Armen- 
aufsehers de^s Ortes, wo die Verletzung stattfand, und die 
Strafen wurden zum Wohl des verletzten Minderjährigen 
verwendet. 

Das Gesetz von 1876 (21. April) als Supplement zum 
früheren gestattete aber für Minderjährige über 
16 Jahre eine längere Beschäftigung. 

9. Maryland^). 
14- und 15Jährige dürfen in Fabriken nicht 
länger als 10 Stunden täglich, bei Strafe von 50 Doli, 
für jeden Uebertretungsfall seitens der Arbeitgeber oder 
Eltern etc., beschäftigt werden. 

10. Indiana 2). 

14- und 15Jährige dürfen in BaumwoU- oder 
Wollfabriken nicht länger als 10 Stunden pro Tag, bei 
Strafe von 50 — 100 Doli., beschäftigt werden. 



any minor over the age of ten years to work more than ten hours 
on any day, or sixty hours in any week, he shall be adjudged to 
pay a penalty of 50 doli, for each offence, to be sued for and 
recovered in an action of debt^ in the name of the overseer of 
the poor of the town-ship in which such minor may be employed, 
together with costs of suit, and for the benefit of such minor, c 

1) Revised Code of Maryland 1878, sect. 172—3. 

2) Gesetz vom 11. März 1867, vgl. v.Studnitz a.a.O. S. 399. 
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In den drei folgenden Staaten ist für alle jugend- 
lichen und weiblichen Arbeiter eine Maximalarbeitszeit 
vorgeschrieben. Die Bestimmungen sind folgende: 

11. Ohio '). 

Wer eine Frau oder ein Kind unter 18 Jahren 
zwingt, länger als 10 Stunden an einem Tag in Fabriken 
und Werkstätten zu arbeiten, soll mit einer Geldbusse 
von 5 — 50 Doli, bestraft werden. 

12. Minnesota^). 

In allen Fabriken und Werkstätten, in denen Kinder 
unter 18 Jahren und Frauen beschäftigt werden, 
soll die Arbeitszeit derselben 10 Stunden pro Tag nicht 
überschreiten ; Egenthümer , Aktieninhaber , Aufseher, 
Arbeitgeber, Schreiber oder Werkführer, welche Frauen 
und Kinder zu längerer Arbeit zwingen, werden mit 
einer Geldbusse von 10 — 100 Doli, bestraft. 

13. Wisconsin®). 

In Fabriken, in denen Frauen und Kinder un- 
ter 18 Jahren beschäftigt werden, darf die Arbeitszeit 
8 Stunden täglich nicht überschreiten. 



Aus dieser Darstellung der gesetzlichen Vorschriften 
ergibt sich, dass, wie schon S.109 erwähnt, vier Staaten (New- 
Hampshire, Maine, Rhode-Island, Vermont) für 14 Jährige, 



1) Revised Statutes of Ohio, sect. 

2) SJbatutes of Minnesota 1878, chap. XXIV. 

3) Revised Statutes 1871 § 2005; vgl. v. S t ud n itz a. a. 0. 
S. 401. 
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ein Staat (Pennsylvania) für 14- und ISJährige einen Schnl- 
unterricht zur Bedingung der Beschäftigung machen. Dies 
gilt aber in Maine nur für BaumwoU- und Wollfabriken, 
und in Pennsylvania nur für Textil- und Papierfabriken. 
Die sonstigen Bestimmungen bezüglich der jugend- 
lichen Personen betreffen überall ihre Arbeitszeit 
und nur diese. Dieselben variiren aber 

1) bezüglich der Altersklassen, auf die der Schutz sich 
erstreckt ; 

2) in der Zahl der Stunden; 

3) in den Strafen. 

ad 1. Am weitesten gehen die Bestimmungen von 
Pennsylvania, welches die Arbeitszeit aller Personen unter 
21 Jahren auf 10 Stunden pro Tag beschränkt, aber freilich 
dieser Schutz besteht nur für diejenigen Personen, welche 
in 6 Industriezweigen (Baumwolle-, Wolle-, Seide-, Papier-, 
Sackleinwand- und Flachsfabriken) beschäftigt werden. 

New-Jersey schützte früher alle in Fabriken beschäf- 
tigten Personen unter 21 Jahren , hat aber 1876 diesen 
Schutz auf die jugendlichen Arbeiter unter 16 Jahren 
beschränkt. 

Jugendliche Arbeiter in unserem Sinne (von 14 — 18 
Jahren) werden nur in Massachusetts, Ohio, Wisconsin 
und Minnesota geschützt. Die Staaten Maine, New-Jersey, 
Maryland und Indiana schützen nur 14- und 15-Jährige, 
und Maine auch nur die von Korporationen beschäftigten. 
Die Staaten New-Hampshire, Connecticut, Rhode Island, 
Vermont beschränken den Schutz nur auf die 14Jährigen. 

ad 2. Die gesetzliche Maximalarbeitszeit variirt zwi- 
schen 8 — 11 Stunden. Sie beträgt 8 Stunden in Wisconsin, 
11 in Rhode Island, 10 in den übrigen Staaten. 
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ad 3. Die Strafen yariiren gleichfalls. 

Uebertretungen werden in Massachusetts am höchsten 
bestraft, mit 50—100 Doli, für Arbeitgeber nnd Eltern. 

In Maine werden uebertretungen seitens der Korpo- 
rationen mit 100 Doli, bestraft. 

In Minnesota bestraft das Gesetz Eigenthümer, Leiter 
oder Aufseher, welche Frauen und Kinder zu längerer 
Arbeitszeit zwingen, mit 10 — 100 Doli.; 

ConniBcticut bestraft Arbeitgeber und Eltern mit einer 
Geldbusse von 50 Doli, für die Verletzung der gesetz- 
lichen Vorschriften. 

Die Geldstrafen der anderen Staaten variiren zwischen 
5, 20 und 50 Doli. 

Die nur in vier Staaten, Massachusetts, Ohio, Minne- 
sota, Wisconsin, vorhandenen besonderen Schutzbestim- 
mungen bezüglich der weiblichen Personen be- 
schränken sich lediglich auf die Arbeitszeit. Die gesetz- 
liche Maximalarbeitszeit derselben ist in Wisconsin 8 Stun- 
den, in den drei anderen 10 Stunden. 

Ein allgemeiner Uebelstand dieser Gesetzgebung ist 
der Mangel an Uebereinstimmung derselben in den ein- 
zelnen Staaten. Die Bestimmungen, welche die Arbeit 
der jugendlichen Arbeiter und der weiblichen Personen 
einschränken, wirken naturgemäss, wenn sie auch nur 
einen Theil der Arbeiter betreffen, bestimmend auf den 
Gesammtbetrieb , auf die Beschäftigung von Arbeitern 
überhaupt, erhöhen für die Fabrikanten deren Produk- 
tionskosten gegenüber ihren Konkurrenten in anderen 
ünionsstaaten , die solche Beschränkungen nicht haben, 
und gefährden dadurch deren Konkurrenzfähigkeit. Die 
Fabrikanten von Massachusetts z. B., wo die zehnstündige 
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Arbeitszeit für Kinder unter 18 Jahren und für alle 
Frauen überhaupt gilt, befinden sich in einer sehr un- 
günstigen Stellung gegenüber ihren Konkurrenten in den 
West- und Mittelstaaten, wo die Arbeitszeit willkürlich 
von den Arbeitgebern, nach dem Interesse der Produktion, 
geregelt werden kann, aber auch gegenüber ihren Bivalen 
in den Nachbarstaaten Neu-Englands, wo keine so strengen 
Vorschriften bestehen. Der Uebelstand macht sich be- 
sonders in der Textilindustrie fühlbar, in der die Frauen- 
und Minderjährigenarbeit überwiegt. Derselbe bildet dess- 
halb seit Jahren den Gegenstand lebhafter Klagen seitens 
der Fabrikanten einzelner Staaten und lässt die Forderung 
derselben berechtigt erscheinen, dass diese Gesetzgebung 
eine nationale Basis und TJebereinstimmung erhalten sollte^). 
Als genügend ist die Gesetzgebung in keinem Staate zu 
bezeichnen, wenigstens wenn man an diese die oben S. 56 ff. 
aufgeführten Anforderungen stellt. 

4. Die Arbeitszeit erwachsener Männer % 

Wie schon oben erwähnt, hatte die Agitation der 
Arbeiter für den zehnstündigen Arbeitstag durch die An- 
erkennung der Berechtigung ihrer Forderung seitens der 
ünionsregierung und in der öffentlichen Meinung in einer 
Reihe von Einzelstaaten den legalen Arbeits- 
tag von zehn Stunden im Laufe der Zeit durchge- 



1) Vgl. X. Annual Report of Massachusetts, Bureau of Labor 
Statistics, Abtheilung V. 

2) Vgl. die cit. Abhandlungen von S. v. Waltershausen 
in Conrad's Jahrbüchern. 
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setzt. Es waren dies die Staaten Ohio^), Maine ^), 
Rhode-Island^), New-Hampshire*) und Minne- 
sota^). Aber in diesen Staaten gilt ein legaler Arbeits- 
tag von 10 Stunden nur, wenn nicht vertragsmässig — 
was statthaft ist — eine längere Arbeitszeit verabredet ist. 
Die Vorschrift des Gesetzes ist also keine zwingende. 

Staaten, welche den legalen Arbeitstag von 
10 Stunden im eigentlichen Sinne haben, sind 
Pennsylvania, New-Jersey und Nebraska. Aber 
in den zwei ersten gilt die Bestimmung nur für gewisse 
Fabriken und nur im letzten Staate besteht sie für alle 
Arbeiter überhaupt ®). 

In Pennsylvania ^) beschränkt sich die Bestimmung 
auf Baumwolle-, Wolle-, Seide-, Papier-, Glas- und Flachs- 
fabriken ; in New-Jersey ®) auf Baumwolle-, Wolle-, Seide-, 
Papier-, Glas-, Flachs-, ferner auf Eisen- und Broncefabriken. 

1) Revised Statutes of Ohio, Part. IV. Title 5. Chap. 8. Sect. 
4365. »In all engagements to labor in anj mechaDical or manu- 
facturing buisiness a day's work, when the contract ia silent upon 
the subject, or where there is no express contract, shall coosist 
of ten hours; and all agreements , contracts, or engagements in 
reference to such labor shall be so construed. 

2) Revised Statutes chap. 82. 

3) General Statutes p. 344. 

4) Vgl. Wright a. a. 0. S. 66. 

5) Statutes at large chap. 28. 

6) Compiled Statutes of Nebraska 1881, chap. 90 »Ten hours 
System«. 

»Sect. 1. Ten hours shall constitute one day^s labor as far as 
concerns laborers and mechanics throughout the State.« 

7) Gesetz vom 21. April 1849. 

8) Gesetz vom 18. März 1851. Labor performed duriug a pe- 
riod of ten hours on any day, in all cotton, woolen, silk, paper, 
glass and flax factories, and in manufactures of iron and brass, 
shall be considered as alegal day^s labor. 
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Das Achtstundengesetz der ünionsre- 
gierung von 1868 wirkte auch beeinflussend auf die 
Gesetzgebung der Einzelstaaten. 

Pennsylvania^), Connecticut*), Illi- 
nois*), California *) und Wisconsin *) bestimmten 
acht Stunden als legalen Ar beitstag, gestatteten 
jedoch sämmtlich, wie die oben erwähnten 5 Staaten, die 
vertragsmässige Abrede einer längeren Arbeitszeit. 

Auch in New-York besteht seit 1870 in dieser 
Weise der achtstündige legale Arbeitstag, hier aber mit 
der Massgabe, dass für jede längere Arbeitszeit^ eine Extra- 
entschädigung gezahlt werden muss. 

Das Gesetz hat folgenden Wortlaut ®) : 

Sekt. 1. Bei und nach Erlass dieses Gesetzes sollen 
8 Stunden als ein legaler Arbeitstag aller Arbeiter be- 
trachtet werden, mit Ausnahme derer, welche sich zu 
landwirthschaftlicher oder häuslicher Arbeit verdungen 
haben. Ueberzeitarbeit ist gegen einen Extralohn je nach 
üebereinkommen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
gestattet ^). Die Bestimmung findet auch Anwendung 
auf alle Arbeiter, welche von dem Staate, von munizi- 
palen Behörden oder deren Agenten oder Beamten oder 



1) Gesetz vom 14. April 1868. Eight hours constitute a legal 
day's work, in absence of special contractu except ior farm labor, 
and labor by the year, month or "jveek. 

2) Vgl. W r i g h t a. a. 0. S. 67. 

3) Revised Statutes of Illinois chap. 48. 

4) Codes and Statutes of California Sect. 3244. 

5) Revised Statutes of Wisconsin pag. 2005. 

6) Revised Statutes of New-York 1875. vol. III. part. III. 
chap. VIII. Gesetz vom 26. April 1870. 

7) Vgl. Wright a. a. 0. S. 67. 
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Denen, welche mit diesen Kontrakte abgeschlossen, be- 
scMftigt werden ^). 

In California ^) und Oregon ^) beträgt die tägliche 
Arbeitszeit bei öffentlichen Arbeiten auch 8 Stunden. 

Die grösste Opposition gegen jede gesetzliche Rege- 
lung der Arbeitszeit erwachsener Männer hat der Staat 
Massachusetts gezeigt, und trotz der fortwährenden 
Agitation seiner Arbeiterbevölkerung um den legalen Ar- 
beitstag von 10 resp. 8 Stunden seit dem Anfang der 
dreissiger Jahre, trotz der Gesetzgebung in andern Staaten 
ist die Gesetzgebung dieses Staates auf die Forderungen 
der Arbeiter nie eingegangen. Die Frage ist vielfach in 
den gesetzgebenden Körperschaften verhandelt worden und 
mehrmals Gegenstand der Untersuchung von Enquete- 
Kommissionen gewesen. Bis zum Jahre 1870 waren 
regelmässig beide Körperschaften gegen den Erlass eines 
Arbeitsstundengesetzes; seit dem Jahre 1870 wurde das 
Repräsentantenhaus anderer Ansicht und sprach sich mehr- 
mals für ein solches aus. Aber der Senat beharrte auf 
seinem bisherigen Standpunkte und verwarf regelmässig 
das von dem andern Hause angenommene Gesetz. 

Schon im Jahre 1845 wurde bei der Legislatur für 
die Festsetzung der Arbeitszeit der von Korporationen 
beschäftigten Fabrikarbeiter auf 11 Stunden pro Tag pe- 
titionirt; 2,138 Arbeiter petitionirten darum % Die Sache 
wurde einem parlamentarischen Ausschuss zum Bericht 



1) Vgl. V. Studnitz a. a. 0. S. 400. 

2) Codes and Statutes of California S. 3245. 

3) Vgl. V. Studnitz a. a. 0. S. 401. 

4) Vgl. cit. VII. Report des arbeitsstatistisclien Bareaus von 
Massachusetts S. 268. 
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überwiesen, der sich gegen eine solche Pestsetzung aus- 
sprach. Die Gründej mit denen derselbe die Verwerfung 
motivierte, waren folgende: 

1. Es sei ungerecht, die Arbeit der von Korporationen 
beschäftigten Arbeiter zu beschränken, während die 
Arbeitszeit der auf Rechnung und Gefahr von Pri- 
vatpersonen beschäftigten Arbeiter frei von jeder 
solchen Beschränkung gelassen würde. 

2. Die Fabrikarbeit sei nicht schädlicher als sonstige 
Arbeitsarten. 

3. Die Vorschrift würde eine Lohnverminderung zur 
Folge haben. 

4. Die Konkurrenzfähigkeit von Massachusetts auf dem 
Weltmarkt würde erheblichen Schaden leiden und 
die grossen Fabriken würden ihren Betrieb aufgeben 
müssen. 

Eine im Jahre 1850 eingesetzte Enquete-Kommission 
konstatirte, dass die Fabriken von Lowell circa 12 Stunden 
täglich im Betrieb waren, 1 4 Stunden wöchentlich länger 
wie die englischen, machte ferner aufmerksam auf die 
nachtheiligen Wirkungen der langen Arbeitszeit für die 
Gesundheit, insbesondere der weiblichen Arbeiter, sprach 
sich aber in ihrer Majorität nichtsdestoweniger gegen ein 
Einschreiten der Staatsgewalt aus. Die Minorität der 
Kommission aber brachte eine Bill ein, welche die Maxi- 
malarbeitszeit auf 11 Stunden vom 1. September 1850 ab 
und auf 10 Stunden vom I.Juli 1851 ab festsetzte. Die 
Bill wurde indess nicht angenommen. 

Im Jahre 1852 scheiterte wiederum ein Versuch, 
10 Stunden zum legalen Arbeitstag mangels besonderer 
anderweitiger Abrede zu machen. Das gleiche Schicksal 
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hatte ein anderer gleichzeitiger Vorschlag, welcher die 
Einführung einer Maximalarbeitszeit von 12 Stunden nach 
dem 4. Juli 1852, von 11 Stunden nach dem 1. Oktober 
1852 und von 10 Stunden nach dem 4. Juli 1853 be- 
zweckte ^). 

Es verging nun lange Zeit, bis die Frage des nor- 
malen Arbeitstages in den Verhandlungen der gesetz- 
gebenden Körper wieder zur Berathung kam. 

Gouverneur Bullock bezeichnete in seiner Inaugural- 
rede für 1866 die Frage der Arbeitszeit als in naher Be- 
ziehung zu der sozialen Lage des Staates stehend und da- 
her zu jeder Zeit einer sorgfältigen Untersuchung werth ^). 

Im Februar 1866^) stattete eine von dem Gouver- 
neur auf Grund des Legislaturbeschlusses ernannte Kom- 
mission von 3 Mitgliedern zur Untersuchung der Frage 
der Arbeit ihren Bericht ab. Die Forderungen der Ar- 
beiter und Anderer gingen damals auf ein Achtstunden- 
gesetz. Die Ergebnisse ihrer Enquete waren folgende: 



1) Vgl. VII. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus von 
Massachusetts 1876, Abschnitt: Arbeiterschutzgesetzgebung S. 268. 
Die Geschichte der Gesetzgebung ist den verschiedenen »house 
documents« d. h. den Verhandlungen des Repräsentantenhauses, 
entnommen. 

2) The question of the hours of labor is not merely one of 
sanitary connections, but it relates to the social condition of a 
State. Considered in this broad sense, ^it is at all times entitied 
to careful and respectful investigation. 

3) Resolves of 1866 chap. 92. »That a commission of three 
persons be appointed by the governor with power to send for 
persons and papers, to investigate the subject of the hours of 
labor, especially in its relation to the social, educational and sani- 
tary condition of the industrial classes, and to the permanent 
prosperity of the productive interest of the State.« 
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Sie fand thatsächlich das 10-Stundensystem vorherr- 
schend in allen Industrien, mit Ausnahme der Baumwoll- 
fabriken, wo 11 Stunden die Regel bildeten, und des 
Bäckergewerbes, wo ITVa Stunden die Regel war. Sie 
verwarf die gesetzliehe Peststellung eines Normalarbeits- 
tages von 8 Stunden und forijiulirte ihre Argumente gegen 
dieselbe in folgender Weise: 

1. Es sei prinzipiell unthunlich, allen Arbeitsarten das 
gleiche Zeitmass vorzuschreiben. 

2. Wenn das Gesetz, wie geplant, die Abrede längerer 
Arbeitszeit gestatte, würden solche Abreden regel- 
mässig getroffen und der Zweck des Gesetzes nicht 
erreicht werden. 

3. Es könne aber auch mit Rücksicht auf einen grossen 
Theil der industriellen Interessen • des Landes gar 
nicht beobachtet werden. 

4. Seine Beschränkung auf Staatsarbeiter, wie Manche 
vorgeschlagen, würde parteiisch und desswegen un- 
gerecht sein. 

Die Kommission war der Ansicht, dass die gewünschte 
Herabsetzung der Arbeitszeit besser durch die Arbeiter 
selbst, als durch die Gesetzgebung erreicht werden könne. 
Eine zweite Enquete-Kommission, welche 1866 ein- 
gesetzt wurde (s. oben S. 73) und am 1. Jan. 1867 ihren 
Bericht der Legislatur einreichte, entschied sich in ihrer 
Majorität ebenso nachdrücklich wie die vorige gegen die 
gesetzliche Regelung der Arbeitszeit erwachsener Männer. 
Sie glaubte, dass es mehr die Sache der öffentlichen Mei- 
nung sei, die Arbeitgeber zu veranlassen, in gewissen 
Produktionszweigen die Arbeitszeit zu verkürzen, nament- 
lich im Winter,, und sprach sich nur dafür aus, dass die 
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Gesetzgebung die Lohnverabredungen nach der Stunde 
begünstigen sollte. Eines der Eomniissionsmitglieder, 
Edward H. Rogers, erklärte sich dagegen für die Vor- 
schrift, dass 10 Stunden für landwirthschaftliche und 
Fabrikarbeiter und 8 Stunden für Handwerker der legale 
Arbeitstag sein sollten, wenn nichts Anderes verabredet 
sei. Das Parlament trat der Ansicht der Majorität bei. 

Aber die Arbeiter ruhten nicht. Im Jahre 1870 
petitionirten sie um ein 8-Stundengesetz für die vom Staat, 
von den Städten und Ortschaften beschäftigten Arbeiter. 
15 Petitionen erhielt das Repräsentantenhaus, 8 der Senat. 
Auflfallender Weise nahm der Senat eine Bill in diesem 
Sinne an, aber das Repräsentantenhaus verwarf dieselbe. 

Im folgenden Jahre 1871 richteten die Arbeiter wieder 
ihre Petitionen auf ein Zehnstundengesetz für alle Ar- 
beiter; 22 Petitionen gingen an das Repräsentantenhaus. 
In diesem Hause vollzog sich der Umschwung. Es accep- 
tirte eine Zehnstundenbill, aber der Senat verwarf dieselbe^). 

Auch der Gouverneur Washburn erklärte sich in 
seiner Inauguralrede von 1872, in der er sich sehr ein- 
gehend und in einer für die Arbeiterklasse sehr freund- 
lichen Weise (siehe S. 77) über die Arbeiterfrage äusserte, 
gegen die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit; er sah 
in der Festsetzung eines Normalarbeitstages für alle Ar- 
beiter eine Verletzung der Interessen der einzelnen Ar- 
beiter und erachtete es, wie die Kommission von 1866, 
mehr im Interesse der Arbeiter, die Lohnzahlung pro 
Stunde festzustellen ^). 



1) Vgl. cit. Bericht a. a. 0. S. 283. 

2) The qaestion raised by them, and in their behalf, can 
never be adjusted by the two extremes those anxious to secure 

Tait| Axbeitersohatsgesetsgebmig. 9 
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Im Jahre 1872 wurde abermals eine Zehnstund^nbill 
vom Abgeordnetenhause angenommen, aber wiederum 
vom Senat verworfen ^). 

In seiner Inauguralrede von 1874 sprach sich der- 
selbe Gouverneur Washburn nicht mehr so entschieden 
gegen ein Eingreifen der Gesetzgebung in die Arbeitszeit 
der erwachsenen Männer, freilich auch nicht entschieden 
für ein solches aus, erklärte aber die allgemeine Durch- 
führung des thatsächlich in den meisten Fabriken bereits 
bestehenden Zehnstundensystems im Interesse der Gesund- 
heit und der sozialen Verhältnisse der arbeitenden Klasse 
für dringend wünschenswerth ^). 



the greatest possible amount of pay for the least possible work, 
and those anxious to obtain the greatest possible amount of 
work for the least possible pay. Not will relief come with the de- 
termination how many hours shall constitute a legal day's work. 
For no period can be fixed, which should be applicable alike to 
all. The ingenious skilled labönrer who nses mind as well as 
muscle cannot apply himself the same number of hours to his 
task as he who merely handeis the hoe or shovel, holds the plow 
or drives the oxen, uses the trowell or weaves at the loom. The 
great desideratum is to determine what would be a foir division 
of profits between the employer and the employö. Settle the que- 
stion as to compensation per hour, and there will be no serious 
difficulty about the number of hours. 

1) Vgl. cit. Bericht a. a. 0. S. 289. 

2) »Though a Statute provision fixing the number of hours 
that operatives shall be required to work never has appeared to 
me of such vital importance as some consider it, yet I freely ad- 
mit that there is one aspect of the matter which seems to en- 
title the question of enacting such a Statute to careful consideration. 

»While as a general proposition it may be desirable to leave 
employers and employ^s free to agree upon prices and hours of 
labor, yet the State cannot afford to be utterly regardless of the 
health and social well being of a large class of itd Citizens for 
fear of interfering with some established custom or some prevai- 
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In diesem Jahre wurde das oben erwähnte Gesetz 
betreffend die Festsetzung der Arbeitszeit von Frauen und 
jugendlichen Arbeitern auf 10 Stunden erlassen, aber der 
erstrebte allgemeine Normaiarbeitstag von 10 Stunden ist 
bisher weder gesetzlieh noch thatsächlich erreicht worden. 
Derselbe ist allerdings üblich in den meisten Industrien 
Massachusetts, wie der Nachbarstaaten, aber in den Textil- 
industrien ist noch immer eine Arbeitszeit von 66 Stunden 
wöchentlich die Regel ^). 

5. Sicherheits- und Oesundheitsmassregeln. Haftpflicht. 

Im Ganzen sind es nur wenige Staaten, die beson- 
dere Bestimmungen im Interesse der Gesundheit 
und des Lebens von Arbeitern erlassen haben, näm- 
lich Massachusetts, Maine, Rhode-Island, Pennsylvania, 
Illinois, Connecticut. Von diesen beschränken sich wieder 
die jneisten (Connecticut, Maine, Rhode-Island, Pennsyl- 
vania) auf ganz wenige, dürftige Anordnungen. 

Die Staaten Maine, Rhode-Island, Pennsyl- 
vania sorgen nur für Feuerausgänge, nämlich durch die 
Vorschrift der Einrichtung äusserer Feuerausgänge oder 



ling System. That the strength of operatives in any of our 
mills is becoming exhausted, that thej are growing prematurely 
old, and that they are losing the yitality requisite to the healthy 
enjoyment of social opportnnity, are facts that no careful and 
candid observer will deny. Ten hours is the Standard of the 
longest day's work known to any brauch of mechanical industry 
in this Commonwealth outside a portion of oor large manufactu- 
ring corporations. What would be lost to employers, and what 
wonld not be gftined by employds, by adopting the ten-hour- 
system in these establishments.« 

1) Vgl. cit. Bericht a. a. 0. S. 289. 

9» 
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Geländer in Fabriken, in welchen Arbeiter im zweiten 
oder dritten Stockwerk beschäftigt sind ^). 

Connecticut macht nur durch ein Gesetz von 
1869 die Impfung von Arbeitern, die in der Papierfabri- 
kation beschäftigt sind, obligatorisch und bestimmt, dass 
bei Nichtimpfung der Arbeitgeber die Kosten der öflFent- 
lichen Krankenpflege zu tragen habe, und sorgt ferner, 
wie jene Staaten, für besondere Feuerausgänge und ausser- 
dem noch durch Kap. XXXIX des Gesetzes von 1880 für 
die Inspektion von Dampfkesseln in Fabrik- und Handels- 
etablissements. 

Umfangreicher ist allein die Gesetzgebung von Massa- 
chusetts und Illinois. 

Die Bestimmungen von Massachusetts stammen 
aus den Jahren 1877, 1880, 1882 und beziehen sich auch 
auf öffentliche Gebäude. 

Das Gesetz von 1877 wurde hauptsächlich durch 
die Untersuchungen des Bureaus für Arbeitsstatistik be- 
züglich der Lage der Textilfabriken des Staates in Bezug 
auf Ventilation, Feuersicherheit und Gefahrlosigkeit des 
Maschinenbetriebs ^) veranlasst, welches auf Grund der- 
selben den Entwurf eines Fabrikgesetzes ausarbeitete ^). 

Das Bureau erklärte sich gegen die Annahme der 
schwerfälligen (ponderous) englischen Fabrik- und Werk- 
stättengesetze für Massachusetts, befürwortete aber die An- 



1) Factories more than two stories in height, where workmen 
are emplojed above the first story, must be provided with out- 
side fire escapes satisfactory to municipal officers. Acts of Maine 
1881 chap. 49. Vgl. hierüber Wright a. a. 0. S. 65-67. 

2) Die Ergebnisse dieser Untersuchung enthSlt der annual 
report of the bureau 1874, Part. V. S. 111 ff. 

3) Siehe denselben im VII. annual report of the bureau S. 300 ff. 
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nähme eines Fabrikgesetzes, dessen Hauptbestimmungen be- 
trafen: die Einfriedigung von gefahrdrohenden Maschinen, 
die Einrichtung genügender Feuerausgänge, die Organisation 
der männlichen Arbeiter in geschulten Feüerkompagnien, 
die Ventilation und Reinlichkeit der Fabrikräume, das Ver- 
bot der Beschäftigung von Wöchnerinnen, ferner die Er- 
nennung eines Fabrikinspektors mit einem jährlichen Gehalt 
von 3000 Doli, und 3 — 7 ünterinspektoren mit Gehältern 
von je 2000 Doli, als Kontrole- und Ausführungsorgane 
nicht nur dieser, sondern auch sämmtlicher Schutzbestim- 
mungen bezüglich der Kinderarbeit ^). 

Dass dieser Entwurf als Ausgangspunkt und Basis des 
Gesetzes von 1877 gedient, ist aus demselben ersichtlich. 
Denn es sorgt für sämmtliche Punkte des vorgeschlagenen 
Entwurfs, ausgenommen den Schutz der Wöchnerinnen. 
Auch die geforderten Inspektoren wurden geschaffen. Die- 
selben sollten neben der Inspektion von Fabriken auch 
die der öffentlichen Gebäude ausüben (Kirchen, Schul- 
räume, Hotels, Theater, Lokale), wurden vom Chef der 
Staatspolizei ernannt und mit der Inspektion der bezüg- 
lichen Etablissements, sowie mit der Ausführung der 
Kinder- und Frauenschutzbestimmungen betraut. Sie 
hatten Eintirittsrecht in alle Fabriken und öffentlichen 
Gebäude, um die Schutzvorkehrungen gegen UnföUe und 
Feuerausgänge und die Lage der Frauen- und Kinder- 
arbeit zu untersuchen *). 



1) Vgl. cit. Bericht a. a. 0. S. 300. 

2) Chap. 214 Acts of 1877. An act relating to the Inspection 
of Factories and Public Buildings, Section 7. The duties of said 
inspectors shall be to enforce the provisions of this act, except 
as herein after mentioned , and of all acts relating to the em- 
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Ein Gesetz von 1880 änderte aber diese Inspek- 
tion. Es führte neue Inspektionsorgane an die Stelle der- 
jenigen von 1877 ein, nämlich Distriktspolizeibeamte, 
welche bis zu 16 Mann vom Gouverneur ernannt werden 
sollten und mit denselben Pflichten und Befugnissen, wie 
ihre Vorgänger von 1877, ausgestattet wurden ^). 

Ein neues Gesetz von 1882*) ist im Wesentlichen 
eine Wiederholung des Gesetzes von 1877, präcisirt je- 
doch etwas näher die Strafbestimmungen in Verletzungs- 
fallen und das Verhalten der Inspektoren gegenüber 
letzteren. 

Personen oder Korporationen, welche Fabriken oder 
Werkstätten besitzen resp. miethen (die öffentlichen Ge- 
bäude kommen für uns nicht in Betracht), werden hier- 
nach für die Verletzung irgend einer der Bestimmungen 
des Gesetzes mit einer Geldbusse von 50 bis 500 Doli, be- 
straft, haften femer für allen den Arbeitern durch solche 
Verletzung verursachten Schaden. 

Das Verfahren der Inspektoren bei üebertretungs- 
fallen ist folgendes: 

Es darf keine Strafverfolgung begonnen werden, ehe 
vier Wochen verflossen sind, seitdem der Fabrikinspektor 
den betreffenden Fabrikbesitzer aufgefordert, etwaige Ver- 



ployment of wpmen and minore in manufacturing establishments ; 
and for this purpose said inspectors shall have power to enter 
all buildings used for public or manufacturing purposes to exa- 
mine the methods of protection from accident, the means of es- 
cape from fire, and to make investigations in regard to the em- 
ployment of women and children, 

1) Chap. 178 Acts of 1880. 

2) Chap. 208 and 266, Acts of 1882 (siehe Anhang) und Public 
Statutes 1882, chap. 104. 
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änderungen machen zu lassen, um den gesetzlichen Vor- 
schriften nachzukommen, und nur dann, wenn innerhalb 
der vorgeschriebenen Zeit die betreffenden Veränderungen 
nicht gemacht worden sind* 

Sekt. 23 bestimmt, dass die Befugnisse der Inspektoren 
sich nicht auf Städte erstrecken, welche kraft ihrer Frei- 
briefe eigene Beamten für die Durchführung obiger Vor- 
schriften besitzen. 

Nach Sekt. 24 werden Inspektoren, welche ihre 
Pflichten nicht gewissenhaft erfüllen, auf der Stelle aus 
dem Amte entlassen. 

Die Gesetzgebung in Illinois^) beschränkt sich 
auf eine Verordnung (ordinance) der Stadt Chicago. Die- 
selbe wurde am 27. Oktober 1879 erlassen und enthält 
Vorschriften bezüglich ' der Ventilation der Fabrikräume, 
der Einfriedigung von gefahrdrohenden Maschinen, der 
Feuerausgänge und der Reinlichhaltung der Fabrikräume. 

Die Inspektion geht aus von dem »Commissioner of 
health« oder von einer durch ihn aufgestellten Person. 
Der Inspektor hat wenigstens einmal monatlich sämmt- 
liche Arbeitsstätten der Stadt zu besuchen, für die erfor- 
derlichen Sicherheits- und Gesundheitsvorkehrungen zu 
sorgen und üebertretungen der gesetzlichen Vorschriften 
dem Stadtrath zu berichten. 

Derselbe muss ferner über die allgemeine gesundheit- 
liche Lage der Arbeiter, über die Zahl der gefährlichen 
und ungesunden Arbeitsarten und deren bezügliche Krank- 
heiten, ferner über die Zahl der männlichen und weib- 



1) Das Gesetz trägt folgenden Titel: »An ordinance for the 
regnlation and inspection of factories, Workshops, stores, ware- 
hoases, wards, and other plaoes of employment (siehe Anhang). 
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liehen Arbeiter, sowie der jugendlichen Personen unter 
15 Jahren berichten. 

Die gesetzlichen Vorschriften müssen beim Eingang 
jeder Werkstätte angebracht werden; die Nichtzulassung 
des Inspektors und jede Verletzung der Vorschriften 
wird mit einer Geldbusse von 50 — 200 Doli, bestraft, 
welche im Namen der Stadt für das Stadtschatzamt er- 
hoben wird. 

Eine Haftpflicht der Unternehmer, d. h. eine 
besondere Entschädigungspflicht der Unternehmer bei Un- 
fiillen, die nicht auf eine direkte Schuld der Unternehmer 
zurückzuführen sind, existirt in den Vereinigten Staaten 
in der Regel nicht. Eine Ausnahme davon besteht nur 
in einigen Staaten und Territorien (Georgia, Jowa, Kan- 
sas, Mississippi, Montana, Rhode-Island, Wisconsin, Wyo- 
ming, Missouri) bezüglich der Eisenbahn-Gesellschaften, 
welche auch für Unfälle, die durch die Nachlässigkeit 
ihrer Agenten und Beamten, Privatpersonen oder Eisen- 
bahnbeamten entstehen, zu haften haben ^). Bezüglich 
der anderen Unternehmer habe ich nur in zwei Staaten 
(Massachusetts und Illinois) Bestimmungen über deren 
Haftpflicht gefunden. 

Das erste Gesetz, welches in Massachusetts den 
Gegenstand regelte, war das eben erwähnte Gesetz be- 
treflFend die Inspektion von Fabriken und öffentlichen Ge- 
bäuden vom Jahre 1877. Sektion 7 bestimmte, dass Per- 
sonen oder Korporationen für allen durch die Verletzung 
der Vorschriften des Gesetzes den Arbeitern zugefügten 



1) Vgl. die ausführliche Abhandlung »Employers' liability for 
personal injuries to their Employös« im XIV. Jahresbericht des 
Bureaus für Arbeitsstatistik von Massachusetts 1883» Part. l. S. 3 f. 
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Schaden haften ^). Und ein weiteres Gesetz aus dem- 
selben Jahre verbietet noch Personen oder Korporationen, 
sich durch einen Vertrag mit den von ihnen beschäftigten 
JPersonen von der Haftpflicht zu befreien, welcher sie 
für jeden durch ihre eigene oder die Schuld ihrer Ange- 
stellten den Arbeitern verursachten Schaden unterstehen ^). 

In Illinois bestehen bezüglich der Haftpflicht der 
Arbeitgeber ') folgende Bestimmungen : 

A master is not liable to his servant for damage 
resulting from the negligence of bis fellows servants in 
the course of their common employment, unless the ser- 
vant causing the injury was incompetent to discharge bis 
duty, or the servant injured was not at the time acting 
in bis masters employment. 

The duty of the master to the servant and the im- 
plied contract between them is to the efifect that the 
master shall fumish proper, perfect and adequate machi- 
nery or other appliances, necessary for the proposed work, 
and also shall employ skillful and competent fellow-ser- 



1) Gesetz von 1882 Sekt. 22. Den Wortlaut ß. im Anhang. 

2) Acte of 1877 chap. 101 § 1, auch Public Statutes 1882 
chap. 74 Sect. 3. No person or corporation shall by a special 
contract with persons in bis or its employ exempt himself or it- 
seif from any liability which he or it might otherwise be under to 
such persons for injuries suflered by them in their employment 
and which result from the employers own negligence or from the 
negligence of other persons in bis or its employ. 

3) Die Regelung der Haftpflicht scheint der englischen nach- 
gebildet zu sein, die in England seit 1887 nach der Lehre von 
der gemeinschaftlichen Beschäftigung (common employment) die 
übliche wurde, vgl. v. Bojanowski, Gutachten über die Rege- 
lung der Haftpflicht nach englischem Recht, in Bd. XIX der 
Schriften des Vereins für Socialpolitik. 
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yants, or shall use due and reasoDable care to that end. 
This duty or contract is to be affirmafcively and positi- 
vely fulfiUed and performed. 

It is not necessary that the servant causing, and th^ 
serrant sustaining, the injury, should both be engaged in 
precisely the same, or even similar acts, so long as the 
risk of injury from the one is so much a natural and 
necessary consequence of the employment which the other 
accepts, that it must be included in the risk, which have 
to be considered in his wages. The real test seems to 
be, whether they are engaged in the same pursuit. 

6. Die Eontrol Organe und die Bureaus für Arbeitsstatistik. 

I. Besondere Eontrolorgane d. h. Beamte, 
die ausschlieslich mit der Ausführung der gesetzlichen 
Bestimmungen betraut sind, wie die englischen, deutschen 
und schweizerischen Fabrikinspektoren, bestehen nur in 
zwei Staaten der Union, nämlich in Massachusetts 
und New- Jersey. 

New-Jersey hat im Jahre 1883 das Amt eines Fabrik- 
inspektors geschaffen, aber über seine Rechte und Befug- 
nisse wissen wir nichts Näheres, da wir das betreffende Ge- 
setz nicht haben beschaffen können. 

In Massachusetts sind die Eontrolorgane einerseits 
die Truant officers, andererseits die Inspektoren der Fa- 
briken und öffentlichen Gebäude. Erstere Beamten sind 
hauptsächlich mit der Ueberwachung der Einderarbeit 
d. h. mit der Eontrole des Schulbesuches und der gesetz- 
lich vorgeschriebenen Schulzeugnisse der Einder betraut. 
Die Fabrikinspektoren, welche, wie oben erwähnt, bis zur 
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Zahl von 16 vom Gouverneur ernannt werden, haben die 
für Fabriken und öffentliche Gebäude (unter letzteren 
auch die Teneinenthäuser) geltenden Sicherheits- und Ge- 
sundheitsniassregeln durchzuführen, ferner alle die Ar- 
beit von Kindern, jugendlichen Personen und Frauen 
regelnden Gesetze zu überwachen und für deren allge- 
meine Beachtung zu sorgen. 

Der Chef der Distriktspolizei, aus deren Mitte die 
Fabrikinspektoren ernannt werden, hat die Pflicht, über 
die Ergebnisse der Inspektionen dem Gouverneur einen 
jährlichen Bericht abzustatten. 

Andere Staaten haben mit der Eontrole son- 
stige Verwaltungsbeamte beauftragt, resp. für 
befugt erklärt, und diese Kontrole denselben ausdrücklich 
als eine weitere Amtspflicht neben ihrer bisherigen Amts- 
thätigkeit aufgetragen. Solche Staaten sind : Connecti- 
cut, New-Hampshire, Maine, Vermont, New- 
York, Pennsylvania und Ohio. 

In Connecticut sind es die Schulinspektoren, 
welche in jeder Ortschaft in Zahl von 3 — 9 auf 8 resp. 
1 Jahr ernannt werden, und mindestens einmal jährlich 
die Lage aller Fabrikkinder zu untersuchen, üebertre- 
tungen der Gesetze zu ermitteln und solche den »grand 
Jurors« anzuzeigen haben. In Kew-Hampshire sind 
es die Schulbehörden, welche aber nur insofern Eontrole 
ausüben, als sie auf Grund der Anzeige von üebertretungen 
seitens eines Privatklägers dieselben gerichtlich zu ver- 
folgen haben. In Maine können Schulbehörden üeber- 
tretungen untersuchen und dieselben den Grafschaftsan- 
wälten zur Kenn tniss bringen. In Vermont erfolgt die 
Kontrole durch die »Selectmen«, in New-York durch 
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die »school trustees«, die zweimal jährlich die Lage aller 
arbeitenden Kinder zu untersuchen haben, in Pennsyl- 
vania durch die »ward, borough and township constab- 
les«, welche nur auf Grund der Anzeige üebertretungen 
verfolgen können, in Ohio durch die Uuterrichtsbehor- 
den, welche die Lage aller beschäftigten Kinder zweimal 
jährlich zu untersuchen haben. 

Gar kein Inspektionssystem besteht in den 
Staaten Rhode-Island, Maryland, Illinois, 
Wisconsin, Minnesota, Indiana. 

IL Für die Kontrole der Durchführung der gesetz- 
lichen Bestimmungen kommen aber tha't sächlich auch 
noch die Amerika eigenthümlichen Bureaus für Ar- 
beitsstatistik in Betracht^). 

Diese Bureaus erfüllen zugleich einen Theil der wei- 
teren Obliegenheiten der europäischen Fabrikinspektoren, 
nämlich die Kontrole und Feststellung der thatsächlichen 
Zustände der arbeitenden Klassen. Sie haben in dieser 
Hinsicht aber insofern eine allgemeinere Bedeutung, als 
sie ihre Thätigkeit nicht nur auf die industriellen resp. 
gewerblichen Arbeiter beschränken. 

Während im Allgemeinen die Fabrikgesetzgebung in 
den Vereinigten Staaten namentlich bezüglich des Schutzes 
der Kinder, der jugendlichen und weiblichen Arbeiter, der 
Regelung der Haftpflicht etc. hinter der Gesetzgebung 
europäischer Staaten, wie der Schweif, Englands und 
Deutschlands zurücksteht, hat man dort mit der Institution 
der Bureaus für Arbeitsstatistik, die in Europa bisher 



1) Vgl. VII. annual report of Bureau of Statistics of Labor 
1876, S. 261 ff.; II. biennial report of bureau of labor statistics of 
Illinois 1882, S. VIII ff. 
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noch in keinem Staate besteht, eine für die Lösung der 
Arbeiterfrage praktisch ausserordentlich wichtige Mass- 
regel ergriffen, die ihre Nachahmung auch in Europa 
finden dürfte. Was 6. v. Schönberg im Jahre 1871 
für das deutsche Reich forderte ^) , die Errichtung von 
Arbeitsämtern, deren Funktion in erster Linie die genaue 
Feststellung aller auf die materielle und sociale Lage der 
Lohnarbeiter bezüglichen Verhältnisse, insbesondere auch 
die Beobachtung aller Veränderungen dieser Verhältnisse im 
Laufe der Zeit und die Aufklärung der Ursachen der Ver- 
änderungen sein sollte, ist im Wesentlichen in den ameri- 
kanischen Bureaus für Arbeitsstatistik verwirklicht worden. 

Es sind im Ganzen 10 Staaten, welche solche Bureaus 
haben. Die Gründung derselben fällt in die letzten 
15 Jahre. Ein Staat, Connecticut^ hat sein im Jahre 1872 
gegründetes Bureau 1875 wegen der parteiischen Ten- 
denzen seiner Beamten wieder aufgehoben. 

Es bestehen Bureaus in 

1. Massachusetts seit 1869, 

2. Maine > 1872, 

3. Pennsylvania » 1872, 

4. Ohio > 1877, 

5. New- Jersey > 1877, 

6. Illinois » 1879, 

7. Missouri » 1879, 

8. Michigan » 1883, 

9. California > 1883, 
10. New-Tork > 1883. 

Dieselben sind besondere statistische Bureaus für Arbeits- 



1) Arbeitsämter. Eine Aufgabe des deutseben Reicbs. Berlin 
1871. S. 35 ff. 
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verhältDisse: Organe zur Untersuchung der Zustände der 
Arbeiterklasse, theilweise auch, wie in Pennsylvania und 
New-Jersey, der allgemeinen industriellen Verhältnisse ^). 

Die Entstehung der Bureaus, namentlich der 
ersten, hat ihren Grund vor Allem darin, dass sich für 
die Aufgaben der Socialpolitik immer dringender das Be- 
dürfniss fühlbar machte, die genaue Eenntniss von den 
thatsächlichen Zuständen und Verhältnissen der arbeiten- 
den Klassen zu haben, die Einsetzung nichtständiger Un- 
tersuchungskommissionen und einmalige Erhebungen aber 
diesem Bedürfniss nicht entsprachen. 

In Massachusetts, wo das erste Bureau gegründet 
wurde, sprachen sich die 1866 und 1867 zur Untersuchung 
der Arbeiterlage und Arbeiterfrage eingesetzten, oben 
mehrfach erwähnten parlamentarischen Enquetekommis- 
sionen für ein solches Bureau aus, um in ihm eine stän- 
dige Untersuchungskommission zu haben '). 

Die definitive Errichtung des Bureaus im Jahre 1869 
ist vornämlich den Berichten des damaligen Arbeits- 
inspektors, des Generals Oliver (siehe oben S. 76) zu 
danken, der die Unmöglichkeit einer ordentlichen Social- 
gesetzgebung und einer Erfüllung der berechtigten Forde- 
rungen der Arbeiterklasse ohne ein solches Bureau betonte. 

1) Das Bureau Yon New-Jersey trägt den Titel: >Bureaa of 
Statistics of Labor and Industries«, das von Pennsylvania den: 
»Bureau of Industrial Statistics«. 

2) Vorschlag der Kommission von 1866: »That provision be 
made for the annual collection of reliable statistics, in regard to 
the condition, prospects and wants of the industrial classes.« — 
Vorschlag der Kommission von 1867 : »That a Bureau of Statistics 
be established for the purpose of coUecting and uiaking available 
all facts relating to the industrial and social interests of the 
Commonwealth.« 
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Auch in anderen Staaten, wie Pennsylvania, Ohio, 
NeW'Jersey, gingen die Bureaus aus solcher Erwägung 
hervor *). Aber auf die Entstehung dieser Bureaus wirkte 
auch die Agitation der Arbeiter sehr wesentlich mit ein, 
die in denselben ein Hauptmittel für die Verbesserung 
ihrer Lage erblickten. Es ist schon früher davon die 
Rede gewesen, dass auf dem Arbeiterkongress in Baltimore 
im Jahre 1866 die Forderung solcher Bureaus als eine 
der wichtigsten aufgestellt wurde und diese Forderung sich 
seitdem in dem Programm aller Arbeiterparteien findet ^). 

Die Aufgaben der Bureaus sind überall im We- 
sentlichen die gleichen. Sie sollen statistische Erhebungen 
über die Verhältnisse der Arbeit in ihrem Staate, insbe- 
sondere über die Lage der Arbeitenden anstellen, über 
ihre Erhebungen regelmässige Berichte erstatten und die 
Staatsgewalt in ihrer socialpolitischen Aufgabe, nament- 
lich auch durch die Anregung und Vorbereitung von 
legislatorischen Massregeln unterstützen. Der Beschluss 
der gesetzgebenden Körperschaften von Massachusetts über 
die Errichtung des Bureaus vom Jahre 1869 bestimmte 
die Aufgaben desselben dahin : »The duties of such bureau 
shall be to collect, assort, systematize and present in 
annual reports to the legislature, on or before the first 



1) »This Bureau nndoubtedly owes its ezistence tnainly to 
the efforts of those who thoroughly sympathized with what is 
popularly known as the labor reform moyement.« (Report 1873 
of Commissioner of Labor of PennsylvaDia.) 

2) In dem Programm der »ksigbts of Labor« lautete sie: 
>To arriye at the true condition of the laboring classes, in their 
educational, moral and financial condition, by demanding from 
the yarious state goyemments the establishment of bureaus of 
labor statistics.« 
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day of March in each year, Statistical details relating to 
all departements of labor in the Commonwealth, especially 
in its relations to the commercial, industrial, social, edu- 
cational and sanitary conditioii of the laboring classes, 
and to the permanent, prosperity of the productive in- 
dustry of the Commonwealth« ^). In Ohio begründete 
der Abgeordnete Foran, welcher den Gesetzentwurf betr. 
die Errichtung eines Arbeitsbureaus vorlegte , denselben 
u. A. in folgender Weise: »Meine Absicht ist, den Ge- 
setzgeber zu einer grösseren, tieferen und weitergehenden 
Kenntniss des allgemeinen Charakters, der Sitten und 
Anlagen derjenigen Individuen, deren Lage er durch die 

1) Das Bureau selbst erfasste demgemäss nach seinem ersten 
Report seine Aufgaben folgendermassen : »The knmediate impres- 
sion derived from the mere words of the Resolve was , that the 
leading duty of the bureau was the gathering of statistics of 
labor, and of reporting them to the legislature., together with 
what might be ascertained of their influence upon the health, 
education , manners of life and industrial habits of those whose 
daily labor earns their daily bread, but who, it is not to be igno- 
red, are, as a rule, very inconsiderable sharers in the wealth they 
help to generate. 

»This impression finally enlarged itself, however, into a more 
comprehensive thought, that it was, our duty to inquire into the 
very important subjects of the hours of labor, the wages, the sa- 
vings, the mann er of life at home and from home, the recreations, 
the culture, moral and menta], of the laborers, and the influence 
of the several kinds of labor upon their health and body and 
brain, not ignoring the subjects of co-operation , strikes, trades- 
unions, and the general relations of capital and labor, with such 
matter relating to the history of labor and labor legislation, here 
and abroad, as we might be able to gather: so that the actual 
Status, as far as the researches of a few months would permit us 
to do, of the laboring men, women and children of Massachusetts 
might be ascertained, and be set forth to the legislature and 
people of the State.« 
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Erlassung von Gesetzen zu verbessern beabsichtigt, zu 
verhelfen ; ihn kennen und verstehen zu lehren den socialen 
Zustand seines Volkes, seine Kultur, seinen geistigen Port- 
schritt, seine verschiedenen Klassen, das Verhältniss der- 
selben zu einander, ihre wirthschaftliche Lage, ihren An- 
theil an den Gütern der wirthschaftlichen und politischen 
Welt; das Verhältniss von Kapital und Arbeit, von gelernten 
und ungelernten Arbeitern, die Löhne, ünterhaltskosten, 
Arbeitszeit, gesundheitliche Lage, Moral derselben u.s.w;« 

Die Aufgaben der Bureaus in den übrigen 10 Staaten 
sind nach dem Muster des Bureaus von Massachusetts be- 
stimmt worden, wie sich aus den Gesetzen ergiebt. In 
Ohio lautet die qu. Bestimmung: »To collect, arrange 
and systematize all statistics relating to the various bran- 
ches of labor in the state, and especially those relating 
to the commercial, industrial, social and sanitary condi- # 
tion of the laboring classes.« In New- Jersey ganz ähn- 
lich: »That the duties of bureau shall be to collect, 
assort, systematize and present in annual reports to the 
Legislature, on or before thelast day of October in each 
year, Statistical details relating to all departments of 
labor in the state, especially in its relations to the com- 
mercial, industrial, social, educational and sanitary con- 
dition of the laboring classes.« 

Auch die Organisation der Bureaus ist wenig 
verschieden. Sie bestehen aus einem Vorstand (chief, 
commissioner) , einem oder mehreren ordentlichen Mit- 
gliedern (deputies, assistants, clerks) und weiteren Hülfs- 
arbeitern. Die Vorstände ^) werden von dem Gouverneur 

1) Vgl. hierüber insbes. cit. VIl. annual report of the bureau 
of labor statistics of Massachusetts S. 309 ff. 

Tait, Azbeitersohntagesetzgebang. ^^jj^ i 10 
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auf 2 resp. 4 Jahre ernannt. Das Bureau von Pennsyl- 
vania weicht insofern von den übrigen ab, als dessen Ober- 
leitung dem Sekretär der inneren Angelegenheiten (Se- 
cretary of Internal affairs) zusteht, und dieser für die 
Ernennung eines Vorstandes zu sorgen hat, jedoch unter 
Zustimmung des Gouverneurs* 

Die Ausgaben für die Bureaus sind in den 
einzelnen Staaten sehr verschieden. In den meisten ist der 
Etat zu klein und die Beamten klagen, dass desshalb von 
den respectiven Bureaus weniger geleistet würde als ge- 
leistet werden könnte und sollte. In Massa/chusetts be- 
laufen sich die Kosten auf 10 — 11,000 Doli., früher waren 
sie höher ^). In Pennsylvania betragen sie im Jahre circa 
6,425 Doli., in New- Jersey circa 6,700 Doli. Für die 
1883 neu eingerichteten Bureaus in Michigan und Cali- 
. fornia wurden für jenes 5,000 Doli, pro Jahr, für dieses 
10,500 Doli, auf die beiden ersten Jahre ausgesetzt. Der 
Gehalt der Vorstände ist in Massachusetts, Pennsylvania, 
New-Jersey 2,500 Doli. 

Bei den statistischen Ermittlungen in Be- 
zug auf allgemeine Arbeitsverhältnisse kommen zwei 
Verfahren zur Anwendung: das des Fragebogens (cir- 
cular plan) und das der persönlichen Inspektion (personal 
inspection plan). Bei dem ersten werden Fragebogen oder 



1) Folgende Tabelle giebt 


die Kosten von 


1873 bis 1878: 




Gehalte etc. 


Dnickkosten 


Zusammen 


1873 


Doli 9,602.67 


Doli. 7,328.95 


Doli. 17,231.62 


1874 


10,160.70 


5,972.16 


16,132.86 


1875 


10,000.00 


6,524.31 


16,524.31 


1876 


9,300.40 


3,926.63 


13,227.03 


1877 


8,996.67 


2,918.61 


11,915.28 



1878 8,725.00 2,200.00 (circa) 10,925.00 
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Cirkulare, eine Reihe von Fragen enthaltend, vom Bureau 
entworfen und an Behörden, Arbeitgeber, Arbeitnehmer 
und andere Personen zur Beantwortung geschickt. Bei 
dem zweiten suchen die Bureaubeamten die betreffenden 
Individuen entweder in ihren Arbeitsstätten oder Woh- 
nungen auf und ermitteln direkt die Thatsachen. Das 
erste Verfahren ist das ältere und noch heute in vielen 
Staaten das üblichere. Aber man erzielte mit ihm unge- 
nügende Resultate. Die Fragebogen wurden nur ^um 
kleinen Theil überhaupt und diese häufig ungenügend be- 
antwortet. In Massachusetts z. B. antworteten von 1,248 
Fabrikanten, welche den Fragebogen erhielten, nur 217; 
von 2,680 Arbeitern nur 114, und alle in ungenügender 
und oft unhöflicher Weise, wie der Bericht des Bureaus 
von 1870 sagt. In New- Jersey antworteten bei der ersten 
Erhebung dieser Art von 1,450 Arbeitgebern nur 106; 
von 2,900 Arbeitern nur 290; in Ohio kamen auf 1,021 
Bogen nur 405 Antworten. Die geringe Zahl der Ant- 
worten und die ungenügende Art derselben erklärte sich 
freilich zum Theil auch dadurch, dass anfangs die Bu- 
reaus in den Fragebogen zu viele und ungenau formulirte 
Fragen stellten. Der erste Fragebogen von Massachusetts 
stellte z. B. an die Fabrikanten 81, an die Arbeiter gar 
137 Fragen. Aber das Resultat war kein anderes, als 
man später die Fragenzahl verringerte. Denn bei einer 
Erhebung z. B. 1878 und 1879 in Massachusetts enthielt 
der Fragebogen nur 15 Fragen. Man Hess dieselben in 
227 Zeitungen drucken, sandte 5000 Aufforderungen an 
Arbeiter der verschiedensten Gewerbe, erhielt aber nur 
272 Antworten, darunter 230 brauchbare. 

Der Hauptübelstand aber bei diesem Verfahren war, 

10* 
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dass in den Staaten kein Zwang zur Beantwortung und 
zur richtigen Antwort bestand ^). Da man sich in Massa- 
chusetts zu einem solchen Zwange nicht verstehen wollte ^), 
suchte das Bureau anfangs die Ergebnisse der Ermitte- 
lungen nach dem voluntary circular plan durch persön- 
liche Ermittelungen der Bureaubeamten zu ergänzen und 
ging dann mehr und mehr ausschliesslich zu diesem Ver- 
fahren über; mit demselben erzielte es sehr werthvoUe 
Resultate, welche die Gesetzgebung des Staates sehr we- 
sentlich beeinflussten. Im Jahre 1870 wurden z. B. auf diese 
Weise die grauenhaften Zustände in den Tenementhäusern 
der Stadt Boston festgestellt. Im Jahre 1872 wurden 



1) Das Gesetz von New-Tork z. B. bestimmt ausdrücklich: 
»No witness shall against bis will be compelled to answer anj 
question respecting bis private affairs.« 

2) Die Verordnung von 1869 enthält zwar die Bestimmung: 
»That said bureau shall have power to send for persons and pa- 
pers , to examine witnesses ander oath , and such witnesses shall 
be summoned in the Bame manner, and paid the same fees as 
witnesses before the superior courts of the Commonwealth.« Diese 
Bestimmung wurde aber durch den Attorney-General in mass- 
gebender Weise interpretirt: 

1. »The bureau has no power, as such, to administer an oath. 
(This difficulty was overcome by commiasioning the chief as 
justice of the peace.) 

2. The bureau has no authority to take depositions. It may send 
for persons and papers, but has no power to compel atten- 
dance. 

8. It may examine witnesses, but can pay only 1.25 dollars per 
day as fees, and four cents per mile to and from the office.« 
Das Bureau war hienach angewiesen auf das freiwillige (münd- 
liche oder schriftliche) Zeugniss der Individuen und auf Ermitt- 
lungen seiner Beamten, die aber auch Niemanden zwingen können, 
wider seinen Willen Zeugniss abzulegen oder statistische Erhe- 
bungen zu ergänzen. 
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30 Fabriken besucht. Im Jahre 1873 besuchten die Be- 
amten des Bureaus 233 Textilfabriken und untersuchten 
ihre Lage in Bezug auf Ventilation, Sicherheitsausgänge, 
Einfriedigung von gefahrdrohender Maschinerie u. s. w. 
Die Ergebnisse (zusammengefasst im 5ten Jahresbericht 
des Bureaus 1874) veranlassten das Gesetz von 1877 be- 
treffend die Inspektion von Fabriken. Im Jahre 1875 
wurde die Lage von 397 Arbeiterfamilien untersucht. 

Auch in anderen Staaten werden die Vortheile des 
Verfahrens der persönlichen Inspektion gegenüber dem 
voluntary circular plan anerkannt. Aber wenn in ihnen 
jenes Verfahren weniger Anerkennung findet, so erklärt 
sich dies daher, dass es erheblich kostspieliger ist. In 
Ohio z. B. wird nach dem Gesetze von 1877 (Sekt. 4) 
nur die kleine Summe von 500 Doli, für Reisekosten der 
Beamten gewährt. 

Von der Regel, dass in den Staaten mit Arbeitsbu- 
reaus diese nicht das Recht haben, Auskunft zu erzwingen, 
machten drei Staaten eine Ausnahme. In Pennsylvania 
bestimmte das Gesetz ausdrücklich, dass, um die Aufgabe 
des Bureaus zu erleichtern, alle Korporationen, Gesell- 
schaften oder Individuen, welche an Bergwerken, Fabriken 
oder andern gewerblichen Unternehmungen betheiligt sind, 
femer alle Lohnarbeiter des Staates verpflichtet sind, die 
vom Bureau erforderte Auskunft bei Strafe von 100 Doli, 
zu ertheilen ^). 

1) »The Said Bureau shall further collect, compile and publish 
such statistics in regard to the wages of labor and the social 
condition of the laboring classes as may enable the people of the 
State to judge how far legislation can be invoked to correct exi- 
sting eyils; and in order to facilitate the duties herein imposed, 
all corporations , firms or indiyiduals engaged in mining, manu- 
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Noch weiter gingen California ^) und Michigan ^). 
Hier wurden die Assessoren der Grafschaften verpflichtet, 
auf Bitte des Arbeitskommissionärs jede erwünschte Aus- 
kunft in Bezug auf die industriellen Verhältnisse ihrer 
Bezirke dem Bureau zu ertheilen. Eine um so zweck- 
mässigere Vorschrift, als durch die Assessoren sich die 
Grundbesitzverhältnisse, die Zahl der ländlichen und ge- 
werblichen Arbeiter, ihre Vertheilung in den Grafschaften 
und Gewerben, ihr Geschlecht, Alter, Einkommen und 
dei^l. am besten feststellen lassen. In Michigan müssen 
die Assessoren insbesondere auch die von dem Bureau 
verlangten Thatsachen zur Zeit der Eigenthumseinschätzung 
ermitteln und dieselben innerhalb 3 Monaten dem Bureau 
übersenden. In beiden Staaten haben ferner im Gegen- 
satze zu den übrigen, die Bureaubeamten die Befugniss, 
in allen Arbeitsstätten Untersuchungen vorzunehmen, das 
Beisein von Zeugen zu erzwingen und alle Dokumente 
und Papiere einzusehen. Jede falsche (wissentliche) Aus- 



facturing, or other business, and all persona working for wa^es 
within this Commonwealth, are bereby required to fumish Buch 
Statistical Information as the chief of said bureau may demand. 
The chief or duly authorized deputy shall have power to issue 
subpoenas, administer oaths, and take testimony in all matters 
relating to the duties herein required of said bureau. Any Cor- 
poration , firm or individual doing business within this Common- 
wealth, who shall neglect or refuse, for thirty days, to answer 
questions by circular or upon personal application, or who shall 
refuse to obey the subpoena and give testimony according to the 
provisions of this act, shall be ]iable to a penalty of one hundred 
dollors, to be coUected by order of the commissioner of statistics, 
in an action of debt, in which the Commonwealth of Pennsylvania 
shall be plaintiff.« 

1) California: Gesetz vom 3. Mai 1883. 

2) Michigan: Gesetz vom 6. Juni 1883. 
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sage wird als Felonie betrachtet und mit Gefängniss bis 
zu 5 Jabren bestraft (Michigan) ; ähnliche Bestimmungen 
in California. 

Die Bureaus für Arbeitsstatistik, insbesondere dieje- 
nigen von Massachusetts, New-Jersey, Pennsylvania und 
Ohio haben Bedeutendes geleistet. Ihre Berichte sind 
die Hauptquelle für die amerikanischen Arbeiterverhält- 
nisse. Dadurch, dass sie in diesen Berichten das Vor- 
handensein und den Umfang der in den verschiedenen 
Schichten des Arbeiterstandes bestehenden üebelstände in 
umfangreicher Statistik klar darstellten, die gewerbliche 
Arbeiterfrage in ihren vielfältigen Erscheinungen einer 
wissenschaftlichen Behandlung unterwarfen, auch mit den 
in Europa, namentlich in England und im deutschen 
Reich angewandten Lösungsmitteln die Bevölkerung ihrer 
Staaten bekannt machten und Beformen anregten, haben 
sie es dem Gesetzgeber ermöglicht, auf Grund einer ge- 
nauen Eenntniss die richtigen Heilmittel zu treffen und 
bereits viel zu einer Besserung der Arbeiterverhältnisse 
beigetragen. 

Das Musterbureau ist ohne Zweifel dasjenige des 
Grossindustriestaates Massachusetts. Dank der noch zu- 
reichenden Geldmittel, mit welchen die Legislatur es aus- 
gestattet hat, und vor allem der Leitung seines ausgezeich- 
neten Chefs gilt es heute als eine anerkannte Autorität 
in Arbeiterfragen und seine jährlichen Berichte sind vom 
grössten Werth. Das Bureau hat in den 15 Jahren seines 
Bestehens eine fast vollständige Statistik der Lohnhöhe, 
der Arbeitszeit, der Unterhaltungskosten, der Lebensweise 
und vieler anderen sittlichen, sozialen und wirthschaft- 
lichen Verhältnisse der arbeitenden Klassen des Staates 
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gegeben. Durch seine unparteiische Behandlung der Zeit- 
fragen hat es die Aneriennung und Achtung aller Schich- 
ten und Klassen der Bevölkerung sich gewonnen und es 
ist in Massachusetts ein Hauptfaktor in der Aufklärung, 
Regelung und Verbesserung der allgemeinen Verhältnisse 
des Arbeiterstandes ^). 



1) »The success of this boreau in Massachusetts, and at this 
time I fast warranted in calling it a succes, has been achieved 
solely by stubbornly refusing to recognize any body or any set 
of bodies as such, in our investigations. The result of all resear- 
ches have been given to the public, no matter how much they 
clasbed with our^s or anybody*s notions, nor how much they 
cut into our sympathies even. No figures or results have eyer 
been suppressed, tinged, colored or guessed al, to suit either the 
exigences or demands of party or faction.« Worte CarroU D. 
W r i g h t 's, des Vorstandes des Arbertsbureaus von Massachusetts, 
im X. annual repOrt 1879. 

*The field of inquiry covered by this bureau (Massachusetts), 
has embraced all subjects relatlng to the condition of labor com- 
munities, as they actually exist in that state — wages, hours of 
labor , cost of living savings , social and educational advantages, 
the statistics of population, manufactures and machinery, and the 
subjects of strikes, unions, arbitration, illiteracy, crime, and their 
causing conditions. These statistics have been carefully coUated 
and accnrately analyzed , and published year afber year, without 
political or class prejudice, and now constitute a series of Stati- 
stical documents, in creasing in value with each additional report, 
and recognized not only at home but abroad as a standing au- 
thority on all subjects treated.« cit. Bericht von Illinois S. 9. 



IIL 
Die Bergwerksgesetzgebung. 

Die Bergwerksgesetzgebung der Union ist nur allge- 
meiner Art und enthält keine Arbeiterschutzbestimmungen. 
Die einzelnen Staaten sind auch hier souverän. 

Die ünionsstaaten, welche Gesetze zum Schutze von 
Bergwerksarbeitern haben, sind 10: California '), Nevada^), 
Colorado ') , Kansas *) , New-Mexiko *) , Pennsylvania ®), 
Illinois ^), Ohio ®), Indiana ®), Jowa *^). Die Gesetze der 
fünf ersten Staaten beschränken sich aber auf sehr we- 
nige dürftige Bestimmungen. Von ihnen ist das GesQJg 
von Colorado das relativ wichtigste. Da aber seine Haupt- 



1) Codes and Statutes sect. 15638—15650.. 

2) Compiled Laws. / 

3) General Laws sect. 14511. 

4) General Statutes sect. 624. 

5) Acts of 1882. An act for the protection of coal mines and 
miners. 

6). Digest of Pennsylvania (1700—1873), annual digest 1873. 

7) 11. Biennial Report of Bureau of Labor Statistics 1882, 
S. 389 ff. ; femer Supplemental-Beport desselben 1883, S. 183 ff. 

8) V. Jahresbericht des arbeitsstatist. Bureaus 1881, S. 237 ff. 

9) Acts of 1879. An act regulating the working of coal mi- 
nes etc. 

10) Laws of lOth General Assembly 1880 chap. 202. An act 
to regulato mines and mining. 
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bestimmungen mit denjenigen der fünf andern Staaten naher 
übereinstimmen, erfordern sie keine besondere Erörterung. 

In diesen Staaten: Pennsylvania, Ohio, Illi- 
nois, Indiana, Jowa, ist die Arbeiterschutzgesetz- 
gebung eine umfangreiche. Dieselbe erstreckt sich aber 
nur auf die Kohlenbergwerke. Diese Staaten sind 
zugleich die für die Kohlenproduktionin derU nion wich- 
tigsten Staaten. 

Von einer Gesammtproduktion von 71,067,576 Tonnen 
in der Union kamen nach dem Censusbericht von 1880 
auf folgende Staaten folgende Mengen ^) : 

1. Pennsylvania 47,065,982 (Tons) 

2. Illinois 6,115,377 

3. Ohio 6,008,595 

4. Jowa 1,461,116 

5. Indiana 1,454,327 

6. Maryland 2,228,917 
^ 7. West-Virginia 1,839,845 

Mehr als die Hälfte der Gesammtproduktion fallt also 
auf Pennsylvania allein, circa ^ji auf die fünf andern 
Staaten zusammen. Maryland und West- Virginia, deren 
Produktion diejenige von Indiana und Jowa übersteigt, 
haben keine Gesetzgebung dieser Art. 

Die Kohlenproduktion ist in der Union noch einer 
sehr grossen Ausdehnung fähig. Das Unionsgebiet ist 
bekanntlich sehr reich an Kohlenlagern, nach den ameri- 
kanischen Staatsgeologen soll der Reichthum an solchen 
den eines jeden andern Staates übertreffen. Sie schätzten 
das Gesammtareal der bis heute entdeckten Kohlenlager 

1) Vgl. III. Jahresbericht des statistischen Bureaas von In- 
diana 1881, S. 331; ferner Tenner a. a. 0. S. 306 ff. 
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auf nicht weniger als 193,403 englische Quadratmeilen, 
von denen 9,729 Meilen Anthracit, der grosse Rest bitu- 
minöse oder Fettkohlen enthalten ^). Die Flötze variiren 
von 2Va bis 6 Fuss Mächtigkeit, in Ohio gehen sie nach 
einem Sachkenner bis 11 Fuss. Letzterer schätzte den 
Kohlenreichthum von Ohio allein auf 60,900,000 Tonnen 
absatzfähiger Kohlen. Die Schachte sind selten so tief, 
wie in Europa, in Ohio nie tiefer als 300 Fuss. Eine 
Amerika eigenthümliche Erscheinung ist, dass im Allge- 
meinen die Produktion nicht in verhältnissmässig wenigen 
grossen Unternehmungen konzentrirt, sondern dezentra- 
lisirt ist undj mittlere ja sogar kleine Unternehmungen 
nicht selten sind. In Ohio z. B. beschäftigen von circa 
600 Bergwerken im Ganzen 300 weniger alslO Mann ^). 
Wir werden später auf die Bedeutung dieser Thatsache 
für die Gestaltung der Gesetzgebung zurückkommen. 

Die Entwicklung der Kohlenindustrie in diesen Staaten 
geht sehr rasch vor sich; die Produktion zeigte bisher 
die Tendenz, sich alle 10 Jahre zu verdoppeln. Die grösste 
Steigerung fällt in die Jahre 1870 — 80. In diesen De- 
zennien entstand auch die qu. Gesetzgebung. 

Folgende Tabelle zeigt den Umfang der Produktion 
in Tonnen nach den Censusberichten von 1870 und 1880^); 

1870 1880 

1. Pennsylvania 23,448,793 47,065,982 

2. Illinois 2,264,163 6,115,377 

3. Ohio 2,527,285 6,008,595 



1) Vgl. T e n n e r a. a. 0. S. 307. 

2) A. Roy, Berginspektor von Ohio, im III. Jahresbericht des 
Bureaus für Arbeitsstatistik 1879, S. 100 ff. 

8) Vgl. cit. Bericht von Indiana S. 331. 
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1870 1880 

4. Jowa 263,487 1,461,116 

5. Indiana 437,370 1,454,327 
Fragen wir nach der Zahl der beschäftigten Arbeiter, 

so enthält der X. Censusbericht von 1880 folgende Zahlen: 

Bergleute Arbeiter 

, ^ , . (anthracit 20,333 49,049 

1. Pennsylvamajj^.^^^ _ 33^^48 

2. Illinois 12,233 3,204 

3. Ohio 12,123 3,497 

4. Jowa 3,797 958 

5. Indiana 2,214 2,212 
Man muss jedoch an der Richtigkeit dieser Zahlen 

zweifeln, denn sie stimmen nicht mit den Erhebungen 
der statistischen Bureaus jener Staaten überein. Nach 
dem X. Jahresbericht des arbeitsstatistischen Bureaus von 
Pennsylvania (1 880) z. B. sollten in und um den Bergwerken 
dieses Staates, in den anthracitischen 80,589, in den bi- 
tuminösen dagegen 40,136 Menschen beschäftigt werden. 
In Ohio waren es nach dem III. Jahresbericht des ar- 
beitsstatistischen Bureaus (1879) 18,000 im Ganzen, wo- 
von 14,000 Arbeiter unter Tage. Im Jahre 1882 betrug 
die Zahl aller Arbeiter schon circa 19,420. 

Die Lage dieser zahlreichen Menschen- 
klasse kann im Allgemeinen nicht als eine günstige 
bezeichnet werden. Die Produktion beschränkt sich meist 
auf ^/s des Jahres, in Pennsylvania auf 227 V4 Tage in 
den Anthracitgruben und auf 237 Tage in den bituminösen 
Werken. Die Ueberproduktion, welche in der amerika- 
nischen Kohlenindustrie eine häufige Erscheinung ist, 
führt oft zum Halbzeitarbeiten, bisweilen zu monate- 
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langer Einstellung der Produktion ^). Lohnstreitigkeiten 
sind immer an der Tagesordnung und jedes Jahr brechen 
zahlreiche sich in die Länge ziehende Strikes aus. Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer stehen auf dem Kriegsfuss 
und sind gegen einander in Vereinen organisirt. Arbeiter- 
unionen wuchern, der Korpsgeist ist unter den Bergleuten 
stark ausgeprägt. Trotzdem die Schandthaten der sech- 
ziger Jahre (MoUy Maguires) in den letzten Jahren ab- 
genommen haben, bestehen noch immer die sogenannten 
»Conspiracy laws«, welche Nöthigung, Bedrohung und 
Einschüchterung mit schwerer Strafe belegen. Früher 
wurde jede gewöhnliche Vereinigung der Arbeiter zur 
Besserung ihrer Lage als Verschwörung betrachtet und 
als solche bestraft. Diese Politik hatte aber viel weniger 
die Verminderung der Strikes etc. als die Steigerung der 
schon im grossen Masse vorhandenen Rohheit zur Folge. 
Heute bezwecken die Conspiracj laws hauptsächlich die 
Freiheit des einzelnen Arbeiters ^) zu sichern. 

Die Gesetzgebung jener Staaten sucht nicht 
die Nachtheile, welche sich aus der Natur der Produktion 
für die Gestaltung der Lohnverhältnisse der Arbeiter er- 
geben, zu heben, sondern beschränkt sich im Wesentlichen 
auf den Schutz der Arbeiter vor den zahlreichen und 
grossen Gefahren, welche mit ihrer täglichen Arbeit ver- 
knüpft sind. Sie reicht nicht weit in die Vergangenheit 
zurück und wurde in der Regel durch furchtbare Berg- 
katastrophen veranlasst. Wie die Arbeiterschutzgesetz- 
gebung überhaupt, so erscheint auch die Bergwerksgesetz- 



1) Vgl. darüber Jahresbericht des »Secretary of Internal af- 
fairs of Pennsylvaniac Part. III. S. I— IV. 

2) Siehe oben S. 43. 
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gebung, soweit sie Arbeiterschutzbestimmungen enthält, 
keineswegs als ein Ergebniss des sorgenden Yoraussehens 
des Staates, sondern vielmehr durch den mächtigen Druck 
der Verhältnisse entstanden. Die Gesetzgebung von Penn- 
sylvania ^), neben derjenigen von Illinois die vollkom- 
menste, begann im Jahre 1869 und war die Folge der 
entsetzlichen Katastrophe von Avondale, bei welcher die 
ganze Mannschaft einer Grube, 109 Menschen, durch eine 
Explosion das Leben einbüsste. Diejenige von Ohio ^) 
folgte dem Brande der >Atwater slosse« im Jahre 1874; 
diejenigen von Illinois ^), Jowa *) und Indiana ^) sind noch 
jüngeren Datums. 

Bisher ist noch keine dieser Gesetzgebungen zu einem 
definitiven Abschluss gelangt; jede ist noch im Fluss. Es 
wird fortwährend in den Staaten an denselben geändert. 
Diejenige von Ohio bezeichnet A. Roy als »a piece of 
bungling legislation« und in Pennsylvania wird die Noth- 
wendigkeit einer Revision von dem Chef des Bureaus für 
Arbeitsstatistik stark betont. Derselbe schlägt ihre Re- 
vision durch eine Kommission von Sachverständigen vor, 
und empfiehlt zur Erleichterung der legislatorischen Auf- 
gabe die Nachahmung der englischen Berggesetzgebung. 

1) Ausser dem Gesetz von 1869 kommen in Betracht diejeni- 
gen von 1870 und 1873. 

2) Revised Statutes of Ohio Part. I. Title 3 chap. 9; siehe 
ferner V. Jahresbericht des Bureaus für Arbeitsstatistik 1881, S. 237 ff. 

8) Revised Statutes of Illinois chap. 93. An act providing for 
the health an safety of persons employed in coal mines. May 28, 
1879; ferner Amendement von 1883 Juue 21; auch II. Jahresbe- 
richt des Bureaus für Arbeitsstatistik 1882, S. 389ftl; ferner Supp- 
lemental-Report des Jahres 1883, S. 133 ff. 

4) Gesetz von 1880. 

5) Gesetz von 1879. 
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Alle diese Gesetze zeigen mancherlei Aehnlichkeit in 
ihren Hanptbestimmungen bezüglich der allgemeinen Sicher- 
beits- und Gesundheitsmassregeln, wie der besonderen 
Schutzmassregeln für die Arbeiter und der Strafe für 
üebertretungen. Es erscheint daher zweckmässig, nicht 
die Darstellung derselben nach Staaten gesondert nach 
einander zu geben, sondern nach dem Gegenstande unter 
Vergleichung der betreflFenden Gesetzgebung der Einzel- 
staaten. Bezüglich der Berginspektion aber ist in den 
Einzelstaaten der Unterschied der Organisation derselben 
ein so grosser, dass wir diese für jeden Einzelstaat be- 
sonders zur Darstellung bringen müssen. Die wichtigsten 
Gesetze sind die von Pennsylvania und Illinois. 

1. Die aUgemeinen Sicherbeits- und Oesundheitsmassregeln. 

Dieselben erstrecken sich auf folgende Punkte: Gruben- 
karte und Betriebsplan ; Ein- und Ausgänge; Ventilation; 
Sicherheitslampen; Thüren; Sprachrohre; Ein- und Aus- 
fahrt; Einfriedigung von Maschinen; innere Inspektion. 

1. Grubenkarte und Betriebsplan ^). Alle 
fünf Staaten verlangen behufs Kontrole der Bergwerke 
von den Bergwerkseigenthümern oder deren Agenten die 
Aufstellung einer Karte oder eines Planes der Beschaffen- 
heit der Grube und deren Bauanlagen, von welchen eine 
Kopie ina Betriebsbureau aufzubewahren und eine andere 
dem Berginspektor zu übergeben ist. Alle Aenderungen 
in den Anlagen müssen ein- oder zweimal jährlich dem 
Inspektor angezeigt werden. Falls der betreffende Plan 

1) Pennsylvania g 1. Illinois § 4. Ohio S. 296. Jowa S. 7. 
Indiana S. 3. 
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niclit zeitgemäss aufgestellt worden ist, hat der Inspektor 
die Befugniss, einen solchen auf Kosten des Eigenthümers 
aufstellen zu lassen. 

2. Ein- und Ausgänge*). Mit jeder Kohlen- 
schicht (Stratum) müssen mindestens zwei Schachte oder 
Ausgänge, durch natürliche Strata getrennt, in Verbin- 
dung stehen. 

3. Ventilation ^). Das Gesetz von Pennsylvania 
schreibt eine Luftmenge von nicht weniger als 55 Kubik- 
fuss per Sekunde oder 3300 per Minute för je 50 Berg- 
leute vor, die Gesetze von Indiana, Jowa, Ohio und Illi- 
nois verlangen 100 Cubikfuss per Minute und Person. 
In Pennsylvania müssen alle von explosiven Gasen heim- 
gesuchten Schachte in 2—4 »Panels» eingetheilt und 
jeder durch einen besonderen Luftstrom ventilirt werden, 
auch dürfen in einem derselben nicht mehr wie 50 Per- 
sonen gleichzeitig beschäftigt werden. 

4. Sicherheitslampen ^). Sicherheitslampen 
sind überall vorgeschrieben. Die Gesetze von Pennsyl- 
vania und Ohio bestimmen, dass alle Sicherheitslampen 
das Eigenthum des Grubenbesitzers sein und unter der 
Aufsicht einer besonderen dem inneren Aufseher unter- 
geordneten Person stehen müssen. 

5. T h ü r e n *). In Pennsylvania und Ohio müssen 
alle Thüren, welche die Ventilation beeinflussen, so einge- 



1) Pennsylvania § 3. Illinois § 3. Ohio S. 297. Jowa S. 8. 
Indiana S. 5. 

2) Pennsylvania § 7. Ohio S. 298. Illinois § 4. Jowa S. 9. 
Indiana S. 18. 

3) Pennsylvania § 9. Ohio S. 301. 

4) Pennsylvania § 9. Ohio S. 301. 
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richtet sein, dass sie nicht offen stehen können, die Haupt- 
thüren auf den Fahrwegen müssen doppelt sein und einen 
besonderen Aufseher haben, der sie stets zu überwachen 
und deren Offenstehen zu verhindern hat. 

6. Sprachrohre^). Die Gesetze aller fünf Staaten 
machen deren Einrichtung für jeden Schacht oder Schräge 
obligatorisch. 

7. Ein- und Ausfahrt^). Alle Staaten sorgen 
für die sichere Ein- und Ausfahrt der Arbeiter. Die 
Aufzüge und andere Vorrichtungen müssen mit Sicher- 
heitsbrechen und Decken versehen werden und unter der 
Leitung eines fähigen Ingenieurs stehen, der nicht unter 
18 Jahre alt sein darf. 

8. Einfriedigung der Maschinen^). Sämmt- 
liche Maschinen in und um den Bergwerken, auch die 
Höhe der Schachte und die Eingänge von verlassenen 
Schrägen müssen sorgfältig eingefriedigt werden. In 
Pennsylvania und Illinois sollen alle Dampfkessel ^) in 
guter Ordnung gehalten und mindestens alle 6 Monate 
untersucht und das Ergebniss der Inspektion dem Berg- 
inspektor gemeldet werden. 

9. Innere Aufseher (Mining boss ^). Pennsyl- 
vania, Ohio und Indiana machen es ausdrücklich zur Pflicht 
der Grubenbesitzer resp. deren Agenten, um die Ventilation 
besser zu sichern und für die Sicherheit und Gesundheit 



1) Pennsylvania § 10. Ohio S. 299. Jowa S. 11. Illinois § 6. 
Indiana S. 9. 

2) Pennsylvania § 10, 16. Ohio S. 300. Illinois § 7. Jowa 
S. 12. Indiana S. 10. 

3) Pennsylvania § 38. Illinois § 8. Ohio S. 300. Jowa S. 12. 

4) Pennsylvania § 38. Illinois § 8. 

5) Pennsylvania § 8. Ohio S. 298, 301. Indiana S. 16. 
T a i t , Arbeitenohutsgesetsgebang. 1 1 
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der Bergleute besser zu sorgen, einen besondern inneren 
Aufseher anzustellen, der eine sorgfaltige Kontrole über 
die Ventilationsapparate, über die Ein- und Ausgänge etc. 
ausüben soll. Der betreffende Beamte hat auch für die 
stete Freihaltung der Signalapparate zu sorgen und jeden 
Tag, vor dem Eingang der Bergleute in die Gruben, bei 
solchen Gruben, in denen explosive Gase entstehen, den 
allgemeinen Zustand der Arbeitsstätten etc. sorgfältig zu 
untersuchen. Die Bergleute sollen nicht einfahren, ehe 
die Gefahrlosigkeit der Grube festgestellt und gemeldet, 
oder die Ursache der Gefahr beseitigt worden ist. Beim 
Verlassen der Grube soll der Aufseher wiederum nach- 
sehen, ob sämmtliche Sicherheitsapparate in Ordnung sind. 
Er hat insbesondere auch die Pflicht, die Ventilation 
mindestens einmal wöchentlich zu messen und die Er- 
gebnisse der Messungen monatlich dem Berginspektor zu 
melden. 

2. Besondere Schntzbestimmnngen für Arbeiter. 

1. Die Lohnber echnung. Das Gesetz vom 3. 
März 1873 in Pennsylvania setzt das Gewicht eines 
Busheis Kohlen zum Zweck der Lohnberechnung auf 
76 Pfund und der Tonne auf 2000 Pfund fest. Die Be- 
stimmung gilt jedoch nur für 8 Grafschaften des Staates. 

§ 3 des Gesetzes bestimmt, dass in Bergwerken bi- 
tuminöser Art, wo nach Gewicht gearbeitet wird, die 
Kohlen Waagen von gleicher Gapacität sein müssen und 
dass die Capacität durch den »Sealer of weights and mea- 
sures« der Grafschaft zu prüfen und an denselben zu ver- 
merken ist. 
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§ 4 enthält die wichtige Bestimmung, dass in bitu- 
minösen Gruben der 8 Grafschaften den Bergleuten die 
Befugniss zusteht, einen »Check weighman« anzustellen, 
der dem Wiegen der Kohlen stets beizuwohnen und dessen 
Richtigkeit zu tiberwachen hat. Im Falle von Streitig- 
keiten zwischen demselben und den Grubenagenten soll der 
»sealeri die Sache untersuchen und Entscheidung treffen. 

J o w a ^) gewährt dasselbe Recht , sorgt aber nicht 
ftlr die Fälle von Streitigkeiten. In Illinois^) ist nur 
die Anstellung des »Check weighman« vorgesehen. In- 
diana^) imd Ohio gewähren den Bergarbeitern das Zu- 
trittsrecht zu den Waagen, um die Richtigkeit der Wägung 
zu prüfen. 

2. Die Kinder- und Frauenarbeit*). Die 
Schutzbestimmungen beschränken sich auf folgende: Penn- 
sylvania verbietet die Beschäftigung von »Knaben« 
unter 12 Jahren, bestimmt dagegen nichts bezüglich der 
Frauenarbeit. Illinois verbietet die Beschäftigung von 
Kindern unter 12 Jahren, ferner von solchen Kindern 
unter 14 (d. h. zwischen 12 — 14) Jahren, die nicht lesen 
und schreiben können, und von Frauen. In Ohio dürfen 
Knaben unter 12 Jahren gar nicht und Knaben zwischen 
12 — 16 Jahren, wenn sie nicht lesen und schreiben können, 
nicht beschäftigt werden. In Jowa dürfen Knaben un- 
ter 12 Jahren, in Indiana solche unter 14 Jahren gar 
nicht beschäftigt werden. 



1) Jowa S. 17. 

2) Illinois, Gesetz vom 14. Juni 1888. 

3) Indiana S. 14. Ohio S. 305. 

4) Pennsylvania § 10. Illinois § 6. Ohio S. 302. Indiana S. 21, 

11* 
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3. Strafen^). 
Die Strafen für die Uebertretungen der gesetzlichen 
Vorschriften variiren: In Pennsylvania 50 Doli, oder 
Gefängniss nach dem Ermessen des bezüglichen Gerichtes ; 
in Illinois 50—200 Doli, für das erste Vergehen, 100 
bis 500 Doli, für das zweite; in Ohio nicht über 50 Doli, 
oder Gefängniss bis 30 Tage oder beides; in Indiana 
nicht über 500 Doli, für jede Verletzung; dieselben Be- 
stimmungen auch in Jowa. 

4. Die Bergwerksinspektion. 

1. Pennsylvania. Nach dem Gesetz vom 12. April 
1869, welches zuerst eine besondere Bergwerksinspektion 
anordnete, wurde nur ein Inspektor für die Grafschaft 
Schuylkill vorgesehen. Aber schon im folgenden Jahre 
wurden durch Gesetz vom 1. Juni 1870 drei für vier Graf- 
schaften (Schuylkill, Dauphin, Northumberland, Columbia) 
eingesetzt. 1871 kamen drei weitere für die beiden, in 
drei Inspektionsbezirke getheilten Grafschaften Luzerne 
and Carbon hinzu. v 

Die Bergwerke in allen diesen Grafschaften sind An- 
thracitwerke. Für die bituminösen Bergwerke bestand bis 
zum Jahre 1877 noch keine Inspektion. Eine solche wurde 
durch ein Gesetz von diesem Jahre geschaffen, welches 
diese Bergwerke in 4 Bezirke eintheilte und für jeden Be- 
zirk einen Inspektor, also 4 neue Inspektoren, anordnete. 



1) Penneylvania § 10. Illinois § 10. Ohio S. 68, 71. Revi- 
sed Statutes; vgl. cit. Bericht 1881, S. 241. Indiana S. 22. Jowa 
S. 13. 
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Wir haben den Wortlaut dieses Gesetzes nicht beschaflfen 
können; nach den Berichten des arbeitsstatistischen Bu- 
reaus ^) scheinen dieselben aber die gleichen Rechte, Be- 
fugnisse und Pflichten wie die Inspektoren für die An- 
thracitbergwerke zu haben. Ihre Ernennung erfolgt je- 
denfalls in gleicher Weise, ihr Gehalt beträgt 2000 Doli. 

Die Ernennung sämmtlicher Inspektoren 
geschieht durch den Gouverneur auf Antrag einer Prü- 
fungskommission, die aus 3 berufsmässigen Bergleuten 
und 2 sachverständigen Bergingenieuren, deren Ernennung 
dem »Court of Common Pleas« zusteht, zusammengesetzt ist. 

Bezüglich der Qualifikation der Inspektoren ist 
vorgeschrieben: Sie müssen mindestens 30 Jahre alt, Bür- 
ger des Staates Pennsylvania sein, Eenntniss der verschie- 
denen Kohlenbergwerkbetriebssysteme, nahe Bekanntschaft 
(connection) mit den anthracitischen Gruben des Staates, 
und während 5 Jahren auch Erfahrung im Betrieb und in 
der Ventilation der von Feuerdampf und schädlichen (ge- 
fährlichen) Gasen heimgesuchten Kohlenbergwerke haben. 
Die Anstellung erfolgt auf 5 Jahre, der Gehalt ist 3000 Doli. 

Vor dem Amtsantritt hat jeder Inspektor sich durch 
Eid oder Gelübde (Zusage) zur treuen und unparteiischen 
Ausübung seiner Funktionen zu verpflichten und sich mit 
den vollkommensten modernen Instrumenten etc. zu ver- 
sehen. Die Kontrole aller Inspektoren §teht dem »Court 
of Common Pleasi zu. Durch denselben können sie auch 



1) Vgl. Bericht des arbeitsstatistischen Bureaus von Pennsyl- 
vania 1882, Abschnitt »Reports of inspectors of bituminous minesc, 
ferner Bericht des arbeitsstatistischen Bureaus von Illinois 1882, 
Abschnitt »Mine inspection in lUinoist, wo man eine Beschreibung 
des Fennsystems findet. 
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abgesetzt werden. Das Gesetz von Pennsylvania hat dar- 
über folgende Bestimmung: >Wenn es in einer von nicht 
weniger als 15 ehrbaren mine Operators oder Bergarbei- 
tern oder beiden zusammen unterzeichneten Petition dar- 
gelegt ist, dass der betreffende Inspektor seine Aufgaben 
in grober Weise vernachlässigt, oder dass er unfähig oder 
schuldig eines Amtsmissbrauches ist, hat das Gericht den 
Inspektor vorzuladen und eine genaue Prüfung der An- 
klage vorzunehmen. Trifft letztere zu, so muss die Ab- 
setzung des bezüglichen Inspektors sofort erfolgen« ^). 

Die Pflichten der Inspektoren bestehen darin: 
Sie haben Pläne, Karten oder sonstige Dokumente der 
Bergwerke ihrer Distrikte aufzubewahren, die persönliche 
üeberwachung und Untersuchung der Kohlenbergwerke 
so oft, als es die sonstigen Amtsgescbäfte gestatten, aus- 
zuführen , und dafür zu sorgen , dass sämmtliche auf 
Sicherheit und Gesundheit der Bergarbeiter zielenden Vor- 
schriften beobachtet werden. Sie sollen ferner jeder Un- 
tersuchung des Coroners bei Todesfällen beiwohnen. All- 
jährlich haben sie über die Ergebnisse ihrer Inspektionen 
dem Gouverneur schriftlichen Bericht zu erstatten. 

Sie haben das Recht, sämmtliche Bergwerke und 
Gruben ihrer Distrikte bei Tag und Nacht jederzeit zu 
betreten (jedoch ohne den Betrieb zu verhindern). Be- 
sitzer, Agenten oder sonstige Personen sind verpflichtet, 
ihnen alle zur Unterstützung der Inspektion erforderlichen 
Mittel zur freien Verfügung zu stellen^). 

2. Ohio ^). Hier gibt es trotz der zahlreichen Kohlen- 

1) Pennsylvania § 24. 

2) Penneylvania § 27. 

3) Ohio sect. 290. 
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werke nur einen Inspektor. Dieser wird direkt von dem 
Gouverneur ohne die Vermittlung einer Prüfungskommission 
(wie in Pennsylvania) auf 4 Jahre ernannt. Hinsichtlich 
seiner Qualifikation wird verlangt: genügende Kenntnisse 
der Chemie, Geologie und Mineralogie, eine praktische 
Kenntniss der Betriebs- und Ventilationssysteme, wie in 
Pennsylvania. Auch die andern Anforderungen dieses 
Staates werden hier gleichfalls gestellt. 

Die Anstellung erfolgt auf 4 Jahre, der Gehalt be- 
trägt 3200 Doli. 

Die Pflichten sind ungefähr die nämlichen, wie in 
Pennsylvania. 

Eine Absetzung ^) erfolgt durch eine vom Gouverneur 
einberufene Prüfungsbehörde, welche sich aus zwei berufs- 
mässigen Bergarbeitern, einem Chemiker, einem Berg- 
ingenieur und einem Bergbautreibenden zusammensetzt. 

3. J o w a *). Auch hier ist die ganze Inspektion 
einem Inspektor übertragen. Derselbe wird auf 2 Jahre 
mit einem Gehalt von 1500 Doli, wie in Ohio ernannt 
und hat als Kaution für die gewissenhafte Erfüllung seiner 
Pflichten einen Bonds von 2000 Doli, zu stellen. Die 
Pflichten sind die gleichen, wie in Ohio und Pennsylvania. 

4. Indiana^). Der Staat hat gleichfalls nur einen 
Inspektor. Dessen Ernennung erfolgt auf 4 Jahre, wie in 
Ohio und Jowa durch den Gouverneur ohne Vermittlung 
einer Prüfungskommission und gegen Hinterlegung einer 
Kaution von 10,000 Doli. 

Bezüglich der Qualifikation ist hier noch besonders 



1) Sekt. 304. 

2) Sekt. 1—6. 

3) Sekt. 17-20. 
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bestimmt, dass der Inspektor nicht weniger als 12 Jahre 
in Bergwerken praktisch thatig gewesen sein muss und 
davon 2 Jahre sogar als Bergarbeiter. 

Ein grosser Mangel dieses Gesetzes ist, dass der In- 
spektor nicht vom Staate besoldet wird, sondern auf die 
Erhebung einer Gebühr von 5 Doli, für jede Inspektion, 
welche die Eigenthümer zu zahlen haben, angewiesen ist. 

Sämmtliche Kohlenwerke des Staates hat er 2 mal 
jährlich zu untersuchen. 

5. Illinois. In diesem kohlenreichen, nach Penn- 
sylvania am meisten Kohlen producirenden Staate ist die 
Bergwerksinspektion neu geregelt worden durch die Ge- 
setze vom 18. und 21. Juni 1883 ^). 

Bis dahin war die Inspektion eine sehr unvollkom- 
mene und ungenügendes Es war den Grafschaftsgerichten 
jeder Grafschaft überlassen, für die Ernennung und Be- 
soldung eines Inspektors zu sorgen; die Gerichte konnten 
auch die Amtsdauer bestimmen. Die Pflichten solcher 
Inspektoren waren gesetzlich in ähnlicher Weise wie in 
Pennsylvania bestimmt. Wenn alle Grafschaften, deren 
Zahl in Illinois 46 beträgt, geeignete Personen zu In- 
spektoren ernannt und denselben ordentliche Gehälter 
gegeben hätten, so hätte auch diese Decentralisation der 
Bergwerksinspektion einen genügenden Zustand derselben 
herbeigeführt. Aber das Gegentheil war der Fall. Ein 
Theil der Grafschaftsgerichte ernannte gar keinen In- 
spektor, 1882 z. B. fehlten solche in 4 Grafschaften, in 
denen ca. 125,000 Tonnen Kohlen produzirt wurden. 



1) An act providing for the healih and safety of persons em- 
ployed in coal-mines. 
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Ausserdem aber waren in einzelnen Grafschaften die den 
Inspektoren ausgesetzten Gehälter so gering, dass man 
als solche nur völlig ungeeignete Leute, welche diese 
Inspektion auch nur als ein Nebenamt und als einen 
Nebenerwerb acceptirten, haben konnte. Eine Grafschaft 
z. B. (Grenada), in welcher 29 Bergwerke mit 1500 Ar- 
beitern im Betrieb waren, zahlte ihrem Inspektor nur 
den Gehalt von 90 Doli., andere zahlten sogar noch we- 
niger. Es gab Gehälter von 60 Doli., ja bis zu 4,50 Doli, 
herab. Daher kam es, dass die meisten Inspektoren Berg- 
arbeiter waren, die nebenher die Inspektion besorgten, 
diese aber den beabsichtigten Zweck völlig verfehlte. 

Das neue Gesetz von 1883 hat diesen Zustand be- 
seitigt und eine Pennsylvania ähnliche Inspektion ge- 
schaffen. Der Staat ist, unabhängig von der Grafschafts- 
eintheilung, in 5 Inspektionsbezirke eingetheilt; für jeden 
Bezirk wird ein Inspektor mit derselben Qualifikation und 
in ähnlicher Weise wie in Pennsylvania ernannt (vom 
Gouverneur) auf Vorschlag einer Prüfungskommission, 
deren 6 Mitglieder von dem Bureau für Arbeitsstatistik 
ernannt werden. Diese Kommission hat auch eventuell 
über die Absetzung unfähiger oder sonst ungeeigneter 
Inspektoren zu entscheiden. Die Pflichten und Befugnisse 
der neuen Inspektoren sind die gleichen wie in Pennsyl- 
vania. Der Gehalt beträgt 1800 Doli. 

Den Grafschaften wurde gestattet, ihrerseits Unter- 
inspektoren zu ernennen, die beliebig von der Grafschafts- 
behörde abgesetzt werden dürfen. Dieselben sollen Tage- 
gelder zwischen 3 und 5 Doli, erhalten. 
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Auf eine Kritik dieser Berggesetzgebung soll hier 
nicht näher eingegangen werden. Nur ein paar Punkte 
derselben müssen wir zum Schlüsse noch berühren. 

Nur das Gesetz von Indiana ^) gewährt den Arbeitern 
ein Lienrecht (bei Nichtbefriedigung der Lohnansprüche) 
auf die Maschinerie, (Betriebs-) Wagen und Kohlen u. s. w. 
für jede innerhalb der letzten 2 Monate geleistete Arbeit. 

Ein den Gesetzen von Ohio, Indiana, Jowa gemein- 
samer Mangel ist es, dass sie sich nur auf diejenigen 
Bergwerke resp. Gruben, in welchen mehr als 10 resp. 
15 Arbeiter beschäftigt sind, beziehen. 

Es ist schon oben erwähnt worden, dass in Ohio von 
den ca. 600 Bergwerken ca. 300 weniger als 10 Arbeiter 
beschäftigen. Für diese besteht aber kein Schutz. Auch 
in Illinois bestand bis 1883 jene Schranke für die Ge- 
setzgebung, trotzdem auch hier die Mehrzahl der Berg- 
werke unter 10 Arbeitern hatten und namentlich viele 
verlassene Gruben mit nur 3 — 4 Arbeitern im Betrieb 
waren, in denen Luftgänge völlig fehlten und giftige Gase 
die Regel waren. Das neue Gesetz von 1883 hat jene 
Schranken beseitigt und die Berggesetzgebung auf alle 
Bergwerke ausgedehnt. 

Ein grosser Mangel der Gesetze sämmtlicher 5 Staaten 
ist es, dass sie die Frage der Haftpflicht des Bergwerk- 
besitzers für etwaige Unfälle durch Nichtbeachtung der 
gesetzlichen Vorschriften gar nicht regeln. 



1) Indiana Sect. 15. 



Anhang. 
Nr. 1. Labor Laws of Massaclinsetts. 

Chapter 48. 

Of the envployment of chüdren and regtüatiom respecting tJiem. 

Schooling and limit oflab^r ofchildren employed 
in manufactnring and other establishments. 

Section 1. No child under ten years of age shall be em- 
ployed in any manufacturing, mechanioal, or mercantile establish- 
ment in this Commonwealth; and any parent or gnardian wbo 
permits such employment shall for such offence forfeit not lese 
than twenty nor more than fifty dollars, for the use of the public 
schools of the city or town. 

Sect. 2. No child under fourteen years of age shall be so 
employed, except during the yacations of the public schools, un- 
less during the year next preceeding such employment he has for 
at least twenty weeks attended some public or private day school 
under teachers approved under section two of chapter forty-seyen 
by the school committee of the place where such school is kept^ 
which time may be diyided, so üar as the arrangements of school 
terms will allow, into two terms, each of ten consecutive weeks; 
nor shall such employment continue , unless such child in each 
and eyery year attends school as herein proyided; and no child 
shall be so employed who does not present a certificate, made by 
or under the direction oi said school committee, of his compliance 
with the requirements of this section: proyided, that a regulär 
attendance during the continnance of such employment in any 
school known as a half-time day school may be accepted by said 
school committee as a Substitute for the attendance herein required. 
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Sect. 3. Every owner, superintendeDt , or overseer of any 
such establishment shall reqaire and keep on file a certificate of 
the age and place of birth of every child under sixteen years of 
age employed therein, so long as such child is so employed, which 
certificate shall also state , in the case of a child under the age 
of fourteen years, the amount of his school attendance during the 
year next preceeding such employment. Said certificate shall be 
signed by a member of the school committee of the place where 
such attendance has been had, or by some one authorized by such 
committee ; and the form of said certificate shall be fumished by 
the secretary of the board of education , and shall be approved 
by the attornoy-general. 

Sect. 4. Every owner, Superintendent, or overseer of any 
such establishment, who employs or permits to be employed any 
child in violation of either of the two preceeding sections, and 
every parent or guardian who permits such employment, shall 
forfeit not less than twenty nAr more than fiffcy dollars for the use 
of the public schools of such city or town. 

Sect. 5. The truant officers shall, at least once in every 
school term , and as often as the school committee require,- \isit 
the establishments described in section one in their several cities 
and towns, and inqnire into the Situation of the children employed 
therein, and ascertain whether the provisions of the four precee- 
ding sections are duly observed, and report all violations thereof 
to the school committee. 

Sect. 6. The truant officers may dem and the names of the 
children under sixteen years of age employed in such establish- 
ments in their several cities and towns, and may reqaire that 
the certificates of age and school attendance prescribed in section 
three shall be produced for their inspection ; and a failure to pro- 
dnce the same shall be prima facie evidence that the employ- 
ment of such child is illegal. 

Sect. 7. Every owner, Superintendent^ or overseer in any such 
establishment, who employs, or permits to be employed therein, 
a child under fourteen years of age who cannot read and write, 
while the public schools in the city or town where such child 
lives are in session , and every parent or guardian who permits 
such employment, shall for every such offence forfeit not less than 
twenty nor more than fifty dollars, for the use of the public 
schools of such city or town. 
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Nr. 2. Chapter 74. 
0/ the employment of Idbor. 

Section 1. Any person or corporation engaged in manufao- 
turing, which requires from persona in his or its employ, under 
penalty of a forfeiture of a part of the wages eamed by them, 
a notice of intention to leave such employ, shall be liable to the 
payment of a like forfeiture if he or it discharges without simi- 
lar notice a person in such employ except for incapacity or mis- 
conduct, unless in case of a general Suspension of labor in his or 
its Shop or factory. 

Sect. 2. Whoever by intimidation or force prevents or seeks 
to prevent a person from entering into or continuing in the em- 
ployment of a person or corporation shall be punished by fine bf 
not more thän one hundred dollars. 

Sect. 3. No person or corporation shall, by a special contract 
with persons in his or its employ, exempt himself or itself from 
any liability which he or it might otherwise be under to such per- 
sons for injuries suöered by them in their employment and which 
result from the employer^s own negligence or from the negligence 
of other persons in his or its employ. 

/Sect. 4. No minor under eighteen years of age and no wo- 
man shall be employed in laboring in any manufacturing esta- 
blishment more than ten hours in any one day, except when it 
is necessary to make repairs to prevent the interruption of the 
ordinary running of the machinery, or when a different appor- 
tionment of the hours of labor is made for the sole purpose of 
making a shorter day's work for one day of the weekj and in 
no case shall the hours of labor exceed sixty in a week. Every 
employer shall post in a conspicuous place in every room where 
such persons are employed a printed notice stating the nuniber 
of hours' whork required of them on each day of the week; and 
the employment of any such person for a longer time in any day 
than that so stated shall be deemed a violation of this section, 
unless it appears that such employment is to make up for time 
lost on some previous day of the same week in consequence of 
the stopping of machinery upon which such person was employed 
or dependent for employment. 

Sect. 5. Whoever, either for himself, or as Superintendent, 
overseer, or other agent of another, .employs or has in his em- 
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ployment any person in violation of the provisions of the precee- 
ding section, and every parent or guardian who permits any mi- 
nor to be 80 employed; shall be punished by fine of not lese than 
fifty nor more than one handred dollars for each offence. Said 
penalty shall extend to corporations. A certificate of the age of 
a minor made by him and by his parent or guardian at the time 
of his employment in a manufactaring establishment shall be 
conclosive evidence of his age upon any trial for a yiolation of 
the preceeding section. 



Nr. 3. Chapter 104. 

Of the inspection of buädmgs. 
(As amended 1882, chapter 208 and 866.) 

Section 13. The belting, shaffcing, gearing, and drums of all 
factories, when so placed as to be, in the opinion of the inspeo- 
tors mentioned in section nine of chapter one handred and three, 
dangeroas to persons employed therein while engaged in their 
ordinary duties, shall be as far as practicable secarely guarded. 
No machinery, other than steam-engines , in a factory, shall be 
cleaned while running, if objected to in writing by one of said 
inspectors. All factories shall be well yentilated and kept clean. 

Sect. 14. The openings of all hoistways, hatchways, eleya- 
tors, and well-holes, upon every floor of a factory or mercantile 
or public building, shall be protected by good and sufficient trap- 
doors, or self-closing hatches and saf ety-catches , or such other 
safeguards as said inspectors direct; and all due diligence shall 
be used to keep such trap-doors closed at all times, except when 
in actual use by the occupant of the building haying the use 
and control of the same. All elevator-cabs or cars, whether used 
for freight or passengers^ shall be provided with some suitable 
mechanical device, to be approved by the said inspectors, whe- 
reby the cabs ör cars will be securely held in the event of acd- 
dent to the shipper-rope, or hoisting machinery, or from any si- 
milar cause. 

Sect. 15. All factories and manufactaring establishments, 
three or more stories in height, in which forty or more persons 
are employed, unless supplied with a sufficient number of tower 
stairways, shall be provided with sufficient fire-escapes, properly 
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constructed upon the outside thereof, and connected with the 
interior bj doors or Windows, with suitable landings at every 
story above the first, including the attic, if the same is occupied 
for workrooms. Such fire-escapes shall . be kept in good repair 
and free from obstruction. Fire-escapes existing on the firat day 
of July, in the year eighteen hundred and seventy-seven, need 
not be ohanged in consequence of the provisions of this section, 
unless such change is necessary for the protection of life. Cities 
may by ordinance provide that the provisions of this section re- 
lating to fire-escapes shall apply to all buildings three or more 
stories in height within their limits. 

Sect. 16. Every room above the second story in factories or 
Workshops in which five or more operatives are employed shall, 
except as provided in the foUowing section, be provided with 
more than one way of egress by btairways on the inside or out- 
side of the building; and such stairways shall be, as nearly as 
may be practicable, at opposite ends of the room. Stairways on 
the outside of the building shall have suitable railed landings 
at each story above the first, and shall connect with each story 
of the building by doors or Windows opening outwardly; and 
such doors, Windows, and landings shall be kept at all times clear 
of obstruction. 

Sect. 17. A factory or Workshop which before the fifteenth 
day of April in the year eighteen hundred and eighty had proper 
fire-escapes, in accordance with section fifteen, need not conform 
to the provisions of the preceeding section, unless since such fire- 
escapes were constructed there have been such changes in the 
building or in the number of persons employed t her ein as to 
make it in the opinion of the inspectors necessary for the pro- 
tection of life. 

Sect. 18. Said inspectors may accept such other provision for 
escape in case of fire, instead of those required in section sixteen, 
as may seem to them to be ample for the purpose; but women 
or children shall not be employed, above the second story, in a 
room from which there is only one way of egress. 

Sect. 19. All the main doors both inside ant outside in fac- 
tories shall open outwardly , when the inspectors of factories in 
writing so direct. Each story shall be amply supplied with means 
for extinghuise fire. 

Sect. 20. (This section prescribes the means of egress from 
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churohes and public building etc. ; and is not germane t-o the sub- 
ject of labor, except the foUowing conceming tenementhonses.) 
Every building three or more stories in height, in whole or in 
part nsed, occupied, leased, or' rented, or designed to be used, oc- 
cnpied, leased, or rented for a tenement to be occupied by more 
than four families, or a lodging house, ahall be provided with a 
sufficient means of escape in case of fire, to be approved by the 
inspector of factories and public buildings. 

Sect. 21. No explosive or inflammable Compound shall be 
used in any factory in such place or manner as to obstruct or 
render hazardous the egress of operatives in case of fire. 

Sect. 22. Any person or Corporation being the owner, lessee 
or occnpant of a manufactoring establishment, factory or Work- 
shop, or owning or Controlling the use of any buildingor room 
mentioned in section twenty, shall for the violation of any pro- 
visions of sections thirteen to twenty-one inclusive ^ be punished 
by a fine of not less than fifty nor more than five hundred dol- 
lars, and shall also be liable for all damages suffered by an em- 
ployd by reason of such violation; but no criminal prosecution 
shall be made for such violation until four weeks after notice in 
writing by an inspector of factories and public buildings of any 
changes necessary to be made to comply with the provisions of 
Said sections has been sent by mail or delivered to such person 
or Corporation , nor then , if in the meantime such changes have 
been made in accordance with such notification. Notice to one 
member of a firm , or to the clerk or treasurer of a corporation, 
owning, leasing , occupying or Controlling, as aforesaid, shall be 
deemed a sufficient notice under this section to all the members 
of such firm or to such corporation. Nothing in this section shall 
be so construed as to prohibit a person injured from bringing an 
action to recover damages for his injuries. 

Sect. 23. The authority of said inspectors to enforce the pro- 
visions of sections thirteen to twenty-two inclusive shall not ex- 
tend to the city of Boston, or to any other city which, under its 
charter or any other special Statute, has officers specially appoin- 
ted for the enforcement of the same or similar provisions. 

Sect. 24. A district police officer detailed to perform the 
duties required by sections thirteen to twenty-one inclusive who 
fails to perform such duties faithfully shall be immediately dis- 
charged from hijs Office. 
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Nr. 4. Tenement inspectlon laws of the city of Chicago. 

An Ordinance for the regulation and inspectlon of fac- 
tories, Workshops, stores, warehouses, wards, and all other places 
of employment. 

Section 1. Be it ordained by the City Council 
ofthe City of Chicago. That whoever employs, or causes 
to be employed, any person or persons in any factory, Workshop, 
störe, warehouse, yard, grain elevator or other place of service 
or employment where hired service, or any manual labor is per- 
formed, shall not be permitted to putat work more persons in 
any one room or place than the laws of health will Warrant; all 
such rooms or places of employment shall have a Ventilator or 
Ventilators, or other appliances sufficiently large to carry of fall 
foul or impure air, and to reduce the air of such room or place 
of employment to the Standard of fresh air, and there shall be 
allowed to each person in a work room at least five hundred 
(500) cubic feet air pace. Such places shall also have sufficient 
doors and stairways and fire escapes for the escape of the em- 
ployes in case of fire or any other accidents. All such places of 
two or more stories high, shall have, for every twenty feet of 
frontage, one front stairway and one rear stairway, not less than 
fifty fest apart. 

Sect. 2. Every vat, pan or other structure with molten me- 
tal or hot liquid, shall be surrounded with proper safeguards for 
preventing accidents or injury to those employed at or near them. 
All belting, shafting, gearing, hoists, fly-wheels, elevators and 
drums of manufacturing establishments, so located as to be dange- 
rous to employes when engaged in their ordinary duties, shall be 
securely guarded or fenced so as to be safe to every person em- 
ployed in the place of employment where such things are used. 

Sect. 3. All such places of employment or service shall be 
kept in a cleanly condition, free from the effluvia of a sewer, 
drain, privy, stähle, or other nuisance, also from gases, vapors, 
dust or other impurities generated by manufacturing processes 
or otherwise, and injurious to health. Sufficient and separate 
privies and urinals shall be provided for male and female em- 
ployes, and such privies shall be ventilated. 

Tait, Arbeitersohutzgesetzgebnng. 12 
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Sect. 4. The walls and roofs, doors and Windows shall be 
kept in good repair , so as to ke^p out rain, wind and snow. 

Sect. 5. The Commissioner of Health shall visit or cause to 
be visited by an officer, all such places of employment or Service 
within the city, at least once a month, to see that the provisions 
of this ordinance are complied with, and shall have such arrange- 
ments made as may be deemed necessary for the safety and health 
of the employes, pursuant to the terms of this ordinance, and 
such laws as may be in force concerning health and sanitär y 
measures. 

Sect. 6. The Commissioner of Health shall, annually, dnring 
the first quarter of each and every fiscal year, place füll and de- 
tailed Statistical reports of the work of the inspectors before the 
city Council. The reports shall speeify the foUowing: 

1. Number of males and females of all ages employed ; also 
number of boys and girls under 15 years of age employed. 

2. The number of violations of this ordinance and the number 
of abatements, with detailed accounts of improvements affected. 

3. General and special sanitary condition of all people in labor 
or Service in factories, Workshops, stores, warehouses, eleva- 
tors, yards and domestic workrooms. 

4. NuDiber and kind of dangerous and unhealthy employments, 

and diseases of the several trades and occupations. 
Such reports shall be printed as public documents for the 

Information of the people. 

Section 7. There shall be afßxed at the entrance of each 
place of employment, and in such other place as the inspector 
for time being may direct, a copy of this ordinance, in large 
type, on card paper. ' Any corporation, manufacturer, employer, 
agent , or other person refusing admission to bis or her fiictory, 
Workshop, störe or other place of employment or service, to the 
Commissioner of Health or other officer, or refusing to comply 
with the provisions of this ordinance, shaU be fined not less than 
fifty doUars, and not more than two hundred doUars for each 
oflfense. All fines to be recovered in the name of the city, and 
when collected to be paid into the city treasury. 

Sect. 8. The ordinance for the regulation and inspection of 
factories and Workshops, passed October 27. 1879 and all other 
ordinances or parts of ordinances in conflict herewith, are hereby 
repealed. 
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